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Deutsch in Kaltland 

Die 31. Antifa-Konferenz der Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Nazi-Regimes in NRW fand am vergan¬ 
genen Wochenende in Solingen statt. 
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„Gegen Aktivisten“ 

Ausnahmezustand in Frankreich-ziellose Durch¬ 
suchungen, gezielte Einschüchterung. Linke und 
Gewerkschaften protestieren. 

Seite 6 



5. Februar 2016 • Nr. 5- 48. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Hintergrund 


Putin und Lenin 

Glaubwürdig sind die Bekundungen des rus¬ 
sischen Präsidenten nicht, auch heute noch 
an linken Ansichten festzuhalten. Trägt er mit 
seinen fast unbegrenzten Vollmachten doch 
die Hauptverantwortung für die schreiende 
soziale Ungerechtigkeit in seinem Land. So 
werden die Lasten der gegenwärtigen Krise 
in voller Härte den Arbeitern und Angestell¬ 
ten, den Arbeitslosen, den Rentnerinnen und 
Rentnern, den Bauern und kleinen Gewerbe¬ 
treibenden aufgebürdet. 
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Der Mob ist los 

Die menschenverachtende und rassistische AfD 


sammelt - aber wen? 



Arbeitsteilung der Rassisten: Terror auf der Straße, AfD in die Parlamente. 


L aut aktueller Meinungsumfragen 
wäre die AfD, gäbe es am nächsten 
Sonntag Bundestagswahlen, mitt¬ 
lerweile drittstärkste Partei. 12,13 Pro¬ 
zent könnte sie erreichen. Eine beun¬ 
ruhigende Vorstellung, auch wenn bür¬ 
gerliche Medienvertreter meinen, die 
würde sich bald „entzaubern“ 

Doch im März und im September 
gibt es eine Reihe von Landtagswah¬ 
len, und überall sieht es derzeit so aus, 
dass diese Typen in Fraktionsstärke in 
die Landesparlamente einziehen. 

Der „Höhenflug“ der AfD wird 
wohl - zumindest jetzt - und auch 
nach Frauke Petrys jüngsten Äußerun¬ 
gen zum Schusswaffengebrauch gegen 
Flüchtlinge anhalten. 

Am Samstag der vergangenen Wo¬ 
che hatte die Vorsitzende der AfD ge¬ 
genüber dem „Mannheimer Morgen“ 
erklärt, Polizisten müssten illegale 
Grenzübertritte verhindern und da¬ 
bei „notfalls auch von der Schusswaf¬ 
fe Gebrauch machen“. Die Vizeche¬ 
fin der AfD Beatrix von Storch legte 
nach: Nachdem die Juristin zunächst 
auf ihrer Facebook-Seite auf die Fra¬ 
ge eines Nutzers, ob man Frauen mit 
Kindern notfalls mit Waffengewalt am 
Grenzübertritt stoppen sollte, bejaht 
hatte, versuchte sie am Sonntagabend 
die Äußerung „abzumildern“. Beatrix 
von Storch, die auch Vorsitzende der 
Alternative für Deutschland in Ber¬ 
lin ist, erklärte, ihr „Ja“ habe sich nur 
auf die Frauen bezogen, nicht aber auf 
Kinder: „Gegen Kinder ist der Schuss¬ 
waffeneinsatz richtigerweise nicht zu¬ 
lässig. Frauen sind anders als Kinder 
verständig“, deshalb könne der Ge¬ 
brauch von Waffen gegen sie „inner¬ 
halb der gesetzlich engen Grenzen“ 
zulässig sein. Eine Voraussetzung sei 
beispielsweise, dass zuvor ein Warn¬ 
schuss abgegeben wurde. 

Die AfD zeigt - gewiss nicht zum 
ersten Mal - ihr menschenverachten¬ 
des und rassistisches Gesicht. Und hat 
damit Erfolg. „Die Welt“ titelte am 
31. Januar - völlig am Problem vorbei 
und wohl weitere bisherige CDU- und 
CSU-Wählerlnnen verprellend: „Kühl 


kalkulierende Lumpensammler auf 
Beutejagd“. Es geht nicht um „Lum¬ 
pen“, sondern um Menschen, verun¬ 
sicherte Menschen, die Angst vor der 
Zukunft haben, nach Orientierung und 
Halt suchen, die an Solidarität nicht 
glauben und auf Abschottung, Abwehr, 
Rückkehr zu den alten „Sicherheiten“ 
und „Werten“ hoffen - und die schein¬ 
bar bei der AfD mit ihren „Heimat“- 
Parolen und ihrer sozialen sowie politi¬ 
schen Demagogie Gehör finden. 

Hatten wir das in diesem Land 
nicht schon einmal? 

Vor Petry hatten schon auch ihr Le¬ 
bensgefährte und AfD-Landesvorsit- 
zender in Nordrhein-Westfalen, Mar¬ 
cus Pretzell (Jurist), Anfang November 
den Einsatz von Schusswaffen gefor¬ 
dert. Der dürfe zur Verhinderung der 
illegalen Einreise als „Ultima ratio“ 


nicht ausgeschlossen werden. Der stell¬ 
vertretende AfD-Vorsitzende Alexan¬ 
der Gauland, 40 Jahre lang übrigens 
Mitglied der CDU, zuletzt „Vorden¬ 
ker“ des rechtskonservativen „Berliner 
Kreises“ in der Partei, erklärte damals 
gegenüber dem „Handelsblatt“: „Ich 
sehe das ganz genauso. Unsere Gren¬ 
zen müssen effizient gesichert werden. 
Alles andere macht keinen Sinn.“ 

Jetzt gibt er - nach empörten Re¬ 
aktionen auch aus Kreisen der Polizei, 
so vom stellvertretenden Vorsitzen¬ 
den der GdP, Jörg Radek, - das Un¬ 
schuldslamm und distanzierte sich von 
seiner Vorsitzenden: „Gezieltes Schie¬ 
ßen auf Menschen kommt für die AfD 
nicht infrage“, so Gauland. „Es muss 
für die Bundespolizei andere Möglich¬ 
keiten geben, einen Grenzdurchbruch 
zu verhindern.“ 


Die Stimmung ist aber schon lan¬ 
ge gekippt, die Große Koalition gilt - 
trotz der mehrfachen Verschärfun¬ 
gen des Asylrechts - nicht wenigen 
im Land als nicht mehr handlungsfä¬ 
hig und zerstritten.In der Darstellung 
der rechten Antreiber erscheinen die 
CSU-Vertreter als kümmerliche Kriti¬ 
ker, obgleich sie und andere mit ihren 
Forderungen die extreme Rechte stär¬ 
ken und Kanzlerin Merkel als „lame 
duck“ oder Schlimmeres angreifen. 
Dabei versucht auch die immer weni¬ 
ger den Eindruck zu erwecken, dass 
ihr „Wir schaffen das“ als Gegenent¬ 
wurf zu einer rassistischen Asylpolitik 
gemeint gewesen sein könnte. 

Und die Gewalt gegen Flüchtlin¬ 
ge nimmt weiter zu: Schüsse auf eine 
Flüchtlingsunterkunft nach Silvester, 
ein Handgranatentwurf in Villingen- 


Schwenningen (Baden-Württemberg) 
in der vergangenen Woche, Brand¬ 
stiftungen, Steinwürfe und offene 
Angriffe auf Flüchtlinge. In Leipzig- 
Holzhausen verschüttete ein noch 
unbekannter Täter in der Nacht zum 
Sonnabend der vergangenen Wo¬ 
che brennbare Flüssigkeit in mehre¬ 
ren Stockwerken und im Keller eines 
Flüchtlingsheims und entzündete das 
Gemisch. Das Feuer erlosch - glückli¬ 
cherweise - noch auf einer Fußmatte. 
Am Samstagabend versuchten vier bis 
sieben Unbekannte in Leipzig-Meus¬ 
dorf, einen selbstgebauten Sprengsatz 
vor einer noch unbewohnten Unter¬ 
kunft zu zünden. Auch das misslang. 

Der SPD-Vorsitzende Sigmar Ga¬ 
briel will nun - wie auch andere - die 
AfD vom Verfassungsschutz beobach¬ 
ten lassen. Wie schön, die Beobach¬ 
tung durch einen Dienst, der tief ver¬ 
strickt ist in NSU- und andere „An¬ 
gelegenheiten“. Der Vorsitzende der 
Partei „Die Linke“, Bernd Riexinger 
twitterte „Lasst sie sich weiter demas¬ 
kieren“, das wäre das beste Mittel. 

Das beste Mittel? Das ist nach 
wie vor, gemeinsam - wie es in vielen 
Städten und Gemeinden geschieht - 
auf die Straße zu gehen, aufzuklären, 
Solidarität zu üben. Nina Hager 



„ln der Rüstung sind sie fix, für die Bildung tun sie nix!“ 

Militär ist Bundesregierung doppelt so viel wert wie Bildung 


Es fehlt in deutschen Schulen an Päd¬ 
agogen, an „pädagogischer Infrastruk¬ 
tur“ - und an Geld. Das erinnert an 
die Losung der SDAJ: „In der Rüs¬ 
tung sind sie fix; für die Bildung tun 
sie nix!“ 

Der Vergleich in aktuellen Zah¬ 
len ausgedrückt: Der Militärhaushalt 
umfasst aktuell offiziell 34,3 Milliar¬ 
den Euro, eine Steigerung von 1,32 
Milliarden Euro gegenüber dem Vor¬ 
jahr. Beschlossen von der Bundestags¬ 
mehrheit am 25. November vergange¬ 
nen Jahres. Als „Zugabe“ gibt es im 
Haushalt 100 Millionen Euro, die mit 
der Bezeichnung „Ertüchtigungstitel“ 
versehen sind. Die sind für den Bun¬ 
deswehreinsatz in Afghanistan, Mali 
und Nordirak vorgesehen - „für Aus¬ 
stattung, für Stabilisierung, für Staats¬ 
aufbau“. 

Damit nicht genug. Ministerin Ur¬ 
sula von der Leyen will in den kom¬ 
menden 15 Jahren 130 Milliarden 


Euro mehr für 1 500 Rüstungsprojek¬ 
te und 2 507 Panzer. Darunter sind 95 
zusätzliche Kampfpanzer „Leopard 2“, 
130 neue Transportpanzer, 248 Späh¬ 
panzer „Fennek“, 342 Schützenpanzer 
„Puma“. Das Heer soll mit 59 schwe¬ 
ren Transporthubschraubern ausge¬ 
stattet werden; die Marine bekommt 
sechs Hubschrauber. Fix dabei, wenn 
es um die Rüstung geht, ist nicht nur 
die Union. Auch Wehrbeauftragter 
Hans-Peter Bartels (SPD) meint, dass 
beim Personal auf 185 000 Soldaten 
aufgerüstet werden muss. 

Im Vergleich dazu sei der Etat des 
Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung genannt: 2016 liegt er bei 
16,4 Milliarden Euro, eine Steigerung 
um 1,1 Milliarden. 

Die Bildungsvermittlung sollte 
auch von den Schulen ausgehen, für 
diese sind gemäß ihrer „Kulturho¬ 
heit“ die Länder zuständig. Das macht 
es nicht besser. Vor zehn Jahren, am 


21. Februar 2006, kritisierte der UN- 
Bildungsbeauftragte Vernor Munoz 
die mangelnde Chancengleichheit der 
Schülerinnen und Schüler in Deutsch¬ 
land gemäß ihrer sozialen Herkunft. 
Es rauschte im Blätterwald. Aber es 
passierte nichts. 

Der „Kinderreport 2016“ des 
Deutschen Kinderhilfswerkes, der 
von drei Millionen Kindern in Armut 
ausgeht (eingerechnet 400 000 Flücht¬ 
lingskinder), legt den Finger erneut in 
die Wunde: „Eine sehr große Mehr¬ 
heit der Bevölkerung in Deutschland 
fordert umfangreiche Reformen im 
Bildungssystem, um von Armut be¬ 
troffenen Kindern mehr Bildungs¬ 
chancen zu bieten.“ Das vom Kinder¬ 
hilfswerk präsentierte Stimmungsbild 
ist tatsächlich eindeutig: 89 Prozent 
der Erwachsenen und 84 Prozent der 
10- bis 17-jährigen Schüler. 83 Prozent 
haben erkannt, dass sich die Politiker 
zu wenig um die Bildungschancen 


von Armut betroffener Kinder küm¬ 
mern. Die Forderungen nach mehr 
Erziehern und Lehrern unterstützen 
95 Prozent, für bessere Förderung von 
benachteiligten Kindern sind 80 Pro¬ 
zent, für bessere Unterstützung für Al¬ 
leinerziehende 80 Prozent und mehr 
Ganztagsbetreuung wird von 82 Pro¬ 
zent gefordert. 

Zwischen den meistern Eltern 
und Vernor Munoz einerseits und der 
CDU/CSU gibt es einen Zwist: 93 Pro¬ 
zent der Eltern und Munoz wollen 
ein einheitliches Bildungssystem für 
alle Bundesländer - die Union nicht. 
Durch ihr Bekenntnis zu „Acht Jahre 
bis zum Abi“ hat sich die Rot-Grüne 
NRW-Landesregierung in die Klas¬ 
senherrschaft der Union eingebracht. 

Die Bertelsmann-Stiftung liefer¬ 
te zum Thema Bildung die neuesten 
Zahlen: 87 Euro geben Eltern dem¬ 
nach im Durchschnitt für private 
Nachhilfe aus. Dazu hatte die Bundes¬ 


regierung das „Bildungs- und Teilha¬ 
bepaket“ verabschiedet. Aber erst auf 
Druck des Bundesverfassungsgerichts. 
Das Ergebnis: 10 Euro pro Monat. 
Den Spitzenplatz bei den Nachhilfe¬ 
schülern nehmen mit 18,7 Prozent al¬ 
lerdings die Gymnasiasten ein. 

Nachhilfeinstitute fördern weniger 
die Bildung, sie sind auf kommerziell 
verwertbares Wissen orientiert. Da 
geht es nicht um Philosophie, sondern 
um 200 Stunden Mathematik in der 
„Oberstufe“ oder „Pecunia non ölet“ 
(Geld stinkt nicht) für die Fächer La¬ 
tein und Geschichte. Und es geht ums 
Geschäft. 4 000 „Institute“ teilen sich 
den „Markt“. Bildungsforscher Klaus 
Klemm hat die Kosten bereits vor fünf 
Jahren untersucht: 1,1 von insgesamt 
9 Millionen Schülern. Die Ausgaben 
der Eltern (oder: Einnahmen der In¬ 
stitute) liegen zwischen 850 Euro bis 
1350 Euro pro Schüler im Jahr. 

Uwe Koopmann 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 


Bitte ein Forderungskatalog 


Sie haben den Rechtsruck hin¬ 
gekriegt. Pegida marschiert. Die 
Flüchtlinge werden diffamiert. Die 
Alternative für Deutschland wird 
als nette Ergänzung für die bisher 
regierenden Parteien aufgebaut. Die 
Regierung eründet jede Woche neue 
Tricks, um die Einwanderung nach 
Deutschland neu zu regeln und ein 
wenig zu begrenzen. Zugleich spielen 
die Regierungsparteien ein ödes The¬ 
aterstück vor, das ihre Akteure und 
die von ihnen befehligten Staatsor¬ 
gane wie etwa die Kölner Polizei als 



gutwillig, aber hilflos vorführt. Da¬ 
durch sehen rechte und brutale Lö¬ 
sungen vernünftig aus. Dann wirkt 
sogar der leer grinsende Horst See¬ 
hofer geistvoll, wenn er die Begren¬ 
zung der einreisenden Flüchtlinge 
„ultimativ“ fordert. 

Darin besteht unter anderem der 
Rechtsruck. Dass nämlich vor allem 
diskutiert wird, wie man der vom 
nüchternen Wolfgang Schäuble ge¬ 
nannten „Lawine“ an Flüchtlingen 
Herr wird. Hier wird rassistisch, aber 
zugleich eben nur unter dem Aspekt 
des wertfreien effizienten adminis¬ 
trativen Handelns diskutiert. 

Was wäre die linke Diskussion? 
Sie muss zunächst anerkennen, dass 
es ein Problem gibt: Das besteht da¬ 
rin, dass Immigranten in großer Zahl 
die Konkurrenz unter den Lohnar¬ 
beitern härter macht, besonders 
den ohnehin schlecht bezahlten. Es 
besteht weiter darin, dass billiger 


Wohnraum sehr schnell noch knap¬ 
per wird als ohnehin, und die Mie¬ 
ten steigen werden. Die Angst um 
den Arbeitsplatz ist berechtigt. Da 
hilft der Ruf nach Solidarität und die 
Aufforderung wenig, sich nicht spal¬ 
ten und gegeneinander ausspielen zu 
lassen. Wenig hilft auch der richtige 
Hinweis, den Konzernen komme die 
Konkurrenz der Arbeitenden gele¬ 
gen, sie wollten das - ganz im Stil 
von damals, als die DDR heimgeholt 
wurde - zu einer satten, breit ange¬ 
legten Lohnsenkung nutzen. 

Die allgemeine Antwort der DKP, 
„Wir müssen gemeinsam kämpfen“, 
reiche nicht, schrieb Patrik Köbe- 
le vor einer Woche. Da hat er recht. 
Aber den gemeinsamen Kampf in¬ 
tensivieren, wie Patrik vorschlägt (er 
nennt Aktionen für die Nutzung leer 
stehender Wohnungen, die Benen¬ 
nung und Markierung von Firmen, 
Inhabern und deren Gewinnen und 
die Benennung der Ursachen der Mi¬ 
sere), das reicht bestimmt auch nicht. 

Es ist ja nicht so, dass Lohnsen¬ 
kung und Mietanstieg zwangsläufig 
sind. Dieses Land kann ohne weite¬ 
res eine Million mehr Menschen gut 
mit Wohnung und Arbeitsplätzen 
versorgen. Die Regierung muss es 
bloß wollen und entsprechend ent¬ 
scheiden. Ein Programm zum Bau 
von einer Million Wohnungen kann 
in ein, zwei Jahren realisiert werden. 
Sie könnten in den Ballungszentren 
die Mieten ermäßigen. Zugleich 
entstünden im Baugewerbe mehr 
Arbeitsplätze. Weitere Arbeitsplät¬ 
ze müssten/könnten im Erziehungs¬ 
und Sozialbereich geschaffen wer¬ 
den. 

Das sind alles Forderungen an die¬ 
se Regierung. Für so etwas kann man 
durchaus auch kämpfen und Bündnis¬ 
partner gewinnen. Die Forderungen 
sind eine reale Alternative zur Forde¬ 
rung nach Begrenzung der Zahl der 
Flüchtlinge. Wir Kommunistinnen 
und Kommunisten täten gut daran, 
einen klug ausgearbeiteten Vorschlag 
zu erarbeiten und ihn schleunigst un¬ 
ter die Leute zu bringen. 


Dokumentiert 


Thyssenkrupp heizt 
Rüstungswettlauf an 


Der Dachverband der Kritischen Akti¬ 
onäre forderte gemeinsam mit anderen 
Organisationen die Thyssenkrupp AG 
bei der Hauptversammlung am 29. Ja¬ 
nuar in Bochum zu einem Kurswech¬ 
sel auf In einer dazu veröffentlichten 
Pressemitteilung heißt es: 

Seit mehr als fünf Jahren betreibt 
Thyssenkrupp (TK) im brasiliani¬ 
schen Rio de Janeiro das Stahlwerk 
Thyssenkrupp Companhia Siderür- 
gica do Atläntico (TKCSA) mit einer 
behelfsmäßigen Genehmigung. (...) 
Der letzte Fortschrittsbericht offen¬ 
bart, dass TKCSA eine ganze Reihe 
der 132 behördlichen Auflagen zur 
Behebung des auf die Anwohner nie¬ 
derregnenden Stahlwerkstaubs noch 
„nicht erfüllt“ hat. (...) 

Thyssenkrupp steht auch als Zuliefe¬ 
rer in der Kritik. „Zu Thyssenkrupps 
Sorgfaltspflichten gehört die vorheri¬ 
ge Überprüfung der Abnehmer seiner 
Produkte“, so Igor Birindiba Batista 
vom Netzwerk Kooperation Brasili¬ 
en (KoBra) aus Freiburg. TK lieferte 
Equipment an die umstrittene Kupfer¬ 
mine Tintaya Antapaccay in Peru und 
an den brasilianischen Bergbaukon¬ 
zern Samarco, u.a. Rohrleitungen für 
eine ca. 400 km lange Eisenerzpipe- 
line. „Der von Samarco fahrlässig her¬ 
beigeführte Dammbruch der Bergbau¬ 
deponie bei Mariana im November ist 
die größte Umweltkatastrophe in der 


Bergbaugeschichte Brasiliens“, so Ba¬ 
tista. Das Unternehmen ist ein denk¬ 
bar schlechter Geschäftspartner: „Sa¬ 
marco operiert jenseits des legalen 
Rahmens. Einen Notfallplan für einen 
Dammbruch gab es nicht, obwohl der 
kritische Zustand des Auffangbeckens 
seit 2013 durch einen Gutachter be¬ 
stätigt wurde. Der Santarem-Damm 
an der Mine Germano wird außer¬ 
dem nach Angaben der Umweltbehör¬ 
de des Bundesstaats Minas Gerais seit 
Mai 2013 illegal betrieben“, so Batista. 
Auch beim Thema Rüstung handelt 
der Konzern weiter verantwortungs¬ 
los. Thyssenkrupp verzeichnete dem 
Stockholmer Friedensforschungsin¬ 
stitut Sipri zufolge im vergangenen 
Jahr ein starkes Umsatzwachstum 
beim Geschäft mit Kriegsschiffen. 
„Dabei schreckt der Konzern auch 
nicht vor der Lieferung seiner U- 
Boote und Fregatten in Krisenregio¬ 
nen wie Algerien, Ägypten und Isra¬ 
el zurück“, so Barbara Happe von der 
Umwelt- und Menschenrechtsorgani¬ 
sation urgewald. „Angesichts der an¬ 
gespannten weltpolitischen Lage und 
der brisanten Situation im arabischen 
Raum sind derartige Exportgeschäfte 
ein Skandal. Sie heizen den regiona¬ 
len Rüstungswettlauf weiter an“, sagt 
Happe. „Milliardendeals mit Ländern 
wie Ägypten, wo aktuell massiv Men¬ 
schenrechte verletzt werden, sind un¬ 
verantwortlich.“ 



Der „freie“ Wohnungsmarkt regelt nichts 


Essener Norden soll das Gros der Unterbringung der Flüchtlinge leisten 
Ein Gespräch mit Siw Mammitzsch 


UZ: Die Unterbringung von Flüchtlingen 
sorgt in den Kommunen für Diskussionen 
wie kaum ein anderes Thema. Wie bzw. 
wo werden Flüchtlinge untergebracht? 

Siw Mammitzsch: Das ist von Kommune 
zu Kommune unterschiedlich. In Essen 
gibt es derzeit sieben Flüchtlingsdörfer 
mit Zelten, drei weitere sind im Bau. Da¬ 
neben gibt es eine ganze Reihe von Ge¬ 
bäuden, die zur Unterbringung genutzt 
werden. Zudem wird demnächst eine 
Erstaufnahmeeinrichtung eröffnet mit 
800 Plätzen. 

Kritik entzündet sich derzeit an der 
Verteilung der Standorte, vor allem je¬ 
nen, die noch kommen sollen. Essen hat 
schon ewig ein eklatantes Süd-Nord-Ge- 
fälle, was die finanziellen Mittel der dort 
ansässigen Menschen angeht. Verkürzt 
heißt das: armer Norden, reicher Süden. 
Der Anteil der Menschen mit Migrati¬ 
onshintergrund und derjenigen, die von 
sozialen Leistungen abhängig sind, ist im 
Norden hoch. In dieser Situation wirkt 
die Ankündigung, dass genau in jenen 
Stadtteilen drei weitere Standorte mit 
jeweils bis zu 800 Plätzen gebaut wer¬ 
den sollen, wie ein Brennglas. 

UZ: Teile der SPD haben gegen die un¬ 
gleiche Verteilung von Flüchtlingen in den 
ärmeren Stadtteilen protestiert und woll¬ 
ten sogar gegen Flüchtlingsunterkünfte 
demonstrieren. Was ist da los? 

Siw Mammitzsch: Sie haben sich total 
im Ton vergriffen. Das kann man nur ab¬ 
lehnen. Denn rechtsradikale Parolen wie 
„Der Norden ist voll“ dienen Nazis und 
Rechtspopulisten. Die SPDler mussten 
ihre Demo absagen, weil NPD und AfD 
sie unterstützen wollten, gegen die dann 
wiederum Antifaschisten demonstrieren 
wollten. Selbst die eigene Jugend, die Ju¬ 
sos, hatten zur Blockade der SPD-Demo 
aufgerufen. 

Trotzdem darf man nicht übersehen, 
dass die SPD offenbar einen Nerv ge¬ 
troffen hat, sie hat nicht nur Befürworter 
unter den Radikalen. Wir müssen des¬ 
halb deutlich dagegenhalten, dass die 
Sozialdemokraten Ursache und Wir¬ 
kung verwechseln. Waren doch in die¬ 
ser Stadt die längsten Jahre die Sozial¬ 
demokraten die bestimmende Partei im 
Rat der Stadt. Und trotzdem hat sich am 
Süd-Nord-Gefälle nichts geändert. Der 
reiche Süden hat sich stets gegen die so¬ 
zialen Probleme des Nordens abgeschot¬ 
tet. Alleine die Verteilung des sozialen 
Wohnungsbaus spricht eine deutliche 
Sprache. 

Es sind ja vor allem die Kriege, wel¬ 
che die Fluchtbewegungen verursachen. 
Die massiven Waffenexporte der Bun¬ 
desregierung, die Auslandseinsätze der 
Bundeswehr und die Ausbeutung der 
Rohstoffe in vielen Ländern der Welt 
auch durch deutsche Konzerne befeu¬ 
ern kriegerische Auseinandersetzungen 
und vertiefen schlimmste Armutszustän¬ 
de. Alles unter Beteiligung der SPD zu 
Gunsten des großen Kapitals. Die Ver¬ 
schärfung der Armut im eigenen Land 
haben wir u. a. der Einführung von Hartz 
IV durch die SPD zu verdanken. Ein na¬ 
tionales „WIR“ gibt es nicht in einer 
Klassengesellschaft, nur ein Oben und 
Unten. Den 62 Superreichen dieser Welt 


muss endlich etwas weggenommen wer¬ 
den, dann ist genug für alle da ... das gilt 
auch für bezahlbaren Wohnraum! 

UZ: Gibt es denn Alternativen zur Un¬ 
terbringung von Flüchtlingen in Zeltdör¬ 
fern? 

Siw Mammitzsch: Es gibt noch eine Rei¬ 
he leerstehender Gewerbeimmobilien, 
also größere Bürogebäude, die genutzt 
werden könnten. Ein Problem ist oft, 
dass die Besitzverhältnisse und Verwer¬ 
tungsabsichten der Eigentümer unklar 
sind. Wenn die nicht wollen, geht da nix. 
Aus der Vorlage zur Ratssitzung in der 
letzten Woche geht hervor, dass 150 städ¬ 
tische Immobilien und Flächen geprüft 
wurden, nochmal 82 private Objekte zur 
Anmietung und nochmal 45 Grundstü¬ 
cke und Gebäude, die in der Ratssitzung 
im Dezember 2015 vorgeschlagen wur¬ 
den. Sicherheit und Brandschutz müssen 



Siw Mammitzsch kandidierte für die 
DKP zur Oberbürgermeisterwahl 2015 
in Essen. 


gewährleistet sein. Allerdings schaut die 
Stadt bei ihren eigenen Flächen nur auf 
Grundstücke, die eine Unterbringung 
von mindestens 200 Geflüchteten zulas¬ 
sen. Die kleineren sind alle bei der Prü¬ 
fung durchgefallen. 

Aber es gibt auch richtig schöne Fle¬ 
cken, die genutzt werden könnten. So 
fordert die DKP Essen die Unterbrin¬ 
gung von Flüchtlingen in der Villa Hügel 
im Stadtteil Bredeney. Sie wurde 1870- 
1873 von Alfred Krupp errichtet und ist 
das ehemalige Wohn- und Repräsentati¬ 
onshaus der Industriellenfamilie Krupp. 
Die Villa verfügt über 8100 Quadratme¬ 
ter Wohn- und Nutzfläche, 269 Räume 
und einen 28 Hektar großen Park. Hier 
dürfte genug Platz für Hunderte Flücht¬ 
linge sein. 

UZ: Wo kommen diejenigen, die „bleiben 
dürfen “ derzeit unter? 

Siw Mammitzsch: Sie machen das, was 
jeder machen würde: Sie suchen sich eine 
Wohnung. Sobald der Aufenthaltsstatus 
genehmigt ist, bekommen die Flüchtlin¬ 
ge die üblichen Sozialleistungen, inklusi¬ 
ve der Kosten der Unterkunft. Das heißt 
aber auch, dass die günstigen Wohnun¬ 
gen knapp werden. 

UZ: Wie hoch ist der Bedarf an neuen 
Wohnungen? In welchem Maß hat ersieh 
durch die Aufgabe, Geflüchtete unterzu¬ 
bringen, verändert? 


Siw Mammitzsch: Der Bedarf ist riesig. 
Er hegt um ein Vielfaches höher als der¬ 
zeit tatsächlich gebaut wird. Bei den gro¬ 
ßen Wohnungsunternehmen hegen die 
Leerstandsquoten nahe oder sogar unter 
der Fluktuationsreserve von 3 Prozent - 
so viel Leerstand wird z.B. für Renovie¬ 
rungen und Umzüge benötigt. Ledig¬ 
lich die privaten Vermieter haben noch 
Reserven. Die Stadt spricht von einem 
Leerstand von ca. 10 000 Wohnungen. 
Davon sind aber einige derart herunter¬ 
gekommen, dass eine sofortige Vermie¬ 
tung nicht möglich ist. Eigentlich müsste 
die Stadt die alle kaufen. 

Für uns ist das jedoch keine neue 
Entwicklung, wir kritisieren den Rück¬ 
gang günstigen Wohnraums schon länger. 
Das sind die Nachwirkungen des Weg¬ 
falls der Wohnungsgemeinnützigkeit und 
vor allem des mangelnden sozialen Woh¬ 
nungsbaus. Die Politik ist ja größtenteils 
immer noch der Meinung, Angebot und 
Nachfrage regele der „Markt“ - tut er 
aber nicht. 

UZ: Wie sieht es mit den Möglichkeiten 
der Kommunen aus, zusätzlichen Wohn¬ 
raum zu schaffen? 

Siw Mammitzsch: Die Möglichkeiten wä¬ 
ren schon da, werden aber mit Verweis 
auf fehlende Investitionsmittel nicht ge¬ 
nutzt. Das „Argument“ lautet dann im¬ 
mer, dass die Kommunalaufsicht den 
Haushaltssicherungskommunen die Kre¬ 
dite nicht genehmigt. Also selbst wenn 
Städte noch über kommunale Woh¬ 
nungsgesellschaften verfügen, hat man 
sich abhängig gemacht von privaten In¬ 
vestoren. Trotzdem verweigerte sich die 
Politik in Essen der Einführung einer 
Quote für den sozialen Wohnungsbau. 

Damit überhaupt günstige Woh¬ 
nungen gebaut werden, müssen sie ge¬ 
nug Rendite abwerfen. Deshalb hat 
jetzt z.B. die Landesregierung NRW die 
Wohnungsbauförderung noch einmal 
deutlich aufgestockt, sowohl für den so¬ 
zialen Wohnungsbau als auch zur Flücht- 
lingsunterbringung. Ehrlich, ich finde das 
bescheuert: Erst hat der Staat den sozia¬ 
len Wohnungsbau praktisch abgeschafft, 
damit den Wohnungsmarkt verknappt 
und verteuert, um nun den Privaten das 
Geld wieder in den Rachen zu werfen. 
Diejenigen die diesen Staat lenken sol¬ 
len, haben leider den Kapitalismus nicht 
verstanden und wundern sich nun, dass 
sie ausgenommen werden wie Weih¬ 
nachtsgänse. Wer den Wohnungsbau dem 
„freien“ Markt überlässt, der lenkt das 
Geld in private Taschen. Davon haben 
die Mieter nichts. 

Deshalb müssen sämtliche Schul¬ 
denbremsen weg, die Kommunen 
müssen selber investieren können, sie 
müssen wieder über große eigene Woh¬ 
nungsbestände verfügen können. Letz¬ 
ten Endes ist der private Grundbesitz 
das Grundübel beim Geschäft mit der 
Wohnung. Ist das Land bzw. sind die 
Flächen einmal weg, gibt es keine so¬ 
zialen Steuerungsmittel mehr für die 
Versorgung mit Wohnraum. Das zeigt 
sich auch in Essen. In den letzten Jah¬ 
ren wurde ausschließlich im hochpreisi- 
gen Segment gebaut. Dort winkten die 
höchsten Renditen. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 
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Hurra, die Lehrer streiken 

GEW ruft angestellte Lehrkräfte in Berlin zum Warnstreik auf 


• • 

ber 400 angestellte Lehrkräf¬ 
te haben letzte Woche in Ber¬ 
lin ihre Arbeit niedergelegt und 
vor der Senatsverwaltung für Finanzen 
ein „Warnsignal“ an den Finanzsenator 
geschickt. „Wenn Herr Kollatz-Ahnen 
nicht endlich mit uns über einen Tarif¬ 
vertrag verhandelt, stehen wir dem¬ 
nächst wieder hier, dann aber mit deut¬ 
lich mehr Kolleginnen und Kollegen“ 
sagte Doreen Siebernik, Vorsitzende 
der GEW Berlin, auf der Streikkund- 
gebung. 

Die GEW Berlin hatte ausgewähl¬ 
te Schulen zu einem ersten Warnstreik 
aufgerufen, nachdem der Senat Ver¬ 
handlungen über einen Tarifvertrag 
zur Eingruppierung der angestellten 
Lehrkräfte abgelehnt hatte. 

Solidarisch mit den Forderungen 
der angestellten Lehrkräfte erklärten 


sich neben den Fraktionen der Grünen 
und der Linken im Abgeordnetenhaus 
auch die DKP Berlin. In einer Solida¬ 
ritätserklärung der DKP an die Strei¬ 
kenden heißt es unter anderem: „Seit 
1990 ist die Arbeitsbelastung der Lehr¬ 
kräfte ständig gewachsen. Reformen, 
auch die notwendigen und sinnvollen, 
waren meist mit zusätzlichen Aufgaben 
bei der Umsetzung verbunden, einen 
angemessenen Arbeitszeitausgleich 
gab es nie. Im Gegenteil: Die Arbeits¬ 
zeit wurde verlängert, zuletzt 2013 
durch die Abschaffung der Arbeits¬ 
zeitkonten und die Verlängerung der 
Präsenzpflicht in der unterrichtsfreien 
Zeit. Heute geht es um die Bezahlung. 
Die GEW will Eingruppierung und 
Gehalt im Tarifvertrag aushandeln und 
nicht vom Arbeitgeber auf dem Um¬ 
weg über das Beamtenrecht festlegen 


lassen. Das ist besonders jetzt wichtig, 
denn die Schülerzahlen werden 2016 
und in den nächsten Jahren stärker 
wachsen als jemals in den letzten Jahr¬ 
zehnten. Wesentlich mehr Lehrkräfte 
müssen eingestellt, Schulen müssen 
gebaut, ein Investitionsstau in Milli¬ 
ardenhöhe muss abgearbeitet werden. 
Ihr steht vor der Aufgabe, allen, auch 
den geflüchteten Kindern und Jugend¬ 
lichen, gleichwertige Bildungschancen 
zu ermöglichen. (...) 

Welches Argument wird man euch 
entgegenhalten? Ja, die Schulden 
Berlins betragen 60 Milliarden Euro. 
Aber: Für genau diese Summe kauft 
allein die Europäische Zentralbank 
Monat für Monat Anleihen europäi¬ 
scher Banken. Und nein: Es fehlt nicht 
an Geld.“ 

UZ 




Foto: Manfred Jahreis/pixelio.de 


UZ-Debatte: 


4000 Operationen abgesagt 

Ärzte in Großbritannien kämpfen für bessere 
Arbeitsbedingungen 
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Erstmals seit 40 Jahren streikten am 
12. Januar die Assistenzärzte in Eng¬ 
land für 24 Stunden. Der Streik rich¬ 
tete sich gegen lange Arbeitszeiten, 
unbezahlte Überstunden 
und geplante Verschlech¬ 
terungen im Nacht¬ 
schichtsystem und den 
Plan der Regierung, 
Wochenendschichten 
als normale Arbeits¬ 
zeit zu werten. 

Die Assistenzärz¬ 
te skandalisierten, 
dass sie durch die 
langen Arbeitszei¬ 
ten überlastet und 
übermüdet seien, 
wodurch auch die 
Patientensicher¬ 
heit gefährdet 
werde. 

An zwei 
Punkten war 
der Streik 
jetzt bereits 
erfolgreich: 

Insge¬ 
samt wur¬ 
den 4 000 
Operatio¬ 
nen abge¬ 
sagt. Dass dies ge¬ 
lang, dazu hatte der NHS durch 
Personalabbau und Privatisierung 
selbst beigetragen. Gesundheitsmi¬ 
nister Jeremy Hunt hatte bereits die 
Obergrenze von acht Patienten pro 
Pflegekraft abgeschafft. Nun wollte 
man durch Ausrufung eines angebli¬ 
chen „Notstandes“ die Streikenden zur 
Arbeit zwingen - was misslang. 

Der Streik erhielt eine breite Un¬ 
terstützung aus der Bevölkerung. Viele 
Menschen brachten den Streikposten 
Essen und Getränke. Solidarisch zeig¬ 
ten sich auch viele Medizinstudenten, 
die derzeit gegen die für 2017 geplante 
Streichung von Ausbildungsdarlehen 
kämpfen. Dies würde für viele eine 
Verschuldung von über 60 000 Pfund 
(80 000 Euro) bedeuten. 

Bei der Berufsgruppe der Assis¬ 
tenzärzte ist eine Politisierung fest¬ 
stellbar, die zu einem höheren Orga¬ 
nisationsgrad in der British Medical 
Association (BMA) führte. 

Auch die Politik musste das Anliegen 
der Ärzte aufgreifen: Der neue Labour- 
Parteivorsitzende Jeremy Corbyn sandte 


eine Grußadresse, sein Schattenminister 
John McDonnell besuchte Streikposten. 
Seit Jahrzehnten ist dies das erste Mal, 
dass die Führung der Sozialdemokraten 
Arbeitskämpfe ausdrücklich unterstützt. 

Corbyns Vorgänger Ed Mili- 
band hingegen 
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hatte 
Streiks 
regel¬ 
mäßig 
verur¬ 
teilt. 

Und 

auch der 
NHS be¬ 
wegte sich: 
Der für den 
26. Janu¬ 
ar geplante 
48-Stunden- 
ausgesetzt, da 
des NHS nun 


Streik wurde 
die „Arbeitgeberseite 1 
zu Verhandlungen bereit sei. Sollte es 
keine Ergebnisse geben, planen die As¬ 
sistenzärzte für den 10. Februar zudem 
einen weiteren, neunstündigen Streik. 

Die Assistenzärzte sind auch gut 
beraten, auf ihre eigene Kraft zu ver¬ 
trauen und bei fehlenden konkreten 
Ergebnissen den Arbeitskampf wieder 
aufzunehmen. Denn nur so werden sie 
ihre Forderungen durchsetzen können. 
Deutlich ist auch geworden, dass nicht 
nur die Beschäftigten im Gesundheits¬ 
wesen in der BRD dringend eine Ent¬ 
lastung brauchen, sondern auch die in 
anderen Ländern. 

Die Ursache ist dieselbe: Der Ka¬ 
pitalismus lässt Gesundheit zur Ware 
verkommen und unterwirft sie der 
Profitlogik. Das gefährdet die Beschäf¬ 
tigten und die Patienten. 

Aus: Schrittmacher - Zeitung der DKP Berlin für die 
Charite- & Vivantes-Beschäftigten 


Fünf Minuten für den Frieden - Während der Arbeitszeit 


In der UZ Nr. 2 vom 15. Januar 2016 
ist ein Auszug der Rede von Roman 
Zitzeisberger, Bezirksleiter der IG Me¬ 
tall Baden-Württemberg, auf dem 22. 
Friedensratschlag in Kassel veröffent¬ 
licht; daneben erschien ein Bericht von 
Anne Rieger, Sprecherin des Bundes- 
ausschusses Friedensratschlag und 
ehemalige Zweite Bevollmächtigte der 
IG Metall Waiblingen. Auf beide be¬ 
zieht sich folgender Debattenbeitrag 
von Ludwig Jost: 

„Die IG Metall war und ist ein 
Teil der Friedensbewegung“ 

Hat Roman Zitzeisberger im Dezem¬ 
ber 2015 eingangs seiner Rede zum 
Thema Rüstungskonversion und Di¬ 
versifikation erklärt. Mit Hinweis auf 
24 Anträge, die dem IGM-Gewerk- 
schaftstag im Oktober 2015 in Frank¬ 
furt dazu Vorlagen, hat er festgestellt: 
„Beim Themenkomplex Friedenspoli¬ 
tik ist Druck im Kessel“. 

Keine Frage, die Friedensbewegung 
wartet schon lange auf eine eindeuti¬ 
ge Positionierung der Gewerkschaf¬ 
ten auf Seite der Lohnabhängigen und 
mehr Druck aus dem gewerkschaftli¬ 
chen Kessel im Kampf für den Frie¬ 
den. Das ist absolut notwendig, um den 
Kriegstreibern im eigenen Land Paroli 
zu bieten und in den Arm zu fallen. Da¬ 
nach sieht es allerdings nicht aus. Der 
Umgang der IGM-Führung mit den 
Anträgen auf dem Gewerkschafts¬ 
tag ist eher ein Beispiel dafür, wie der 
„Druck im Kessel“ nicht genutzt, son¬ 


dern abgelassen wird. Als Ventil dafür 
wurde der Antrag der IGM-Geschäfts- 
stelle Region Hamburg aus den oben 
genannten 24 Anträgen als Leitantrag 
ausgewählt. Dazu hat die Antragsbera¬ 
tungskommission (ABK) unter ande¬ 
rem festgestellt: 

„,In dem Antrag steht ,Rückzug 
aus allen auswärtigen Kampfeinsät¬ 
zen. 4 Hier haben wir eingefügt:,soweit 
sie nicht durch ein UNO-Mandat legi¬ 
timiert sind“.“ 

Jetzt steht im „friedenspolitischen 
Antrag“ mit anderen Worten ausge¬ 
drückt: Der Krieg, Kampfeinsätze un¬ 
ter Blauhelmen werden von der IGM 
als Mittel zur „Konfliktbewältigung“ 
akzeptiert! Das wirft die Frage auf, 
ob nicht auf diese Weise generell die 
Akzeptanz von Kampfeinsätzen be¬ 
fördert werden soll oder wird. Denn 
offensichtlich taugt die Berufung aufs 
UNO-Mandat als Rechtfertigung zum 
Kriegführen. So hat es jedenfalls ein¬ 
mal Eberhard Möschei, Oberst im Ge¬ 
neralstabsdienst der Bundeswehr im 
Interview mit der taz (28.8.1990) aus¬ 
gedrückt: „Wenn wir sagen, das soll 
unter der Schirmherrschaft der UNO 
stattfinden, dann ist das viel leichter zu 
verkaufen.“ 

Egal wie auch immer, es gibt Dis¬ 
kussionsbedarf. Die ABK hat dem 
Gewerkschaftstag - sicher nicht ohne 
Anleitung des IGM-Vorstands - die 
Forderung nach einer Kampagne zur 
Rüstungskonversion mit der Behaup¬ 
tung ausgeredet, der Antrag hätte des¬ 


wegen als Material an den Vorstand 
gehen müssen. Zum „Ziel“ und der 
„Vision“ der IG Metall, „dass wir keine 
Rüstungsproduktion und keinen Rüs¬ 
tungsexport haben“, erklärte die ABK: 

„Das kann man nur dann durch¬ 
setzen, wenn es weltweit durchgesetzt 
wird.“ 

Von der „klaren friedens¬ 
politischen Aussage“ und dem 
„friedenspolitische(n) Signal“, wel¬ 
ches vom Gewerkschaftstag ausge¬ 
hen sollte, ist die von Bezirksleiter 
Zitzeisberger dem Friedensratschlag 
vorgeschlagene „Variante mit mehr 
Erdung“ übriggeblieben. Das Pro¬ 
jekt „Konversion und Diversifikation 
im wehrtechnischen Bereich“. Dabei 
werden die IGM-Mitglieder, Betriebs¬ 
räte, Vertrauensleute und Belegschaf¬ 
ten rauf und runter in Workshops mit 
Rüstungskonversion und Diversifika¬ 
tion, der Suche nach neuen Geschäfts¬ 
feldern fürs Rüstungskapital und der 
Sicherheit von Arbeitsplätzen in der 
Rüstungsindustrie usw. usw. beschäf¬ 
tigt. Letzteres vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass Arbeiterinnen und 
Arbeiter in anderen Ländern durch 
deutsche Waffen nicht nur ihren Ar¬ 
beitsplatz, sondern auch ihr Leben 
verlieren. Und da mögen mir die Lieb¬ 
haber und Liebhaberinnen solcher 
Workshop-Projekte (sie sind in vielen 
Fällen sehr nützlich) verzeihen, in die¬ 
sem Fall ist das nicht die „Variante“ die 
wir brauchen, sie ist als Ablenkung, als 
Spielwiese für uns gedacht. Weder Ka¬ 


pital - in dem Fall nur die Rüstungska¬ 
pitalisten - noch die Regierung lassen 
sich davon beeindrucken, geschweige 
denn unter Druck setzen. 

Umso wichtiger ist es, in der IGM, 
im DGB die Kampfkraft der Ge¬ 
werkschaften dagegen und gegen 
die Kriegseinsätze der Bundeswehr 
zu mobilisieren. Das geht nicht ohne 
Kampagnen gegen den Krieg, wie sie 
der IGM-Gewerkschaftstag gerade 
abgelehnt hat. Dazu gehört die Dis¬ 
kussion in den Betrieben, an der ge¬ 
werkschaftlichen Basis, mit dem Ziel. 
Widerstand zu diskutieren und zu or¬ 
ganisieren. Z.B. kleine Streiks während 
der Arbeitszeit: 5, 10, 15 Minuten für 
den Frieden, Zeichen setzen, gegen die 
Kampfeinsätze der Bundeswehr. Un¬ 
seren Gewerkschaftsführern, ehren- 
und hauptamtlichen Kolleginnen und 
Kollegen solche Aktionen Vorschlä¬ 
gen. Dadurch verliert keine Kollegin 
und kein Kollege ihren/seinen Arbeits¬ 
platz in der Rüstungsindustrie. 

Das ist nicht leicht, aber keine Fra¬ 
ge des Könnens, sondern des politi¬ 
schen Wollens. Hierbei sollten wir uns 
nicht ablenken lassen, von den eigentli¬ 
chen Aufgaben der IG Metall als „Teil 
der Friedensbewegung“ im Kampf ge¬ 
gen Faschismus und Krieg und für den 
Frieden! 

(Aussagen der Antragsberatungskom¬ 
mission entstammen dem Tagespro¬ 
tokoll des Gewerkschaftstages der IG 
Metall vom 22. io. 2015) 


Fünf für Zwölf 

Der Vorstand der IG Metall hat den re¬ 
gionalen Tarifkommissionen für die an¬ 
stehende Tarifrunde in der Metall- und 
Elektroindustrie eine Forderung von 4,5 
bis 5 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf 
Monaten empfohlen. 

Die wirtschaftliche Situation der Betrie¬ 
be sei stabil, in den Branchen der Me¬ 
tall- und Elektroindustrie seien die Aus¬ 
sichten für 2016 gut, so auch die Aussage 
der Wirtschaftsverbände. Bei der Höhe 
der Forderung geht die IG Metall nach 
eigenen Angaben „wie immer“ von der 
mittelfristigen Zielinflationsrate der 
Europäischen Zentralbank (EZB) von 
bis zu 2 Prozent und einer erwartenden 
mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen 
Trendproduktivitätssteigerung von etwa 
1,1 Prozent aus. 

Die IG Metall will die anstehende Ta¬ 
rifrunde außerdem nutzen, um eine Er¬ 
höhung der Tarifbindung zu erreichen. 
„Beschäftigte in nicht-tarifgebundenen 
Betrieben haben den gleichen Anspruch 
auf Tariferhöhungen. Sie verdienen bei 
vergleichbarer Tätigkeit im Durchschnitt 
24,6 Prozent weniger. (...) Deshalb wer¬ 
den wir in dieser Tarifrunde verstärkt 
Belegschaften aus Betrieben ohne Ta¬ 
rifbindung einbeziehen, um die Tarifbin¬ 
dung wieder zu steigern“, sagte Jörg Hof¬ 
mann, Erster Vorsitzender der IG Metall. 
Die regionalen Tarifkommissionen be¬ 
raten und beschließen am 23. Februar 
2016 über die aufzustellenden Forde¬ 
rungen. Die Entgelttarifverträge laufen 
am 31. März 2016 aus, die Friedenspflicht 
endet in der Nacht zum 29. April 2016. 

Quelle: IG Metall 
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Zwangsarbeiter-Mahnmal 

Trotz starken Regens und Sturmbö¬ 
en kamen am Sonnabend, 30.1.2016, 
etwa 50 Menschen zur Einweihung des 
Mahnmals an der Straße „Am Damma¬ 
cker“ in Huckelriede bei Bremen. 

Auf dem dortigen Gelände der Frei¬ 
willigen Feuerwehr Neustadt, auf dem 
früher die Pferdeställe der Hindenburg- 
Kaserne standen, wurden 1942 bis 1944 in 
einem Außenlager des KZ Neuengamme 
über 1 000 Zwangsarbeiter und jüdische 
KZ-Häftlinge untergebracht und gequält. 

Carsten Sieling betonte in einer 
Rede für die Veranstalter, dass die In¬ 
itiative von unten, das heißt insbeson¬ 
dere von der Freiwilligen Feuerwehr 
(vor allem Wilfried Schleef, Vorsitzen¬ 
der des Fördervereins der Freiwilligen 
Feuerwehr Neustadt), aber auch von 
der Schule am Leibnitzplatz und einer 
Neustädter Gedenkinitiative um John 
Gerardü ausging und weiterbetrieben 
wurde. Die Ortsamtsleiterin, Frau Czi- 
chon, betonte, dass der Stein, der von 
Gefangenen der Justizvollzugsanstalt 
Bremen gestaltet wurde und noch nicht 
vollendet ist, Teil eines entstehenden 
Lehrpfades sein soll, zu dem als nächs¬ 
tes das ehemalige Jüdische Bad in der 
Vohnenstraße 3 und das ehemalige 
KPD-Haus am Buntentorsteinweg 95, 
das dann als Folterstätte der SA dien¬ 
te, hinzukommen sollen. Außerdem 
erwähnte sie anerkennend unsere Ka¬ 
meradin Inge Breidbach. Herr Schleef 
zeichnete ausführlich den Enstehungs- 
prozeß des Mahnmals nach. Abschlie¬ 
ßend wurde von der Feuerwehr zu Sup¬ 
pe und lockerem Gespräch in ihr Gerä¬ 
tehaus eingeladen. Hartmut Stinton 

Versuchte Morde 

Am Freitag vergangener Woche berich¬ 
tete die sächsische Landtagsabgeordnete 
Kerstin Köditz (Die Linke) darüber, dass 
die dortige Staatsregierung aus CDU 
und SPD zwei Fälle aus dem vergange¬ 
nen Jahr als Tötungsversuche einstuft. 
„Das betrifft zum einen den Anschlag 
mit Sprengmitteln am 13. Februar 2015 
auf eine Asylunterkunft in Freiberg, wo¬ 
bei sieben Menschen verletzt wurden“, 
berichtete Köditz. Das besagte Verfah¬ 
ren wurde jedoch zwischenzeitlich ein¬ 
gestellt, da es nicht zur Ermittlung eines 
Tatverdächtigen führte. Von versuchtem 
Mord geht die Staatsanwaltschaft Zwi¬ 
ckau auch nach einem Brandanschlag 
auf eine Asylunterkunft am frühen Mor¬ 
gen des 12. November 2015 in Crimmit¬ 
schau aus. Drei Beschuldigte befinden 
sich deshalb in Untersuchungshaft. Die 
Ermittlungen, die hier wegen versuch¬ 
ten Mordes laufen, stehen kurz vor dem 
Abschluss. Vergleichbare Ermittlungen 
hatte es hingegen 2014 nicht gegeben. 
„Offenbar nimmt inzwischen nicht nur 
die Zahl rechtsmotivierter Angriffe ra¬ 
pide zu, sondern auch die Mittel der Tä¬ 
ter werden immer rabiater“, konstatierte 
Köditz. (bern) 

Wasserbälle in Lingen 

Am 1.2. blockierten etwa 25 Aktivistin¬ 
nen die Brennelementefabrik der Firma 
ANF/AREVA in Lingen. Mit 150 gel¬ 
ben Wasserbällen haben die Aktivistin¬ 
nen verdeutlicht, wie sich radioaktive 
Strahlung verteilt, überall und unkon¬ 
trollierbar. Der aktuelle Anlass ist die 
Tatsache, dass die Firma, die Brennele¬ 
mente für AKWs in aller Welt produ¬ 
ziert, auch die Pannenreaktoren in Doel, 
Fessenheim und Cattenom beliefert. 

Obwohl die Schrottreaktoren mit je¬ 
dem Tag gefährlicher werden, erhalten 
sie weiterhin Betriebsgenehmigungen. 
Deshalb fordern die Anti-Atom-Aktiven 
Bundesumweltministerin Hendricks auf, 
sich bei ihrem Treffen mit der belgischen 
Regierung entschieden für die sofortige 
Stilllegung der Atomreaktoren einzuset¬ 
zen. Außerdem soll sie weitere Exporte 
von Brennelementen dorthin unterbin¬ 
den. Durch die Lieferung von nuklearem 
Brennstoff ist auch Deutschland für die 
Katastrophe in Belgien und anderswo 
verantwortlich. „Wir fordern die soforti¬ 
ge Stilllegung aller Anlagen, die zur ato¬ 
maren Produktionskette gehören, denn 
es kann keine sicheren Atomanlagen ge¬ 
ben.“ erläutert ein Anti-Atom-Aktiver. 
Wer den „Atomausstieg“ will, muss ganz 
aus der Atomindustrie aussteigen. Dies 
bedeutet, weder Brennelemente in Lin¬ 
gen zu produzieren, noch Uran in Gronau 
anzureichern. 


Auf Augenhöhe mit Geflüchteten 

Zur Arbeit der Initiative Welcome Frankfurt 



A nfang September 2015 war der 
Hauptbahnhof Frankfurt am 
Main, wie viele andere Bahnhö¬ 
fe in der BRD, ein Schauplatz der Hilfs¬ 
bereitschaft aus der Bevölkerung. Vie¬ 
le wollten nicht mehr untätig vor dem 
Bildschirm sitzen und die schrecklichen 
Bilder über die dramatischen Fluchter¬ 
fahrungen tausender Menschen passiv 
über sich ergehen lassen. Ein schier 
unfassbarer Tatendrang, ein spontaner 
Ausbruch von Initiative war überall zu 
sehen. Viele politisch erfahrene Aktive 
waren von dieser Flut der Hilfswilligen 


„Angriffe auf das Asyl recht 
sind Angriffe auf unsere 
Menschenrechte“ 


überrascht oder damit überfordert. 

Der politische Umgang mit dieser, 
nennen wir es, spontanen Aktivität 
und Initiative der Massen, war nicht 
durchgehend gleich. Einige, vor allem 
aus dem so genannten linksradikalen 
Spektrum, hatten ein müdes Lächeln 
für diese vermeintlich von oben ver- 
ordnete „Willkommenskultur“ übrig, 
andere konnten angesichts der unpoli¬ 
tischen Vorzeichen der Hilfe ihre eige¬ 
ne Rolle darin nicht schnell genug de¬ 
finieren und blieben passiv. 

Die Initiative „Welcome Frankfurt“ 
entstand durch die Initiative einiger 
Aktivisten mit sehr unterschiedlichem 
politischen Background, die von vorn¬ 
herein weder naiv, noch abgeklärt, also 
nicht zynisch an die Helfenden heran¬ 


traten, sondern nur in der kollektiven 
Auseinandersetzung mit der Thematik 
einen Weg sahen die Hilfe und damit 
die Helfenden zu organisieren. 

Die erste Versammlung der Helfen¬ 
den (mit 350-400 Teilnehmenden) er¬ 
gab auch gleich kollektive Regeln, die 
es in sich hatten und bis heute haben. 
Diese Regeln lauten: 1. Wir handeln nur 
im Interesse der Flüchtlinge 2. Wir ar¬ 
beiten nur in diesem Sinne mit Behör¬ 
den zusammen 3. Wir übernehmen kei¬ 
ne hoheitlichen Aufgaben 4. Wir gren¬ 
zen niemanden von der Hilfe aus. Des 
Weiteren beschlossen die Helferinnen 
und Helfer, dass sie ein Bündnis von 
Menschen und nicht von Organisati¬ 
onen sein wollen, da die allergrößte 
Mehrheit als Einzelpersonen da waren 
und nicht als Vertreter von Organisa¬ 
tionen. 

Und es ist genau diese Ausrichtung 
der Arbeit gewesen, die bis heute den 
Charakter der Initiative ausmacht. Wa¬ 
rum? Es ist doch klar, dass die meis¬ 
ten Menschen, die den Geflüchteten 
zu Hilfe eilten, in ihrer Vorstellung im 
Interesse dieser Menschen handeln 
wollten. Jedoch heißt das nicht, dass ih¬ 
nen klar war, dass das Interesse dieser 
Menschen eventuell den Interessen des 
Staates diametral entgegensteht. Des¬ 
halb hat auch bei der ersten großen 
Versammlung niemand gesagt, nein, 
ich bin dagegen, dass wir nur im Inter¬ 
esse der Geflüchteten handeln. Wir 
dürfen auch nicht vergessen, dass die 
Propaganda seitens Staat und Medien 
die Sichtweise, dass auch der Staat im 


Sinne der Geflüchteten handeln könn¬ 
te, förderte. 

Was folgte, war eine fast tägliche, 
sehr praktische Auseinandersetzung 
mit der Frage, was eigentlich im Inter¬ 
esse der Geflüchteten ist und wie wir 
das herausfinden. Die Frage wurde im¬ 
mer politischer. Die Widersprüche zwi¬ 
schen den unpolitischen Ansätzen, wel¬ 
che scheinbar in einem von Interessen 
freien, also klassenlosen, Raum zu agie¬ 
ren vorgaben und den Ansätzen, die 
den Widerspruch zwischen den Inter¬ 
essen klar hervorhoben, wurden immer 
größer. In der Praxis waren und sind 
diese Widersprüche in allen Fragen von 
Bedeutung. Ob es um die menschen¬ 
würdige Unterbringung ging oder um 
die politische Debatte um Asylrechts¬ 
verschärfungen, um Rassismus in un¬ 
seren Köpfen, um behördliche Repres¬ 
sion, um Konkurrenz auf dem Arbeits¬ 
markt und um die Frage, was es heißt 
gemeinsam auf Augenhöhe zu kämp¬ 
fen - ist es bei Welcome Frankfurt nicht 
zuletzt aufgrund der Festlegung auf die 
anfangs noch als naiv anmutende Regel 
im Interesse der Geflüchteten handeln 
zu wollen, gelungen die Frage nach 
dem Klasseninteresse nicht aus dem 
Auge zu verlieren. 

Wie aber in allen anderen Kämp¬ 
fen auch, ist es hier von ungemein 
wichtiger Bedeutung, dass keine 
Stellvertreterpolitik betrieben wird. 
Die eigene und eigenständige Orga¬ 
nisierung auch dieser Schicht der Ar¬ 
beiterklasse, der Geflüchteten, ist die 
Bedingung für den Kampf auf Au- 


Senator“ 


Auch ein Beispiel die völlig unsin¬ 
nige Bewerbung für Hamburg als Aus¬ 
tragungsort der Olympischen Spiele 
im Jahre 2024. Allein die Werbung für 
die Bewerbung hat 5,3 Mio. Euro ver¬ 
schlungen, die besser in den Breiten¬ 
sport investiert worden wären. 

Oder aber in die Unterbringung 
von Flüchtlingen. In dem Punkt hat der 
Hamburger Senat total versagt. Erst 
kürzlich wurden wieder Flüchtlinge trotz 
der eisigen Temperaturen in Zelten un¬ 
tergebracht. Von miserablen hygieni¬ 
schen Bedingungen in den Massenunter¬ 
künften ist die Rede, von Schimmel und 
von Ratten, von Mangelernährung und 
mangelnder medizinischer Versorgung. 
Dafür ist auch Innensenator Neumann 
zuständig. Zur Verantwortung gezogen 
wird er dafür indes nicht. Die übernimmt 
jetzt Andy Grote (SPD). Neumann kann 
die politische Bühne verlassen, ohne sich 
je um die Folgen seiner Politik kümmern 
zu müssen. 

Allerdings trägt Grote als bisheri¬ 
ger Leiter des Bezirksamts Hamburg- 
Mitte ein gerütteltes Maß an Mit-Ver¬ 
antwortung für viele der genannten 
Probleme. So ließ der Bezirk Hamburg- 
Mitte z.B. einen Park in der Nähe des 


genhöhe. Auch wenn die Aktiven von 
Welcome, die selbst nicht mehr oder 
noch nie von Flucht und Migration 
betroffen waren, im Interesse der Ge¬ 
flüchteten handeln wollen, können sie 
das nicht ohne die Geflüchteten. Das 
wurde sehr deutlich bei dem Streik 
der Geflüchteten vor zirka einer Wo¬ 
che, als es um ihre Verlegung in eine 
Massenunterkunft ging. Die Geflüch¬ 
teten hatten sich in ihrer Unterkunft 
mit 300 Leuten versammelt und ent¬ 
schieden, dass sie sich weigern werden 
in das alte Neckermann-Gebäude zu 
ziehen. Welcome Frankfurt hat sie da¬ 
bei unterstützt. Auch wenn der Streik 
gescheitert ist, schuf er die Grundlage 
für die weitere Organisierung in der 
Massenunterkunft und gab den Ak¬ 
tiven von Welcome die Möglichkeit, 
aufbauend auf die Initiative der Ge¬ 
flüchteten und mit ihnen gemeinsam 
den Kampf um die Verbesserung der 
Bedingungen in der Massenunter¬ 
kunft aufzunehmen. 

„Wenn ich akzeptiere, dass die Re¬ 
gierung Menschen in solchen Lagern 
konzentriert und sie im Winter ohne 
warmes Wasser, ohne genügend Essen 
und medizinische Versorgung lässt, 
dann kann das morgen auch Erwerbs¬ 
lose und andere, also alle Lohnabhän¬ 
gigen, betreffen “ sagte eine Aktivistin 
von Welcome Frankfurt einem Ge¬ 
flüchteten, der sie fragte, warum sie 
den ganzen Tag in der Kälte mit ihnen 
ausharre. Das bringt zum Teil ganz gut 
auf den Punkt, worum es jetzt geht. 

www.welcome-frankfurt.de 


Hafens räumen, in dem die obdachlo¬ 
sen Lampedusa-Flüchtlinge im Som¬ 
mer 2013 Zelte aufgeschlagen hatten. 

2014 gingen Bilder um die Welt, auf 
denen ein Stahlzaun unter einer Brü¬ 
cke in der Nähe der Reeperbahn zu se¬ 
hen war. Dieser Zaun war vom Bezirks¬ 
amt Mitte errichtet worden, um die Ob¬ 
dachlosen, die den Ort als Schlafplatz 
genutzt hatten, zu vertreiben. 

Gleich zu Beginn seiner Amtszeit 
wird sich Grote einer weiteren Altlast 
stellen müssen: Eine Anfrage der in¬ 
nenpolitischen Sprecherin der Links¬ 
fraktion, Christiane Schneider, an den 
Senat ergab, dass sogenannte szene¬ 
kundige Beamte (SKB) der Hambur¬ 
ger Polizei fast zehn Jahre lang in einer 
geheimen Datenbank Informationen 
über mehr als 2 000 Fußballfans sam¬ 
melten. Etwa 30 Prozent der Personen, 
deren Daten vorsorglich gespeichert 
wurden, sind allerdings noch nie ir¬ 
gendwie im Zusammenhang mit Straf¬ 
taten in Erscheinung getreten. Dieser 
Polizeiskandal wird die Hansestadt ver¬ 
mutlich noch eine Weile beschäftigen. 
Zumal die Behörden in der Vergangen¬ 
heit bestritten, dass eine solche Datei 
existiert. Birgit Gärtner 


Weiter ohne „Klobürsten 

Zum Rücktritt von Michael Neumann 


Sein Studium an der Helmut-Schmidt- 
Universität (Bundeswehr-Uni) führte 
den gebürtigen Dortmunder Michael 
Neumann 1992 nach Hamburg. Dort 
zog der Offiziersanwärter 1997 als SPD- 
Abgeordneter in die Bürgerschaft ein. 
Vier Jahre später, in der Ära Schill, wur¬ 
de er innenpolitischer Sprecher seiner 
Fraktion, 2004 Fraktionsvorsitzender. 

2009 begann er als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an der Bundeswehr-Uni, 

2010 wurde er dort Lehrbeauftragter 
im Range eines Oberregierungsrates. 
Nach seiner Vereidigung als Senator 
für Inneres und Sport der Freien und 
Hansestadt Hamburg am 23. März 

2011 in der Regierung unter dem Ers¬ 
ten Bürgermeister Olaf Scholz (SPD) 
wurde er von der Lehrtätigkeit beur¬ 
laubt. Am Montag vergangener Woche 
trat er von seinem Amt als Innensena¬ 
tor zurück. 

„Es ist wegen Olympia“ munkeln 
viele. Er selbst bestreitet diesen Zusam¬ 
menhang. Seine Amtszeit ist gekenn¬ 
zeichnet von vielen - sagen wir mal - 
Problemen, von denen jedes einzelne 
einen Rücktritt rechtfertigen würde. 
Zum Beispiel der gnadenlose Umgang 
des Scholz-Senats mit den Lampedu- 


sa-Flüchtlingen, die seit April 2013 für 
ein Bleiberecht kämpfen und aufgrund 
der harten Haltung u. a. von Scholz und 
Neumann größtenteils bis heute ob¬ 
dachlos in der Hansestadt leben. 


Nicht existente Datei enthält 
Informationen über 
2000 Fußball-Fans. 


Zum Beispiel der Skandal um das 
„Gefahrengebiet“ im Januar 2014. Da¬ 
mals wurde in dem Areal um die Stadt¬ 
teile St. Pauli und Sternschanze groß¬ 
flächig der Ausnahmezustand verhängt. 
Grund dafür war ein Angriff auf die 
David-Wache, Hamburgs berühmtes¬ 
te Polizeistation nach dem Großstadt¬ 
revier, wie Jan Kahlcke in der Tages¬ 
zeitung spöttelte. Diesen Angriff aller¬ 
dings hat es aller Wahrscheinlichkeit 
nach nie gegeben. Weshalb das „Gefah¬ 
rengebiet“ quasi posthum von Gerich¬ 
ten für verfassungswidrig erklärt wur¬ 
de. Seinerzeit hatte es die Klobürste als 
Zeichen des Widerstandes der Anwoh¬ 
nenden in alle Medien gebracht - was 
Neumann den Beinamen „Klobürsten- 
Senator“ einbrachte. 










m unsere zeit _Innenpolitik 

Es ist deutsch in Kaltland - oder? 

31. nordrhein-westfälische Antifa-Konferenz in Solingen 



B ereits zum 31. Mal initiierte die 
VVN-BdA eine landesweite Kon¬ 
ferenz antifaschistischer Initiati¬ 
ven und Organisationen. Weit über ein¬ 
hundert Teilnehmende aus Nordrhein 
Westfalen diskutierten am 30. Janu¬ 
ar im COBRA-Kulturzentrum Solin¬ 
gen aktuelle Aufgaben der Bewegung 
im sozialen, juristischen und generell 
im öffentlichen Bereich. Das im An¬ 
schluss an die Konferenz stattfinden¬ 
de Konzert „Rock gegen Rassismus“ 
war Höhepunkt des Tages für viele Ju¬ 
gendliche. Die Halle des COBRA war 
fest in der Hand der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten. Zwei erstklassige 
Nachwuchsbands und die Punkrocker 
Schmutzki aus Stuttgart feuerten die 
randvolle Halle an. 

Die unter dem Motto „Es ist 
deutsch in Kaltland - ODER?“ stehen¬ 
de Konferenz wurde durch den Landes¬ 
sprecher der VVN-BdA Falk Mikosch 
eröffnet. Seine Eröffnungsrede war vol¬ 
ler aktueller Bezüge wie: „Die Kanzle¬ 
rin Angela Merkel sagte jetzt anlässlich 
der Einweihung einer Ausstellung mit 
Bildern aus Vernichtungslagern „Das, 
was geschehen ist, für immer im Ge¬ 
dächtnis behalten, das Andenken an 
die Opfer zu bewahren und uns mit 
ganzer Kraft für das Nie wieder! einzu¬ 
setzen.“ Leider setzt Merkel dieses ,Nie 
wieder! 4 nicht auch der Kriegsbeteili¬ 
gung entgegen. Über 130 Milliarden 
Euro will die Bundesregierung in den 
nächsten 15 Jahren ausgeben, um noch 
mehr Krieg zu führen. Dem setzen wir 
unser Nie wieder! entgegen.“ 

Falk Mikosch wies auf die zentra¬ 
le Fluchtursache ,Krieg 4 hin. Er kenn¬ 
zeichnete die antifaschistische Bewe¬ 
gung als Teil auch der Friedensbewe¬ 
gung. 

In einem Workshop bearbeite¬ 
ten die Teilnehmenden Zusammen¬ 
hänge zwischen der sozialen Frage 
und Rassismus. Die fatalen Wirkun¬ 
gen von Lebensumständen, die ohn¬ 
mächtig machen, und Prekarisierung 
bis hin zur Affinität für rassistisches 
Gedankengut wurden diskutiert. Die 


Konsequenz einer sozialen Politik, 
Alternativen wie das bedingungslose 
Grundeinkommen und generell eine 
antikapitalistische Politik waren The¬ 
ma. Letztlich drängt der Kapitalismus 
vor allem in Krisenzeiten immer zur 
Demontage sozialer Rechte mit allen 
Folgen für die Opfer. 

Juristische Dimensionen des De¬ 
monstrationsrechtes wurden in einem 
weiteren Workshop diskutiert. Hier 
ging es um Hilfen für die Demokratin- 
nen, Demokraten durch Juristinnen, Ju¬ 
risten aus der Bewegung, um willkürli¬ 
chen Entscheidungen qualifizierte Ant¬ 
worten entgegensetzen zu können. In 
der Arbeitsgruppe ,Kinder des Wider¬ 
stands 4 stellten fünf Kinder antifaschis¬ 
tischer Widerstandskämpferinnen und 
Widerstandskämpfer die Notwendig¬ 
keit heraus, die Bildungsarbeit in den 
Schulen und in der Jugend allgemein 


mit antifaschistischer Aufklärung zu 
bereichern. 

Die Aufklärung über die Vernet¬ 
zung der Neonazis und über ihre ge¬ 
fährliche Propaganda hatte eine wei¬ 
tere Arbeitsgruppe zum Schwerpunkt. 


In Solingen ging es um die 
Zukunft des Antifaschismus. 


Viele Teilnehmende, die sich bisher 
kaum mit sozialen Netzwerken und 
ihrer Bedeutung beschäftigt hatten, 
nahmen sich vor, hier stärker Themen 
zu setzen. Die Arbeitsgruppe über die 
Rolle der Sprache wurde von Lennard 
Surmann vom Duisburger Institut für 
Sozialforschung moderiert. Kernaus¬ 
sage war: „Demokratinnen und De¬ 
mokraten haben im antifaschistischen 
Kontext die Aufgabe, sich gegen alle 


noch so versteckten Abwertungen 
durch entindividualisierende Grup¬ 
penzuordnungen zu stellen. Sie haben 
auch mit jenen zu reden, die nicht pri¬ 
vilegiert sind und die Ziel rechtspopu¬ 
listischer Propaganda sind.“ 

Die sehr gute Beteiligung in den 
insgesamt sechs Arbeitsgruppen zeigte, 
dass es einen großen Bedarf an Diskus¬ 
sion über das Wie weiter? in der anti¬ 
faschistischen Bewegung gibt. Auch die 
große Beteiligung vor allem Jugendli¬ 
cher am Konzert Rock gegen Rassis¬ 
mus abends bewies das große antiras¬ 
sistische und antifaschistische Potenti¬ 
al, das vorhanden ist. Dieses Potential 
gilt es in Bewegung zu bringen. Leider 
war das Abschlussplenum mit seinen 
eher zufällig gestalteten Berichten aus 
den Workshops zu wenig auf die weite¬ 
re Arbeit orientiert. Es wurde zu sehr 
dem Zufall überlassen, welche Schwer¬ 
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punkte die jeweiligen Berichterstatte- 
rinnen und Berichterstatter setzten. 
Auch undifferenzierte Aussagen wie 
die, dass in den Schulen der Geschichts¬ 
unterricht vor 1933 endet und erst etwa 
mit der BRD-Gründung und dem Wirt¬ 


Die Themen der Konferenz 

★ Wie Nazis und Rassisten sich heu¬ 
te vernetzen. 

★ Die Rolle der Sprache - diese Fra¬ 
ge stellt sich heute noch mehr als 
damals. 

★ Antifaschismus und soziale Fra¬ 
ge - die Nazis nutzen die Krise zu 
ihrer Hetze. 

★ Fluchtursachen und Antimilita¬ 
rismus - Flüchtlinge werden durch 
Kriege auf den Weg gebracht,- Krie¬ 
ge, die nicht sie zu verantworten ha¬ 
ben. Mehr denn je gehören Antifa¬ 
schismus, Antirassismus und Antifa¬ 
schismus zusammen. 

★ Recht auf Demo und Aktion - hier 
geht es um konkrete Hilfen 

★ Eine neue Zeitzeugengeneration 
meldet sich zu Wort. Sie nennen sich 
Kinder des Widerstandes oder 2. und 
3. Generation. Hier geht es um Ge¬ 
denk- und Erinnerungsarbeit unter 
völlig veränderten Bedingungen. 


schaftswunder wieder beginnt, blieben 
ohne Diskussion. 

Zum Schluss fehlte leider auch ein 
bilanzierender Austausch über die Ak¬ 
tionsbereiche aus den Workshops, aus 
den Regionen des Landes und aus den 
lokalen Initiativen vor Ort. „Man kön¬ 
ne den Ostermarsch immer kritisieren 
und verbessern“ stellte Willi Hoffmeis¬ 
ter, Initiator des Ostermarsches Rhein 
Ruhr zum Schluss fest. „Tatsache sei je¬ 
doch, dass die Ostermarschbewegung 
nach wie vor die größte Friedensbewe¬ 
gung in Deutschland ist“. Mit seinem 
Appell zur Teilnahme am Ostermarsch 
Rhein-Ruhr beendete er die Konferenz 
antifaschistischer Initiativen und Orga¬ 
nisationen. 

VVN-BdA NRW/UZ 


Wahlen mit begrenzten Alternativen 

Die Rassisten der AfD stehen vor mehreren Wahlerfolgen 



Am 13. März werden in Sachsen-An¬ 
halt, Baden-Württemberg und Rhein¬ 
land-Pfalz neue Landtage gewählt. Die 
Linkspartei will ihren Einfluss ausbau¬ 
en und in den beiden westdeutschen 
Bundesländern erstmalig in die Par¬ 
lamente einziehen. In Sachsen-Anhalt 
erhoffen sich die demokratischen Sozi¬ 
alisten gar, mit ihrem bereits zum drit¬ 
ten Mal antretenden Spitzenkandida¬ 
ten Wulf Gallert das Amt des Minister¬ 
präsidenten ergattern zu können. Dies, 
obwohl die SPD, die aktuell als Juni- 


Linkspartei kämpft um 
Einzug in Westparlamente. 


orpartner der CDU regiert, eine Wahl 
Gallerts zum Regierungschef bereits 
mehrfach explizit ausgeschlossen hat. 
Bereits seit 2004 ist Gallert Vorsitzen¬ 
der der Linksfraktion im Landtag von 
Sachsen-Anhalt und somit der dienstäl- 
teste seiner Art. Dass die Partei in dem 
über rund 2,24 Millionen Einwohner 
verfügenden Flächenland Regierungs¬ 
verantwortung übernehmen will, ist 
nicht sonderlich verwunderlich. Gilt 
der Landesverband der Linken in Sach¬ 
sen-Anhalt, aus dem etwa der stramm 
parteirechte Bundesgeschäftsführer 
Matthias Höhn stammt, als Hort der so¬ 
genannten Refomer, die es nahezu frei 
von jeglichen „roten Haltelinien“ in die 
Regierungsverantwortung treibt. Mit in 
der eigenen Partei deutlich umstritte¬ 
nen Plakatmotiven, auf denen neben 
Gallerts Konterfei begrenzt erheitern¬ 
de Schlagworte wie „Frauenversteher“ 
oder „Wirtschaftsversteher“ zu lesen 
sind, will die Linkspartei bei potenti¬ 
ellen Wählern punkten. 


„Ich will Ministerpräsident von 
Sachsen-Anhalt werden, weil dieses 
Bundesland so viele Potentiale birgt, 
die nicht ausgeschöpft werden“, bringt 
Gallert auf seiner Internetseite seine 
Wünsche frei vom jedwedem Reali¬ 
tätssinn auf den Punkt. Selbst rechne¬ 
risch gilt ein „rot-rotes“ Bündnis ohne 
Unterstützung der Grünen als chan¬ 
cenlos. So sieht die „Forschungsgrup¬ 
pe Wahlen“ in der zuletzt veröffentlich¬ 
ten Umfrage die Linkspartei bei nur 
19 Prozent. Die SPD käme ebenfalls 
auf 19 Prozent, Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen könnten fünf Prozent der Wähler¬ 
stimmen auf sich vereinen. Die CDU 
erhielte 33 Prozent, die FDP wäre mit 
3 Prozent nicht im Landtag vertreten. 
Ein überdurchschnittlicher Wahlerfolg 
wird hingegen der sozialchauvinisti¬ 
schen und rassistischen AfD prognos¬ 
tiziert. Sie käme aktuell auf satte 15 
Prozent der Wählerstimmen und gibt 
sich siegessicher. 

Ob es dem amtierenden baden- 
württembergischen Ministerpräsiden¬ 
ten Winfried Kretschmann (Bündnis 
90/Die Grünen) unterdessen tatsäch¬ 
lich gelingt, sein Amt zu verteidigen, 
gilt aktuell noch als keineswegs ausge¬ 
macht. Kretschmann, der im Mai 2011 
als erster Ministerpräsident der Grünen 
überhaupt in einem deutschen Bundes¬ 
land gewählt wurde, hatte bei der letz¬ 
ten Landtagswahl überdurchschnittlich 
von der Reaktorkatastrophe von Fuku- 
shima und von den brutalen Übergrif¬ 
fen der Polizei auf Gegner des umstrit¬ 
tenen Stuttgarter Bahnhofsprojektes 
„Stuttgart 21“ profitieren können. Nach 
fast fünfjähriger Amtszeit des Grünen- 
Politikers, der sich von 1973 bis 1975 in 
der Hochschulgruppe des Kommu¬ 


nistischen Bundes Westdeutschland 
(KBW) engagierte, heutzutage jedoch 
als überzeugter Antikommunist be¬ 
trachtet werden kann, ist Kretschmann 
die Unterstützung neoliberaler Wähler 
sicher. Während die Grünen bei der 
Landtags wähl 2011 noch ein Ergebnis 
von 24,2 der Stimmern erlangten, wer¬ 


den sie einer 
aktuellen Um¬ 
frage der „For¬ 
schungsgruppe 
Wahlen“ mit 
satten 28 Pro¬ 
zent gehandelt. 
Zugleich würde 
die SPD mit nur 
noch 15 Prozent 
der Wähler¬ 
stimmen eines 
ihrer schlech¬ 
testen Ergeb¬ 
nisse einfahren. 
Die CDU käme 
auf 34 Prozent. 
Entscheidend 
für Kretsch- 
manns politi¬ 
sche Zukunft 
dürfte jedoch 
das Abschnei¬ 
den der AfD 
werden. Dieser 
wird aktuell mit 
11 Prozent der 
Wählerstimmen 
der Landtags¬ 
einzug prog¬ 
nostiziert. Auch 
die FDP könn¬ 
te derzeit mit 6 
Prozent damit 
rechnen, in den 
Landtag einzuziehen. Die Linkspartei 
wird aktuell nur mit drei Prozent der 
Stimmen gehandelt, obwohl sie ihren 
aus Stuttgart stammenden Parteivor¬ 
sitzenden Bernd Riexinger als Spitzen¬ 
kandidaten aufgeboten hat. 

Julia Klöckner, Spitzenkandidatin 
der CDU in Rheinland-Pfalz, hat un¬ 


terdessen gute Chancen, die amtieren¬ 
de Ministerpräsidentin Malu Dreyer 
(SPD) abzulösen. In einer aktuellen 
Umfrage der „Forschungsgruppe Wah¬ 
len“ vom 22. Januar wird die CDU mit 
38 Prozent der Stimmen gehandelt. Die 
SPD käme auf 31 Prozent, Bündnis 
90/Die Grünen auf sieben. Ebenfalls 
im Mainzer Landtag vertreten wären 
künftig FDP und Linkspartei mit je¬ 
weils fünf Prozent der Wählerstimmen 
und die rechte AfD mit 9 Prozent. 

Die Gefahr, die von den sich ab¬ 
zeichnenden Wahlerfolgen der AfD 
künftig ausgehen dürfte, darf unterdes¬ 
sen keineswegs unterschätzt werden. 
So fordern die Rechten etwa einen als 
„Bürgerarbeit“ getarnten Frondienst 
für erwerbslose Migranten. Zudem 
würden rassistische Zusammenschlüs¬ 
se wie das „Pegida“-Netzwerk faktisch 
über einen parlamentarischen Arm 
verfügen. 

Unterdessen buhlt die Linkspar¬ 
tei in Mecklenburg-Vorpommern, wo 
am 4. September ein neuer Landtag 
gewählt wird, offen um die Gunst der 
rechten Wähler. So hat die Partei kürz¬ 
lich Plakate aufstellen lassen, die das 
Konterfei des Spitzenkandidaten Hel¬ 
mut Holter zeigen und auf denen „Hei¬ 
mat ist dort, wo Familie ist - Aus Liebe 
zu Mecklenburg-Vorpommern“ zu le¬ 
sen steht. Besagtes Plakatmotiv hatte 
nicht nur in den sozialen Netzwerken 
im Internet für massive Debatten und 
Empörung gesorgt, da der Slogan an 
frühere Wahlkampfaktionen der neo¬ 
faschistischen NPD erinnert. Die ext¬ 
rem rechte Partei war mit der Parole 
„Arbeit, Familie, Heimat - NPD“ in 
vergangene Wahlkämpfe gezogen. 

Markus Bernhardt 
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Frankreich: Ausnahmezustand richtet sich gegen Aktivisten und Gewerkschafter 


C hristiane Taubira gehörte zu de¬ 
nen, die versuchten, den An¬ 
schein zu erwecken, in Paris gäbe 
es eine linke Regierung. Bis in die ver¬ 
gangene Woche war sie französische 
Justizministerin. Nun ist sie zurückge¬ 
treten - die von dem „sozialistischen“ 
Präsidenten Francois Hollande geplan¬ 
te Verfassungsänderung wollte sie nicht 
mittragen. Hollande will damit unter 
anderem die Möglichkeit schaffen, Ter¬ 
roristen unter bestimmten Bedingun¬ 
gen die französische Staatsbürgerschaft 
zu entziehen. Er löste damit eine hefti¬ 
ge Debatte aus - die Erinnerung an die 
ähnliche Praxis während des mit Hit¬ 
ler kollaborierenden Vichy-Regimes ist 
noch lebendig. 

Diese neue Regelung gehört zu 
den Maßnahmen, die Hollande unter 
dem Eindruck des barbarischen Blut¬ 
bades der dschihadistischen Killer 
vom 13. November verkündete. Eine 
Woche nach den Anschlägen stimmte 
die Nationalversammlung praktisch ge¬ 
schlossen dafür, den Ausnahmezustand 
um drei Monate - also bis Ende Febru¬ 
ar - zu verlängern. Die „Union Sacree“ 
kennt wie unter Kaiser Wilhelm „keine 
Parteien mehr“. Bei einer Enthaltung 
(PS) stimmten nur drei Sozialisten und 
drei Ökologisten dagegen. Die Kom¬ 
munisten stimmten zu, was wiederum 
heftige Kritik innerhalb der Partei und 
vor allem außerhalb hervorrief. Hollan¬ 
de plant, den Notstand um weitere drei 
Monate, also bis Ende Mai, zu verlän¬ 
gern. 

Die erste Folge: Die Regierung ver¬ 
bot die beiden groß organisierten De¬ 
monstrationen der Monate November 
und Dezember: Gegen die Austeritäts- 
politik der Regierung und anlässlich 
der Klimakonferenz. 

Die letzten Wochen zeigen, was die¬ 
ser innere Krieg „gegen den Terror“ ge¬ 
bracht hat: Ein Klima der Angst, Re¬ 
pressionen gegen Linke - und sonst 
sehr wenig. Die Nachrichtensendung 
„20 Minutes“ hat offizielle Angaben 


darüber zusammengetragen, was der 
angebliche Kampf gegen Terror ge¬ 
bracht hat: Zwischen dem 14. Novem¬ 
ber und dem 7. Januar durchsuchte die 
Polizei - in Zusammenarbeit mit dem 
Militär - 3 021 Häuser und Wohnungen. 
Schwerpunkt waren die Region Paris 


und im Süden um Marseille und die 
Provence. Dabei wurden 500 Waffen 
entdeckt (aber keine Depots), aber ins¬ 
gesamt nur 464 Gesetzesverstöße fest¬ 
gestellt - also nur 15 Prozent der auch 
nächtlichen Hausdurchsuchungen er¬ 
gaben einen Straftatbestand. Aber nur 
25 von diesen 464 Straftatbeständen, 
das sind nur 5 Prozent, standen im ter¬ 
roristischen Zusammenhang, von de¬ 
nen wiederum nur drei zu einer Vorer¬ 


mittlung und einer zum gerichtlichen 
Verfahren führten. Aber trotzdem wur¬ 
den 366 Personen vorübergehend fest¬ 
genommen und 316 eingesperrt. Aber 
nur ein Ermittlungsverfahren wurde 
eingeleitet. 

381 Hausarreste wurden ausgespro¬ 


chen mit der Verpflichtung, sich täglich 
beim Kommissariat zu melden. Drei 
Maßnahmen wurden zurückgenom¬ 
men, 53 Einsprüche laufen. Vier Veran¬ 
staltungssäle in Paris wurden vorüber¬ 
gehend geschlossen. Der Sender France 
24 meldete am 25. Januar, dass der Ver¬ 
fassungsgerichtshof den ersten Haus¬ 
arrest aufgehoben habe. Der Richter¬ 
verband „Syndicat de la magistrature“ 
hatte Recht mit seiner Warnung: „Die 


einsetzende blinde und unkontrollier¬ 
te Repression zersplittert unnütz die 
Kräfte der Polizei, die besser eingesetzt 
würden zur Aufdeckung und Verhü¬ 
tung bekannter krimineller Vorhaben.“ 
Und: „Der Kampf gegen den Terroris¬ 
mus wird verfälscht: Die Demonstra¬ 


tionsverbote, die Hausdurchsuchun¬ 
gen und -arreste zielen auf Aktivisten.“ 
Im Sprachgebrauch der Mainstream- 
Presse sind die Aktiven der militanten 
Umweltbewegung bereits zu „grünen 
Dschihadisten“ geworden. Sie stehen 
im Fokus, wenn Premierminister Ma¬ 
nuel Valls davon spricht, „die staatliche 
Ordnung wiederherzustellen“. 

Genauso wie die Arbeiterbewe¬ 
gung. Die Zeit des verordneten Not¬ 


standes ist auch die Zeit, in der Minis¬ 
terien Pläne schmieden, um das kollek¬ 
tive Arbeitsrecht weiter auszuhöhlen. 
Und es ist die Zeit, in der ein Gericht 
in Amiens, Nordfrankreich, acht Kolle¬ 
gen zu Gefängnis verurteilt hat - zwei 
Jahre, Bewährung gibt es frühestens 
nach neun Monaten - weil sie 2014 am 
„Bossnapping“ im Goodyear-Werk 
Amiens-Nord beteiligt waren. „Zum 
ersten Mal“, heißt es in einer Petition 
der zuständigen CGT-Gliederung, „seit 
einem halben Jahrhundert hat eine Re¬ 
gierung gefordert, Gewerkschafter mit 
Gefängnis zu bestrafen, weil sie sich an 
Aktionen gegen die Schließung ihrer 
Fabrik beteiligt haben.“ 

Die Gewerkschaft CGT hat es auf 
den Punkt gebracht: „Die Regierung 
spielt mit Gefühlen und der Angst und 
hofft, damit den Notstand in die Ver¬ 
fassung aufzunehmen, was der Polizei, 
den Geheimdiensten, der Verwaltung 
auf Kosten der Rechtsprechung mehr 
Macht auszuüben erlaubt. Die unkla¬ 
ren Bestimmungen der Definition des 
Notstands lassen aber das Schlimms¬ 
te befürchten gegen die Beschäftigten 
und die Aktivisten der Gewerkschaf¬ 
ten.“ 

Von Terrorangst und Repressio¬ 
nen lassen sich trotzdem nicht alle ein¬ 
schüchtern oder ablenken. Die Petition 
für die Goodyear-Kollegen haben be¬ 
reits 138 000 Menschen unterschrieben, 
Allein am 19. Januar fanden in Frank¬ 
reich 80 Streiks und Gewerkschaftsak¬ 
tionen statt. Die Nationale Föderation 
der Chemieindustrie der CGT hat für 
Donnerstag, den 4. Februar, landes¬ 
weit zur Arbeitsniederlegung und zu 
Demonstrationen aufgerufen. Und am 
vergangenen Samstag forderten über 
150 000 Demonstranten in rund 70 
französischen Städten - in Paris nach 
Veranstalterangaben 20 000 -, von der 
Regierung den Ausnahmezustand auf¬ 
zuheben. Auch die Kommunisten betei¬ 
ligten sich an der Demonstration. 

Georges Hallermayer 



„Der Notstand verbirgt einen Haufen von Notfällen“ - und die französischen Gewerkschaften lassen sich weder von 
Terrorangst noch von Repressionen davon abhalten,für die Rechte der Beschäftigten zu kämpfen. 


Nervosität in Kiew, Den Haag und Brüssel Kriegserklärung 

Können die Niederländer den Assoziierungsvertrag EU - Ukraine stoppen? Griechenland: Rentenreform, Bauernblockaden, 

Generalstreik 


Am 6. April findet in den Niederlan¬ 
den ein Referendum über die Ratifi¬ 
zierung des zwischen der EU und der 
Ukraine vereinbarten Assoziierungs¬ 
abkommens statt. Je näher der Ter¬ 
min rückt, umso größer werden die 
Sorgenfalten bei den Herrschenden 
in Kiew, Den Haag und Brüssel, stellt 
die russische Netzzeitung „Swobodna- 
ja Pressa“ in einem Beitrag fest. Offen- 



Befürchtet „eine große kontinentale 
Krise“: Präsident der EU-Kommission 
Jean-Claude Juncker 


bar sind die Sorgen nicht unbegründet, 
wie eine kürzlich in den Niederlan¬ 
den durchgeführte Meinungsumfrage 
zeigt. Danach ist die Mehrheit der Nie¬ 
derländer gegen die Ratifizierung des 
Abkommens. 

Übrigens ist das Referendum nicht 
auf die niederländische Regierung zu¬ 
rückzuführen, sondern das Ergebnis ei¬ 
ner Initiative der „Euroskeptiker“, de¬ 
nen es gelungen ist, die notwendigen 
400 000 Unterschriften für die Durch¬ 
führung eines nationalen Plebiszits zu 
sammeln. Offizielle Umfragen wurden 
bisher noch nicht durchgeführt, so dass 
die Ergebnisse der Befragungen von 
„Een Vandaag“ nur ein erster seriöser 
Gradmesser der Stimmung der Nieder¬ 
länder sein können. 

Befragt wurden 27 000 Personen. 
Von ihnen erklärten 53 Prozent, dass 


sie bestimmt und weitere 17 Prozent, 
dass sie sehr wahrscheinlich am Refe¬ 
rendum teilnehmen werden. Damit die 
Regierung anerkennt, dass eine Mei¬ 
nungsbildung stattgefunden hat und 
deren Resultate zur Kenntnis nimmt, 
müssen mindestens 30 Prozent der 
Wählerinnen und Wähler am Referen¬ 
dum teilnehmen. 

Das Plebiszit hat allerdings nur kon¬ 
sultativen Charakter. Zur Umsetzung 
ihrer Ergebnisse ist die Regierung nicht 
verpflichtet. Und so erklärte Minister¬ 
präsident Mark Rutte denn auch im 
November 2015 bereits, dass das Re¬ 
ferendum an sich die Integration der 
Ukraine nicht stoppen werde, aber die 
Regierung werde ihm Aufmerksamkeit 
schenken und seine Ergebnisse berück¬ 
sichtigen müssen. Vorerst ist das As¬ 
soziierungsabkommen jedenfalls am 
1. Januar schon einmal in Kraft getre¬ 
ten. 

Den Haag ist in keiner einfachen Si¬ 
tuation. Sind doch von denjenigen, die 
beabsichtigen am Referendum teilzu¬ 
nehmen, mehr als die Hälfte sicher, 
dass sie die Ratifizierung des Doku¬ 
ments ablehnen, und ein weiteres Vier¬ 
tel, dass sie diese höchstwahrscheinlich 
ablehnen werden. Da kann es nicht ver¬ 
wundern, dass die Regierenden in den 
Niederlanden eine Kampagne zum 
Zweck einer Ratifizierung des Vertra¬ 
ges angeschoben haben. Sie soll die 
Niederländer davon überzeugen, dass 
diese angeblich von Vorteil für „Euro¬ 
pa und für die Niederlande“ sei. 

Auf die negative Haltung großer 
Teile der niederländischen Bevölke¬ 
rung gegenüber einer engeren Ver¬ 
bindung mit der Ukraine dürfte nach 
Meinung der „Swobodnaja Pressa“ die 
Geschichte des Raubes von 24 Gemäl¬ 
den und einer großen Menge Silber aus 


einem Museum im niederländischen 
Westfriesland vor elf Jahren und des 
Auftauchens von Teilen des Diebes¬ 
guts bei einer nationalistischen ukrai¬ 
nischen Freiwilligengruppe spielen, die 
im Donbass marodiert. Das niederlän¬ 
dische Fernsehen hatte darüber Ende 
letzten Jahres berichtet. Laut diesem 
Bericht sollen der Anführer der neona¬ 
zistischen ukrainischen Partei „Swobo- 
da“ Oleg Tjagnibok, und der Ex-Chef 
des ukrainischen Geheimdienstes SBU, 
Walentin Naliwaitschenko, in die Sache 
verwickelt sein, was die Machthaber in 
Kiew bestreiten. 

Die Stimmung der Niederländer be¬ 
unruhigt nicht nur Kiew und Den Haag, 
sondern auch die EU-Politiker in Brüs¬ 
sel. So erklärte der Präsident der EU- 
Kommission, Jean-Claude Juncker, in 
einem Interview der niederländischen 
Zeitung „Handelsblad“: „Ich möchte, 
dass die Niederländer verstehen, dass 
die Bedeutung dieser Frage über den 
Rahmen des Landes hinausgeht. Ich 
glaube nicht, dass sie ablehnend votie¬ 
ren werden, weil dies die Tür für eine 
große kontinentale Krise öffnen kann. 
Russland erhielte im Falle ablehnen¬ 
der Ergebnisse des Referendums einen 
leichten Sieg.“ 

Die „Swobodnaja Pressa“ wirft zum 
Schluss ihres Beitrages zwei Fragen auf: 
Wird es in den verbleibenden drei Mo¬ 
naten Den Haag und Brüssel gelingen, 
die Bevölkerung der Niederlande da¬ 
von zu überzeugen, dass das Assoziie¬ 
rungsabkommen mit der Ukraine gut 
und richtig ist? Und was werden sie tun, 
wenn dies nicht gelingt? Werden sie die 
Ergebnisse des Referendums berück¬ 
sichtigen oder wird das geopolitische 
Interesse für sie wichtiger sein als die 
gelobte „europäische Demokratie“? 
Man darf gespannt sein. Willi Gerns 


Als 2011 die Eurogruppe einen Schul¬ 
denschnitt von 50 Prozent beschloss, be¬ 
deutete das auch für die größte Sozial¬ 
versicherungskasse Griechenlands einen 
Verlust von 4 Milliarden Euro: Das IKA 
hielt griechische Staatsanleihen über 8 
Milliarden Euro. Seit Jahren berichten 
die bürgerlichen Medien über die finan¬ 
zielle Schieflage und über die chaotische 
Verwaltung der griechischen Sozialver¬ 
sicherung, über Vetternwirtschaft und 
Rentenzahlungen an bereits Verstorbe¬ 
ne und bereiteten damit die weitere Zer¬ 
störung des Rentensystems vor. 

Für diese „Rentenreform“ liegen nun 
die Pläne der Regierung vor - und trei¬ 
ben Gewerkschafter, Bauern und Selbst¬ 
ständige zu Protesten auf die Straße. 
Der KKE-Generalsekretär Koutsoum- 
pas bezeichnete die Pläne als „Kriegs¬ 
erklärung an die Arbeiterklasse und die 
Volksschichten“. Nach den Auflagen des 
Memorandums soll Griechenland bei der 
Rentenversicherung rund 1,8 Milliarden 
Euro einsparen. 

Schon in den letzten Jahren hatten 
die verschiedenen Regierungen auch 
bei den Renten massiv gekürzt. Die 
neuen Planungen der Regierung laufen 
auf weitere Kürzungen zwischen 5 und 
30 Prozent bei den Renten derjenigen, 
die nach dem 1. Januar dieses Jahres in 
Rente gehen, hinaus. Aber auch die Ren¬ 
tenansprüche derjenigen, die bereits in 
Rente sind, sollen auf neuer Grundlage 
berechnet werden. Dabei geht es vor al¬ 
lem darum, dass die Bezugsgröße, nach 
der sich die Rente richtet, verändert wer¬ 
den soll: Bisher galt, dass die Rente auf 
Grundlage des Gehalts der letzten zehn 
Jahre im Berufsleben berechnet wurde. 
Aus diesen zehn Jahren wurden die fünf 
mit dem höchsten Gehalt herausgerech¬ 
net, ein Rentner erhielt 70 bis 75 Prozent 


des Durchschnitts aus diesen fünf Jahren 
als Rente. Nun, für die neue Rentenfor¬ 
mel, will die Regierung das durchschnitt¬ 
liche Gehalt des gesamten Arbeitslebens 
zugrunde legen. In die Berechnung der 
Rentenhöhe gehen damit zwangsläu¬ 
fig mehr Jahre mit niedrigem Gehalt 
ein. Nach Angaben von Dimos Kou- 
bouris, dem Vorsitzenden des Griechi¬ 
schen Rentnerverbandes und Mitglied 
des PAME-Exekutivsekretariats, könn¬ 
te die neue Berechnung auf eine Ren¬ 
tenkürzung zwischen 5 und 30 Prozent 
hinauslaufen. Für diejenigen, die bereits 
in Rente sind, will die Regierung die Ein¬ 
bußen für eine dreijährige Übergangszeit 
aus dem Staatshaushalt abfedern. 

Ursprünglich hatte die Regierung ge¬ 
plant, dem Parlament Ende Januar ein 
Gesetz zur Abstimmung vorzulegen. Die 
Proteste im Land auf der einen, der Druck 
der „Institutionen“ auf der anderen Sei¬ 
te haben für Verzögerungen gesorgt. Als 
neuer Termin wird Ende Februar ge¬ 
nannt. Nach den anstehenden Verhand¬ 
lungen mit den „Institutionen“ könnte 
die beschlossene „Reform“ noch größere 
Einschnitte für die Rentner bedeuten als 
bisher von der Regierung öffentlich ge¬ 
macht, so Koubouris gegenüber UZ. 

Die geplante „Reform“ wird beson¬ 
ders stark auch kleine Bauern betreffen - 
sie sollen mit Rentenbeiträgen und Steu¬ 
ern zur Kasse gebeten werden. Das ist 
der Anlass dafür, dass sie in den letzten 
Wochen in ganz Griechenland mit ihren 
Traktoren wichtige Straßen blockierten. 

Seeleute streikten, Bauern besetzten 
Gebäude der für sie zuständigen Ren¬ 
tenversicherung. Für Donnerstag, den 
4. Februar, rief die Gewerkschaftsfront 
PAME zum Generalstreik auf und kün¬ 
digte in über 50 Städten Streikdemonst¬ 
rationen an. om 
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Trotz Verbot 

Ukraine: Kommunisten nutzen Spielräume vor Gericht und bei Wahlen - groß sind diese nicht 



„Nein zum Verbot der KPU“ - Protest des Bündnisses „Linke Opposition“ Ende Januar 


D ie Kommunistische Partei der 
Ukraine (KPU) geht weiter ju¬ 
ristisch gegen ihr Verbot vor. 
Gegen den Verbotsbeschluss hatte die 
Partei Einspruch eingelegt, über die¬ 
sen Einspruch fand in der vergangenen 
Woche, am 28. Januar, eine erste Ge¬ 
richtsverhandlung statt. Das Oberste 
Verwaltungsgericht setzte den Prozess 
bereits am selben Tag bis zum 11. Feb¬ 
ruar aus. Grund dafür ist der Rücktritt 
eines der Richter. Nähere Informatio¬ 
nen liegen noch nicht vor, die KPU hat¬ 
te jedoch angekündigt, sich gegebenen¬ 
falls an den Europäischen Gerichtshof 
zu wenden. 

Selbst die Frage, ob überhaupt vor 
einem Gericht über den Einspruch ver¬ 
handelt werden sollte, war Gegenstand 
von Auseinandersetzungen: Am 25. Ja¬ 
nuar verbreitete das Justizministerium 
der Ukraine die Information, dass das 
Oberste Verwaltungsgericht das Ver¬ 
botsurteil gegen die KPU abschließend 
bestätigt habe und den Einspruch als 
unbegründet zurückweist. In einer öf¬ 
fentlichen Erklärung stellte der KPU- 
Vorsitzende Petro Simonenko fest, dass 
es sich dabei um eine bewusste Falsch¬ 
meldung handele. Tatsächlich hatte das 
Gericht an diesem Tag eine Beschwer¬ 
de der Partei in anderer Sache zurück¬ 
gewiesen, es ging um die Frage, ob die 
„Kommission zur Dekommunisierung“ 
beim Justizministerium rechtmäßig ist 
oder nicht. 

Am 16. Dezember 2015 hatte ein 
Verwaltungsgerichtshof in Kiew die 


Während auch auf EU-Ebene an der 
weiteren Abschottung gegen Flücht¬ 
linge gearbeitet wird, warnen deutsche 
Wirtschaftskreise davor, das Schengen- 
System in Frage zu stellen. Dauerhafte 
Kontrollen an den Binnengrenzen der 
EU beeinträchtigten die zuvor „un¬ 
gehinderte grenzüberschreitende Ge¬ 
schäftstätigkeit“ und wären mit erheb¬ 
lichen Kosten für Industrie und Handel 
verbunden, warnen die Präsidenten des 
Bundesverbandes der Deutschen In¬ 
dustrie (BDI), der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) und des Zentralverbands des 
Deutschen Handwerks (ZDH). Die 
Flüchtlingsabwehr müsse anderwei¬ 
tig organisiert werden - durch eine 
„wirksame Sicherung der EU-Außen¬ 
grenzen“, durch die „Bekämpfung der 
Fluchtursachen“ oder auch durch „bila¬ 
terale Absprachen mit den wichtigsten 
Transitländern“. 

Hintergrund sind Geschäftseinbu¬ 
ßen auf verschiedenen Ebenen, die der 
Wirtschaft bei einer dauerhaften Wie¬ 
dereinführung von Grenzkontrollen 
drohen. So klagen Unternehmen aus 
den Grenzregionen zu Österreich über 
gravierende Einbußen schon durch die 
aktuellen Schengen-Einschränkungen. 

Hinzu kommen kostspielige Aus¬ 
wirkungen auf die Transportbranche. 
„Wartezeiten von eineinhalb Stunden“ 
seien an der deutsch-österreichischen 
Grenze „mittlerweile die Norm“, heißt 
es beim Ifo-Institut in München. Das 
wirkt sich nicht nur auf regionale Spe¬ 
diteure, sondern auf sämtliche Firmen 


KPU verboten - ohne dass es über¬ 
haupt eine mündliche Verhandlung an¬ 
gesetzt hatte. Es gab damit dem Ver¬ 
botsantrag des Justizministeriums der 
Ukraine statt, der seit dem Sommer 
2014 vor liegt. Ein gerichtliches Verbot 
ist in dieser Zeit mehrfach gescheitert, 


aus, die den Straßentransport zwischen 
Deutschland einerseits, Österreich, 
Ungarn und den Ländern Südosteu¬ 
ropas andererseits durchführen; über 
die deutsch-österreichische Grenze 
werden rund 15 Prozent des gesamten 
deutschen Außenhandels abgewickelt. 
Einen ersten Eindruck davon, wel¬ 
che Kosten entstehen, gibt eine Be¬ 
rechnung der EU-Kommission, die in 
Wirtschaftskreisen kursiert. Demnach 
ergäbe bei jährlich rund 57 Millionen 
internationalen Straßentransporten 
in der EU eine lediglich einstündige 
Wartezeit bei jedem Transport, lege 
man Stundenkosten von 55 Euro zu¬ 
grunde, Mehrausgaben von über drei 
Milliarden Euro allein im Straßengü¬ 
terverkehr. 

Wirtschaftsverbände weisen dar¬ 
auf hin, dass mit zusätzlichen Kosten 
auch deswegen zu rechnen wäre, weil 
die Wartezeiten an der Grenze auch in¬ 
ternationale Lieferketten träfen - und 
damit die auf einen reibungslosen Ab¬ 
lauf angewiesene Just-in-time-Produk- 
tion großer Konzerne. Betroffen wä¬ 
ren nicht zuletzt Standorte deutscher 
Unternehmen etwa aus der Automo¬ 
bilbranche in Ost- und Südosteuropa. 

Die Belastungen wögen vor allem 
im deutschen Falle schwer. Im vergan¬ 
genen Jahr ist es der Bundesrepublik 
gelungen, ihre Ausfuhren auf rund 1,2 
Billionen Euro zu steigern. Zu den 
Handelsvorteilen, die dies möglich ge¬ 
macht haben, gehören die Kostener¬ 
leichterungen des Schengen-Systems. 

www.german-foreign-policy.com 


Richter erklärten sich selbst für befan¬ 
gen, worauf ihre Büros vom Sicher¬ 
heitsdienst der Ukraine durchsucht 
wurden. Die konstruierten Vorwürfe 
waren selbst vor einem ukrainischen 
Gericht nicht haltbar. Dennoch durfte 
die KPU, deren Fraktion im Parlament 
der Ukraine, der Obersten Rada, be¬ 
reits im Juli 2014 aufgelöst wurde, nicht 
zu Wahlen antreten und ihre Aktivitä¬ 
ten wurden in jeder Hinsicht krimina¬ 
lisiert. 

Die juristische Grundlage für das 
Parteiverbot ist das „Gesetz über die 
Verurteilung der kommunistischen und 
nazistischen totalitären Regime in der 
Ukraine und das Verbot der Propagie¬ 
rung ihrer Symbolik“, das die Obers¬ 
te Rada im April 2015 verabschiedet 
hatte. Dieses Gesetz, mit dessen Hilfe 
Kommunisten verfolgt werden, verhin¬ 
derte in keiner Weise, dass der Kriegs¬ 
verbrecher und Nazikollaborateur Ste- 
pan Bandera und weitere Mitglieder 
seiner Organisation von der Obersten 
Rada zu „Helden der Ukraine“ erklärt 


Dokumentiert 


Die Auseinandersetzung um den „Fall 
Lisa “ hat gezeigt, dass nicht nur die 
deutschen Mainstream-Medien die 
Flüchtlingsfrage in ihrem Sinne inst¬ 
rumentalisieren. Zu den Debatten in 
Russland gab das Sekretariat der Rus¬ 
sischen Kommunistischen Arbeiterpar¬ 
tei eine Stellungnahme ab, die UZ in 
Auszügen dokumentiert: 

„Der Propagandaapparat des bürger¬ 
lichen Russlands, alle führenden ein¬ 
heimischen Medien haben ihre Auf¬ 
merksamkeit weg von den Ereignissen 
in der Ukraine und in Syrien gelenkt. 
Nun richtet sie sich auf die verschie¬ 
denen und widersprüchlichen Infor¬ 
mationen über die Ausbrüche von 
Gewalt und andere Ausschreitungen, 
die während der Neujahrsfeiern und 
später stattfanden und von Migranten 
ausgegangen seien. (...) 

Was die Reaktionen der russi¬ 
schen Medien und Behörden angeht, 
können wir feststellen, dass sie ganz 
und gar nicht originell ist: Sie haben 
entschieden, die Flüchtlingskrise in 
Europa zum Hauptthema zu machen. 
Man kann ein stetig wachsendes Maß 
an Häme und Rhetorik beobachten, 
die sich gegen ihre westlichen Kon¬ 
kurrenten richten. So, als wollten sie 
sagen: Seht, was mit den Ländern pas¬ 
siert, die gerade erst Sanktionen gegen 
Russland verhängt haben! Seht, Krieg 
und Maidan in der Ukraine, Unord¬ 
nung und ein drohendes totales Cha- 


wurden und faschistische Organisatio¬ 
nen wie „Swoboda“ und der „Rechte 
Sektor“ ungehindert ihren Aktivitäten 
nachgehen können. 

Auf Initiative KPU, die seit dem 
von Faschisten unterstützten Putsch in 
der Ukraine im Februar 2014 ständigen 
Angriffen ausgesetzt ist, wurde im Juni 
2015 die „Linke Opposition“ gegrün¬ 
det, die sich selbst als linkszentristisch 
bezeichnet und bei deren Gründung 
fünf Parteien und dreizehn weitere Or¬ 
ganisationen beteiligt waren. Bei den 
Kommunalwahlen im November be¬ 
teiligte sich ein ähnlich ausgerichtetes 
Bündnis unter der Bezeichnung „No- 
waja Dershawa“ (Neuer Staat). Das 
Bündnis erhielt - trotz Wahlfälschun¬ 
gen, Druck und gewaltsamen Übergrif¬ 
fen - insgesamt 104 000 Stimmen vor 
allem im Süden und Osten der Ukraine, 
das sind 1,3 Prozent der Stimmen für 
Listen politischer Parteien. Sie ist da¬ 
mit mit 179 Abgeordneten auf verschie¬ 
denen kommunalen Ebenen vertreten. 

Renate Koppe 


os bis hin zur Desintegration Europas, 
während in Russland trotz Krise Ruhe 
herrscht - und all das dank unseres 
nationalen Führers W. Putin. Folglich 
sind all die, die gegen das System im 
Ganzen sind, gegen den russischen Ka¬ 
pitalismus, Feinde des Volkes, wie es 
Putins loyaler Unterstützer Ramsan 
Kadyrow ausgedrückt hat, der tschet¬ 
schenische Führer. Währenddessen 
kann man nur wenig Material finden, 
das die Niederträchtigkeit des einhei¬ 
mischen Kapitalismus kritisiert. Und 
wenn diese Niederträchtigkeiten ent¬ 
hüllt werden, legen sich die Wellen 
bald wieder. (...) 

In der Geschichte gibt es nur ein 
Beispiel, wie die nationale Frage in ei¬ 
nem multinationalen Staat erfolgreich 
gelöst werden kann - genau das wurde 
in der UdSSR erreicht. Es ist bereits 
vor langer Zeit bewiesen worden, dass 
nur die Macht des arbeitenden Volkes, 
d.h. Sowjetmacht, Sozialismus, diese 
Frage lösen kann. (...) 

Was wir heute brauchen, ist nicht 
die Vereinigung aller Europäer, oder 
der Migranten, der Muslime oder 
Christen - diese Art von Vereinigun¬ 
gen, die sich gegeneinander richten. 
Was wir heute brauchen, ist die Ver¬ 
einigung aller arbeitenden Menschen, 
aller Menschen guten Willens, die dem 
Markt-Nationalismus der Bourgeoisie 
mit ihrer proletarischen Solidarität der 
Arbeit ihren Widerstand entgegenset¬ 
zen.“ Übersetzung: UZ 


Trumps Nimbus ist geplatzt 

Schlappe für die Demoskopen: Bei den 
Vorwahlen im US-Staat Iowa erteilten 
die Wähler dem als Favoriten gehandel¬ 
ten republikanischen Krawallkandidaten 
Donald Trump eine Abfuhr. Er landete 
mit 24,3 Prozent auf Platz 2 hinter dem - 
ebenfalls stockreaktionären - Senator 
Ted Cruz. Auch Marco Rubio bleibt in 
der republikanischen Spitzengruppe. Der 
Vertreter des Bush-Clans, Jeb Bush, er¬ 
reichte nur noch 3 Prozent. 

Bei den Demokraten schrammte Hil¬ 
lary Clinton nur knapp an der Blamage 
vorbei: Sie lag nur 0,3 Prozent vor ihrem 
Konkurrenten Bernie Sanders. Das Er¬ 
gebnis dürfte dem 74-Jährigen, der sich 
als Sozialist versteht, und seinen Anhän¬ 
gern Mut machen. Vor den Demokraten 
steht wohl eine unerwartet langwierige 
Auseinandersetzung um die Nominie¬ 
rung - auch wenn Clinton ein hoher Sieg 
bei der übernächsten Vorwahl in South 
Carolina vorhergesagt wird. 

Eingeschlossen 

Am 22. Januar griffen türkische Einhei¬ 
ten, die am Krieg gegen die kurdische Be¬ 
völkerung beteiligt sind, ein Wohnhaus 
in Cizre mit Mörsergranaten an. Über 
zwanzig Menschen wurden dabei im Kel¬ 
ler des Hauses eingeschlossen. Eine Ret¬ 
tung der - teils schwer verletzten Men¬ 
schen - verhinderten die Regierungstrup¬ 
pen während mehr als einer Woche. 

Dieses neue Verbrechen des AKP- 
Regimes traf auch in der türkischen und 
internationalen Presse auf vergleichswei¬ 
se große Aufmerksamkeit. Drei HDP- 
Parlamentsabgeordnete traten in den 
Hungerstreik, um die Rettung der Einge¬ 
schlossenen zu fordern. Auch in Deutsch¬ 
land fanden Demonstrationen gegen den 
türkischen Regierungsterror statt. 

35 Stunden 

Portugals Regierung von Ministerprä¬ 
sident Antonio Costa ist zwei Mona¬ 
te nach ihrem Amtsantritt erstmals mit 
einem landesweiten Streik im öffentli¬ 
chen Dienst konfrontiert worden. Die 
Gewerkschaften bezifferten die Beteili¬ 
gung an der eintägigen Arbeitsniederle¬ 
gung am Freitag auf etwa 70 bis 80 Pro¬ 
zent der Beschäftigten. Nach Angaben 
der Gewerkschaft war die Streikbetei¬ 
ligung am höchsten in den staatlichen 
Krankenhäusern und Schulen. 

Mit der Arbeitsniederlegung woll¬ 
ten die Streikenden ihrer Forderung 
nach Wiedereinführung der 35-Stunden- 
Woche Nachdruck verleihen. Die vori¬ 
ge konservative Regierung hatte 2013 
im Rahmen ihrer Austeritätspolitik die 
40-Stunden-Woche eingeführt. Die neue 
Regierung des Sozialisten Costa will zur 
35-Stunden-Woche zurückkehren, aller¬ 
dings nicht in allen Bereichen des öffent¬ 
lichen Diensts. 

Neue Provokation 

Der US-amerikanische Zerstörer „Cur- 
tis Wilbur“ (DDG-54) hat im Raum der 
Paracel-Inseln (Xisha-Inseln) im Südchi¬ 
nesischen Meer die Seegrenze Chinas 
verletzt. Das chinesische Verteidigungs¬ 
ministerium protestierte gegen gesetz¬ 
widrige Handlungen des Kriegsschiffes: 
„Das wirkt sich auf Frieden und Stabili¬ 
tät in der Region negativ aus“. 

Kriegsvorbereitung 

Westliche Militärexperten und Geheim¬ 
dienstler haben einem Zeitungsbericht 
zufolge in Libyen Stellungen des „Is¬ 
lamischen Staates“ (IS) für bevorste¬ 
hende Luftangriffe ausgekundschaftet. 
US-Amerikaner, Briten und Franzosen 
seien vergangene Woche an einer gehei¬ 
men Aufklärungsmission im Osten des 
Bürgerkriegslandes beteiligt gewesen, 
berichtete die britische Zeitung „The 
Sunday Times“. 

Westliche Militärmächte bereiten 
sich schon seit einiger Zeit auf einen 
Kampfeinsatz in Libyen vor, wo ein IS- 
Ableger an Einfluss gewinnt und einen 
zentralen Küstenstreifen um die Stadt 
Sirte kontrolliert. 

Der Beginn der Luftschläge wurde 
zuletzt von der formalen Einsetzung ei¬ 
ner neuen Einheitsregierung in dem ge¬ 
spaltenen Land abhängig gemacht. Wi¬ 
derstand im Parlament der vom Westen 
anerkannten Regierung hatte dem von 
der UNO unterstützten Friedensprozeß 
vor einer Woche erneut einen Rück¬ 
schlag beschert. 


Kraft gegen Verarmung und Krieg 


Gegen das KPU-Verbot und das Vor¬ 
gehen des Kiewer Regimes gegen jede 
Opposition gibt es weltweiten Protest. 
Die DKP stellte im Januar fest: 

„Dieses Verbot ist eine weitere Maß¬ 
nahme des ukrainischen Regimes, 
jegliche Opposition gegen ihren ... 
Kurs ... auszuschalten. (Dieser Kurs) 
hat bereits zu einer extremen Verar¬ 
mung der Bevölkerung der Ukraine, 
zu Demokratieabbau, Terror durch 
faschistische Organisationen und zu 
tausenden politischen Gefangenen 
und tausenden Kriegsopfern und der 


Zerstörung ganzer Städte und Dörfer 
geführt. Die KPU und die Kommunis¬ 
ten in der Ukraine stehen gegen diese 
Politik, deshalb werden kommunisti¬ 
sche Organisationen verboten, ihre 
Mitglieder verfolgt... Die DKP ruft ihre 
Mitglieder und alle antifaschistischen 
Kräfte in der BRD auf, aktiv gegen jede 
weitere politische, diplomatische und 
ökonomische Unterstützung des der¬ 
zeitigen Kiewer Regimes durch die 
Bundesregierung einzutreten.“ 

Der vollständige Text unter 
news.dkp.de 


Für Konzerne Grenzen auf 

Deutsche Industrie will Schengen-System erhalten 


Gegen den Markt-Nationalismus 

Auch in Russland: Flüchtlingsfrage im Fokus 
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Unzumutbar 


Am Berliner Landesamt für Gesund¬ 
heit und Soziales (Lageso) warten im¬ 
mer noch viele Flüchtlinge Nacht für 
Nacht und Tag für Tag - vergeblich 

Ein syrischer Freund feierte kürz¬ 
lich Geburtstag. Er ist anerkannt, will 
sein Studium in Berlin zu Ende brin¬ 
gen. Seine Probleme scheinen klein im 
Vergleich mit jenen, die nach wie vor 
versuchen, im Berliner Lageso Hilfe 
zu finden. Nach wie vor stehen dort 
Flüchtlinge bereits ab drei oder vier 
Uhr in der Nacht vor den Toren, um 
einen Termin zu ergattern oder einen 
bereits erhaltenen Termin einzuhalten. 
Immerhin hat man im Laufe der Zeit 
einige Wärmezelte bereitgestellt. Nicht 
wenige aber müssen nach vielen, vielen 
Stunden Wartens in Regen oder Kälte - 
trotz Termin - unverrichtet abziehen: 
Wieder einmal ein vergeblicher Tag ... 

Keine Personalplanung, keine Per¬ 
spektive, mangelnde Ausstattung und 
frustrierte Angestellte, ein zuständi¬ 


ger Senator (Mario Czaja, CDU) in 
der Berliner Landesregierung, den das 
und das Schicksal tausender Menschen 
seit Monaten offensichtlich überhaupt 
nicht berührt. Mehrfach musste sich be¬ 
reits der Berliner Senat für seinen Um¬ 
gang mit Flüchtlingen verteidigen. Vor 
etwa einer Woche gab es Alarm. Auf¬ 
grund der unhaltbaren Zustände am 
Berliner Lageso haben eine ganze Rei¬ 
he von Flüchtlingen seit Wochen kein 
Geld mehr für Essen erhalten, konn¬ 
ten sich und ihren Familien keine Le¬ 
bensmittel mehr kaufen, weil sie in der 
Zentralen Leistungsstelle des Lageso 
an der Turmstraße trotz Termins immer 
wieder weggeschickt wurden. Betroffen 
sind Asylbewerber, die länger als drei 
Monate in Berlin leben und aus den 
Erstaufnahmeeinrichtungen in eine 
der Gemeinschaftsunterkünfte gezo¬ 
gen sind, wo sich die Bewohner selbst 
versorgen. Die Chefs der Flüchtlings¬ 
heime schlugen Alarm, baten teilwei¬ 


se die Berliner Tafel um Hilfe ... Czaja 
dementierte. 

Vom Regierenden Bürgermeister 
Michael Müller (SPD) und auch aus 
der CDU gab es mehrfach viel Kritik 
am Sozialsenator Czaja. Doch der weist 
immer wieder alle Verantwortung von 
sich. Ein erhöhter Krankenstand in der 
Leistungsausgabe des Lageso habe zu 
der aktuellen Situation geführt. 

Michael Müller hatte Czaja bereits 
in seiner Regierungserklärung Mitte 
November einen Rückzug nahegelegt. 
Doch obwohl es auch in der Union im¬ 
mer mehr Stimmen gibt, die Czaja Un¬ 
fähigkeit vorwerfen, hält CDU-Partei- 
chef und Innensenator Frank Henkel 
an dem einstigen Hoffnungsträger mit 
Blick auf die Abgeordnetenhauswah¬ 
len in der Stadt am 18. September fest. 
„Wir müssen noch acht Monate durch¬ 
halten“, heißt es auch in der SPD. 

Auf Kosten von tausenden Men¬ 
schen. UZ 
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Freie Bahn dem Kapital. 
Nicht den Menschen. 



Karikatur: Bernd Bücking 


„Nicht wirklich überraschend“ 


Bundeswehr will 130 Mrd. Euro mehr 


Kommentar von Georg Fülberth 

Schäubles Marshallplan 


UZ: Die Bundesverteidigungsministe¬ 
rin von der Leyen hat gefordert, dass die 
Rüstungsinvestitionen für die Bundeswehr 
in den nächsten 10 Jahren auf 130 Mrd. 
Euro erhöht werden. Warum plötzlich die¬ 
se Steigerung? 

Uwe Hiksch: Die massiven Steigerun¬ 
gen für zusätzliche Waffensysteme für 
die Bundeswehr kommen nicht wirk¬ 
lich überraschend. In den letzten Jahren 
wurden diese durch eine gezielte Medien¬ 
kampagne systematisch vorbereitet. Fast 
täglich wurde über die verschiedenen 
Medien die Mär von der eingeschränk¬ 
ten Einsatzbereitschaft der Bundeswehr 
verbreitet. Angeblich sei die Ausstat¬ 
tung der Bundeswehr ungenügend, vie¬ 
le Fahrzeuge nicht mehr funktionsbereit 
und deshalb müssten neue Rüstungsgü¬ 
ter angeschafft werden. Unterstützt wur¬ 
de dies durch den Wehrbeauftragen der 
Bundesregierung, Herrn Bartels von der 
SPD, der seine Funktion vor allem darin 
sieht, ständig neue Rüstungsprojekte zu 
fordern. 

Die jetzigen Planungen für die Bun¬ 
deswehr sind Teil der geopolitischen Pla¬ 
nungen der Bundesregierung. Die Bun¬ 
deswehr soll ihre weltweite Einsatzfähig¬ 
keit weiter ausbauen. Ziel ist noch mehr 
Auslandseinsätze logistisch möglich zu 
machen und auf die derzeit 16 Ausland¬ 
seinsätze der Bundeswehr noch weitere 
aufsatteln zu können. 

UZ: Was sind die geopolitischen Planun¬ 
gen der Bundesregierung? 

Uwe Hiksch: Der Bundesregierung geht 
es um dreierlei: Erstens möchte sie im 
Rahmen der innerimperialen Widersprü¬ 
che ihre Position gegenüber dem Haupt¬ 
konkurrenten verbessern und den Zu¬ 
gang zu Rohstoffen, Absatzmärkten und 
verbündeten Staaten ausbauen. Hier ver¬ 
sucht die Bundesregierung ihre ökonomi¬ 
sche Position auf dem Weltmarkt gegen¬ 
über den USA weiter zu verbessern. Um 
dies zu erreichen, baut sie die Bundes¬ 
wehr zu einer einsatzfähigen imperialen 
Armee um. Die Bundesregierung handelt 
dabei nach der imperialistischen Maxime, 
dass in der heutigen kapitalistischen Pha¬ 
se, geopolitischer Einfluss sowohl ökono¬ 
misch als auch militärisch sichergestellt 
werden muss. 

Zweitens geht es um die imperiale 
Kooperation zwischen den NATO-Staa¬ 
ten, um neue Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt zurückzudrängen. Durch eine 
intensive Zusammenarbeit zwischen den 
NATO-Staaten sollen die aufstrebenden 
BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, In¬ 
dien, China, Südafrika) zurückgedrängt 
oder zumindest in die Interessenlage der 
herrschenden imperialistischen Staa¬ 
ten der EU und den USA eingebunden 
werden. Gemeinsam wird versucht, den 
Einfluss Chinas in Afrika oder durch die 
Osterweiterung den Einfluss Russlands 
einzuhegen und sich damit den Zugriff 
zu den wichtigen Energie- und Rohstoff¬ 
vorkommen weiterhin zu sichern. 


Drittens geht es um die Sicherung der 
Hegemonie Deutschlands innerhalb der 
EU und im eurasischen Raum. Russland 
soll durch die aggressive Außenpolitik 
der Bundesregierung, die sie zum Teil 
auch über die Außenpolitik der EU um¬ 
setzt, gezwungen werden, sich den impe¬ 
rialen Interessen der deutschen Außen¬ 
politik unterzuordnen. Ahe Versuche 
Russlands, dies zu verhindern, werden 
dabei zum Beispiel über die sogenannte 
Nachbarschaftspolitik der Europäischen 
Union, konterkariert. 

UZ: Warum werden diese massiven Auf¬ 
rüstungspläne gerade jetzt vorgelegt? 

Uwe Hiksch: Die Bundesregierung 
schätzt den Zeitpunkt für günstig ein. 
Durch die Diskussionen über den soge¬ 
nannten „Islamischen Staat“ und eine 
zunehmende Verunsicherung eines grö- 



Uwe Hiksch ist Mitglied im Bundes¬ 
vorstand der NaturFreunde Deutsch¬ 
lands und seit vielen Jahrzehnten 
aktiv in der Friedensbewegung. 

ßer werdenden Teils der Öffentlichkeit, 
sieht die Bundesregierung eine gute 
Chance, dass ihre Aufrüstungspläne 
von der Mehrheit der Bevölkerung ak¬ 
zeptiert oder zumindest hingenommen 
werden. Die Bundesregierung will vor 
allem offensive Rüstungsgüter für den 
weltweiten Einsatz anschaffen. Damit 
wird sie eine neue Rüstungsspirale för¬ 
dern. 

Die gesamte Rüstungsoffensive der 
Verteidigungsministerin ist auf die In¬ 
tensivierung der Auslandseinsätze der 
Bundeswehr ausgelegt. Diese Planungen 
fügen sich in die Forderungen der Hard¬ 
liner innerhalb der CDU/CSU-Fraktion 
ein, Deutschlands Rolle in der Welt über 
immer mehr Militäreinsätze geopolitisch 
durchzusetzen. 

UZ: Wie ist die Position der NaturFreunde 
zu diesen Planungen? 

Uwe Hiksch: Mit ihren Ankündigungen 
in den nächsten zehn Jahren 130 Milli¬ 
arden Euro für die Neuanschaffung von 
Rüstungsgütern für die Bundeswehr aus¬ 
geben zu wollen, plant von der Leyen die 
größte Aufrüstungsoffensive in der Ge¬ 
schichte der Bundeswehr. Die Natur¬ 
Freunde lehnen diese Planungen ab und 
fordern, nicht mehr Geld in Rüstungs¬ 
güter zu stecken, sondern endlich mehr 
Geld für Bildung, Schule, soziale Infra¬ 
struktur und die Integration zu investie¬ 
ren. 


Um in Zukunft den Einsatz der Bun¬ 
deswehr noch schneller beschließen zu 
können, will die Bundesregierung eine 
Änderung am „Gesetz über die parla¬ 
mentarische Beteiligung bei der Ent¬ 
scheidung über den Einsatz bewaffneter 
Streitkräfte im Ausland (Parlamentsbe- 
teiligungsgesetz)“ vornehmen. Ziel ist, 
dass in Zukunft nicht mehr alle Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr durch den 
Bundestag beschlossen werden müssen. 
Damit möchte die Bundesregierung, die 
bestehende Öffentlichkeit einschränken 
und noch flexibler die Bundeswehr ein- 
setzen können. 

UZ: Wie sehen die konkreten Aufrüs¬ 
tungsplanungen aus? 

Uwe Hiksch: Gegenüber den jetzigen 
Planungen will die Bundesverteidigungs¬ 
ministerin zusätzlich Rüstungsgüter für 
die Bundeswehr im Umfang von mehr als 
50 Mrd. Euro anschaffen. Dies würde na¬ 
hezu eine Verdoppelung der Rüstungsin¬ 
vestitionen in den nächsten zehn Jahren 
bedeuten.Schon im Verteidigungshaus- 
halt 2015 sind die rüstungsinvestiven 
Ausgaben von 5,025 Mrd. Euro auf 5,419 
Mrd. Euro um 7,8 Prozent gestiegen. 

Die Liste der zusätzlichen Anschaf¬ 
fungen für die Bundeswehr ist dabei lang. 
Schon vor einigen Monaten hatte Frau 
von der Leyen angekündigt, durch den 
Rückkauf und die Modernisierung von 
100 Kampfpanzern Leopard 2, die Ge¬ 
samtzahl von 225 auf 320 Stück zu stei¬ 
gern. Auch der Kauf von zusätzlich 130 
Radpanzern vom Typ Boxer hatte die 
Ministerin bereits vor einigen Monaten 
angekündigt. Damit wird die Gesamtzahl 
der Radpanzer auf 1300 Stück ansteigen. 
Die zusätzlichen 130 Boxen werden 620 
Millionen Euro kosten. 

UZ: Die Bundesregierung scheint vor al¬ 
lem auch in gepanzerte Fahrzeuge inves¬ 
tieren zu wollen. Warum? 

Uwe Hiksch: Mit den geplanten Anschaf¬ 
fungen soll die geopolitische Hegemonie 
Deutschlands in der EU, aber auch ge¬ 
genüber Russland ausgebaut werden. 
Die massive Erhöhung der Anzahl der 
Panzer und gepanzerten Radfahrzeuge 
dient auch als Drohung gegenüber Russ¬ 
land. Dies zeigt auch die Anschaffung der 
Fennek-Spähpanzer. Laut Krauss-Maffei 
Wegmann „erfüllt der Fennek optimal 
die Forderungen für Spähaufträge hinter 
feindlichen Linien“. Der Stückpreis hegt 
bei etwa 1,6 Millionen Euro. 

Auch der Beschluss von der Pan¬ 
zerhaubitze (PzH) 2000 jetzt 101 statt 
89 Stück anzuschaffen geht in dieselbe 
Richtung. Auch hier sind die Hersteller 
Krauss-Maffei Wegmann (KMW) ge¬ 
meinsam mit Rheinmetall. KMW be¬ 
schreibt auf seiner Internetseite die PzH 
2000 als ein „hochmobiles und flexibles 
Waffensystem, das sowohl im konven¬ 
tionellen Einsatz, als auch in asymme¬ 
trischen Gefechtsszenarien eingesetzt 
wird.“ Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Wenn einem nichts mehr einfällt, 
wünscht er sich einen Marshall-Plan. 

Das nach dem damaligen US- 
amerikanischen Außenminister be¬ 
nannte European Recovery Pro¬ 
gram war eine Kreditspritze für den 
westeuropäischen Kapitalismus. 
Die 13,12 Milliarden Dollar (heute 
wären das ca. 127,1 Milliarden), die 
aufgewandt wurden, sind nicht allein 
ausschlaggebend gewesen. Damit sie 
wirken konnten, waren weitere Be¬ 
dingungen nötig und auch gegeben: 

Die Industrien der Empfänger¬ 
länder waren durch den Krieg zwar 
angeschlagen, aber noch vorhanden, 



im Kern auch intakt und bedurf¬ 
ten eines finanziellen Anreizes. Es 
herrschte jetzt Frieden, die europä¬ 
ischen Staaten hatten eigene Wäh¬ 
rungen, und es gab Kapitalverkehrs¬ 
kontrollen. 

Das vorletzte Mal ist ein Mar¬ 
shall-Plan für Griechenland gefor¬ 
dert worden, unter anderem durch 
Giannis Varoufakis. Von den hier 
aufgeführten Voraussetzungen be¬ 
standen nur zwei: kurzlebige Ka¬ 
pitalverkehrskontrollen und kein 
Krieg. 


Darfs eine Milliarde mehr sein? 

Die EU bezahlt das türkische AKP- 
Regime dafür, dass es Flüchtlinge 
aufhält, während Erdogan den Krieg 
gegen die kurdische Bevölkerung 
verschärfen und im ganzen Land 
Linke verfolgen lässt. Der Internatio¬ 
nale Sekretär der DKP kommentiert: 

Inzwischen kommt selbst das „heu- 
te-journal“ des ZDF nicht umhin, 
eine gewisse Diskrepanz zwischen 
dem staatlichen, tausendfachen 
Morden an der kurdischen Bevöl¬ 
kerung im Osten der Türkei und 
dem laut schallenden Schweigen der 
Bundesregierung zu attestieren. War 
vor gar nicht so langer Zeit während 
des sich auf einem Höhepunkt be¬ 
findlichen Friedensprozesses zwi¬ 
schen der türkischen Regierung 
und der Kurdischen Arbeiterpartei 
(PKK) immer wieder auch aus Ber¬ 
lin zu hören, dass Präsident Erdogan 
nicht zuletzt wegen eines möglichen 
EU-Beitritts doch bitte schön einige 
demokratische Spielregeln einzuhal¬ 
ten habe, bringt Erdogan die ihm seit 
letzten Sommer zugedachte Rolle 
als Flüchtlingsverwerter nun Ruhe 
an dieser Front. Neueste Idee aus 
Deutschland: Die Türkei soll nicht 
nur dafür sorgen, dass Flüchtlinge 
nicht bis in die EU Vordringen, son¬ 
dern auch „straffällig Gewordene“ 
aus Drittstaaten aufnehmen, wenn 
diese aus den letzten verbliebenen 
Ländern kommen, die man bislang 
vergessen hatte als sicher zu erklä¬ 
ren. 

Ruhe also gen Westen, auf dass 
man gen Osten andere Vertriebene 
schaffen kann: Krieg gegen die Men¬ 
schen im türkischen Teil Kurdistans 
und - wenn es eben geht - über die 
Grenzen der Türkei hinaus in Syrien 
und dem Irak. Und Ruhe auch für 
die Aggression gegen die Kurden¬ 
partei HDP und die weitere Beseiti¬ 
gung demokratischer Rechte im In- 


Auf dem Weltwirtschaftsforum 
in Davos ist nun Finanzminister 
Schäuble mit einer Marshallplan- 
Idee vorstellig geworden. Sie sollte 
auf den Nahen Osten und Afrika an¬ 
gewandt werden, in einer Nebenbe¬ 
merkung war auch von Griechenland 
wieder die Rede. Was den letztge¬ 
nannten Staat betrifft, so hat er keine 
Währungssouveränität mehr. Meh¬ 
rere Länder des Nahen Ostens und 
Afrikas sind Failing States, also nicht 
handlungsfähig. Es herrscht Krieg, in 
dem Regionalmächte in Syrien den 
Kampf um die Vorherrschaft auszu¬ 
schießen versuchen. An Geld fehlt es 
nicht unbedingt. Es ist in den Händen 
von Staaten, die die Konflikte anhei¬ 
zen: Katar und Saudi-Arabien. 

Ein Investitionsprogramm, wie 
es Schäuble vorschlägt, mag ja ir¬ 
gendetwas sein, aber ein Marshall¬ 
plan ist es unter den eben beschrie¬ 
benen Bedingungen nicht. Seinen 
Zweck hat der Minister offen ge¬ 
nannt: der Flüchtlingsdruck auf die 
europäischen Grenzen soll gelindert 
werden. Deshalb könnte auch Grie¬ 
chenland als südosteuropäischer 
Türsteher und Rausschmeißer ein 
bisschen etwas von dem Marshall- 
Segen abbekommen. Der Haupt¬ 
anteil aber ist den Nachbarstaaten 
Syriens zugedacht. Sie sollen in¬ 
standgesetzt werden, die Flüchtlinge 
fest- und den Europäern vom Hal¬ 
se zu halten. Der alte Marshall-Plan 
hatte gerade die umgekehrte Wir¬ 
kung: er zog Millionen Menschen 
von Ost nach West. 

Nehmen wir einmal an, Schäuble 
sei besser als sein Ruf und er wolle 
nicht nur Grenzschutz, sondern auch 
echte Wirtschaftshilfe. Dann: siehe 
oben. 


nern, wo ja an einen EU-Anschluss 
ohnehin niemand mehr glaubt, egal 
wie viele Flüchtlinge die türkische 
Polizei nach Syrien zurückprügelt. 

Für Gülistan Gürbey, Konflikt¬ 
forscherin und Privatdozentin an 
der FU Berlin, besteht zu Recht die 
konkrete Gefahr, „dass die türki¬ 



sche Demokratie autoritär abdrif¬ 
tet“. Das zu verhindern sieht sie im 
Interview mit dem „Tagesspiegel“ 
in den deutsch-türkischen Regie¬ 
rungskonsultationen eine Chance. 
Deutschland und Europa hätten ein 
Interesse an einer stabilen Türkei. 

Womöglich ist sie im Sinne ih¬ 
res Präsidenten autoritär geführt 
eher stabiler. Zwar sind die wegen 
Aufrufs zum Frieden verhafteten 40 
Universitätsdozenten und -dozen- 
tinnen wieder frei, aber 15 haben 
ihre Stelle verloren. Da sind Anlei¬ 
hen an die als Vorbild angediente 
Demokratie Deutschland nicht von 
der Hand zu weisen. Da gab es auch 
Gefängnis, wenn man im Sinne der 
Völkerverständigung Kinderferien¬ 
fahrten in die DDR organisierte, 
oder Berufsverbote, wenn man mit 
ihr sympathisierte. Das sogar ohne 
Krieg. 


Kommentar von Günter Pohl 

Flüchtlingsverwertung 
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Aus dem Dorf in die Welt - und zurück 


Die streitbare Ökofeministin und Globalisierungskritikerin Maria Mies wird 85 


W enn ich als kleines Kind aus 
unserem Küchenfenster 
schaute, sah ich im Westen 
immer den schönen, runden Steffel¬ 
berg vor mir. Abends ging die Sonne 
hinter diesem Berg unter, die Wolken 
kamen von Westen her, sie brachten 
uns Regen und Gewitter. Das ist das 
Regenloch, sagten die Leute. Ich stellte 
mir vor, dass die Welt hinter dem Stef¬ 
felberg zu Ende sei. Dann käme noch 
ein Bach, und dann wäre die Welt zu 
Ende.“ 

Geboren im beschaulichen Eifel¬ 
dörfchen Auel - hinein in Großfamilie 
und Dorfgemeinschaft - macht Maria 
ihren Weg hinaus in die Welt. Als sie 
zurückkehrt, ist irgendwann ihr Steffel¬ 
berg nicht mehr da. Weggebaggert! Ge¬ 
gen die Interessen der dort lebenden 
Menschen und Protestierenden der In¬ 
teressengemeinschaft Vulkaneifel. Der 
Berg wurde sozusagen verkauft, ausge¬ 
baggert, ausgebeutet. Durch die Lava¬ 
industrie in Tateinheit mit der „geneh¬ 
migenden“ Politik gerät eine unwieder¬ 
bringliche Kulturlandschaft in Gefahr. 
„Der Wald auf und an dem Steffelberg 
war, wie bei allen Eifelvulkanen, ur¬ 
sprünglich Allmende, Gemeineigen¬ 
tum. Sie waren kein Privatbesitz und 
konnten nicht verkauft, sondern nur 
genutzt werden.“ Nach Mies handelt 
es sich um kapitalismustypische Aus¬ 
beutung von unbezahlter und unbe¬ 
zahlbarer Leistung, am Beispiel Na¬ 
tur. Die Kapitalismuskritikerin Maria 
Mies bringt es in einem modernisier¬ 
ten Marx-Postulat aus dem Kommunis¬ 
tischen Manifest auf den Punkt: „Die 
Politiker sind nur der ausführende Aus¬ 
schuss des Kapitals“. 

Gesellschaftliche Ursachen 
von Männergewalt 

Mit Scharfblick seziert sie, warum für 
das neoliberale Modell weltweite Ge¬ 
walt und militärische Macht unver¬ 
zichtbar sind (Krieg ohne Grenzen, 
Köln 2004) und warum sie sich gegen¬ 
seitig bedingen. Immer wieder eröff¬ 
net sie Kampfzonen gegen den aufzie¬ 
henden Neokolonialismus. Erfolgreich 
ist sie mit ihren Mitstreitenden gegen 
den Vorläufer des TTIP, das M.A.I. 
(Multilaterale Investitions-Abkom¬ 
men) durch Information über geheim 
gehaltene Verträge in ihrem ad hoc 
herausgegebenen „Infobrief gegen 
Konzernherrschaft und neoliberale 
Politik“. 2003 veranstaltet die Kölner 
Soziologie-Professorin den internati- 



Maria Mies, 2011 in ihrem Heimatdorf Steffeln 


onal hochrangig besetzten Kongress 
„Frauen stoppt GATS - das General 
Agreement on Trade in Services!“, der 
von den bürgerlichen Medien keinerlei 
Aufmerksamkeit erfährt. 

Mit ihren Studentinnen an der 
Fachhochschule - darunter der heuti¬ 
ge Soft-Kritiker und Kabarettist Jürgen 
Becker - unternimmt sie unbequeme 
Aktionen im öffentlichen Raum, so 
dass es (vor genau 40 Jahren) gelingt, 
die Politiker von der Notwendigkeit 
der Einrichtung des ersten autonomen 
Frauenhauses in Köln zu „überzeugen“. 


Stets gilt: Raus aus der Opferrolle! 
Stattdessen: Systemanalyse. Zu einem 
Ost-West-Treffen der Frauenhäuser in 
Kassel hält sie 1999 den Vortrag „Ge¬ 
sellschaftliche Ursachen von Männer¬ 
gewalt“, der in einem großen Bogen 
ihre weltbürgerlichen Erkenntnisse 
und Forderungen konzentriert. Sie ist 
um keine Antwort verlegen, die die 
medial aufgeputschten Silvester-Ereig¬ 
nisse in Köln und weiteren deutschen 
Städten Hamburg, Paderborn, Stuttgart 
für kapitalistische Machtzwecke instru¬ 
mentalisieren. 


Wider die Industrialisierung 
des Lebens 

Vehement widerspricht Maria Mies 
den schönfärberischen Szenarien der 
Welternährungsorganisation FAO von 
1996, die durch „Freihandel“ den Hun¬ 
ger auf der Welt verschwinden sieht. 
Das Gegenteil ist der Fall - wie sich 
10 Jahre später herausstellt. „Weizen 
als Waffe“ ist das Ergebnis. In ihrer fe¬ 
ministischen Kritik an der Gen- und 
Reproduktionstechnik erkennt sie 
„rassistische und sexistische Grund¬ 
lagen der neuen Fortpflanzungstech¬ 


nologien“, hautnah erlebt von ihren 
Mit streit er innen in Indien und Bang¬ 
ladesh (ausgehend vom Geburtenkon- 
troll-Programm der Weltbank unter 
McNamara). Früh (1985) thematisiert 
Mies Technologie als Mittel „zur Herr¬ 
schaft über und zur politischen Kon¬ 
trolle von Menschen“. Eine Erkennt¬ 
nis, die sie deutlich von feministischen 
Talk-Show-Couch-Potatoes wie Alice 
Schwarzer abhebt, lautet, dass es kei¬ 
nen Unterschied macht, „ob Männer 
oder Frauen diese Technik anwen¬ 
den und beherrschen“. Mies regt die 
Gründung einer Männerbewegung 
an, die sich der zunehmenden Ram- 
boisierung von Männlein und Weib¬ 
lein widersetzt, damit sie sich letztlich 
von kriegstauglicher Konditionierung 
befreien. 

Das gute Leben - 
Subsistenzperspektive 

Von Vielen als vorsintflutlich belächelt, 
weil unverstanden, meint Subsistenz¬ 
perspektive eine Produktion gemessen 
am realen Bedarf jenseits der kapita¬ 
listischen Profitorientierung, blindem 
Fortschrittsglauben und der Schaffung 
künstlicher Bedürfnisse. Als sie diesen 
Gedanken Mitte der 70er Jahre in die 
wissenschaftliche Diskussion einführt, 
war die Welt lange noch nicht bereit 
für die Idee des pfleglichen Umgangs 
mit der Natur. Die Ausbeutung von 
Mensch (vielfach Frau: Frauen, die 
letzte Kolonie, 1983),Tier und Natur ist 
ihr durchgehendes Thema (Eine Kuh 
für Hillary, 1997). „Her mit dem Guten 
Leben“, fordern die Gewerkschaften. 
Aber wo das „Gute Leben“ herkommt, 
und dass mit wenigen Lohnprozenten 
nur der Konsum steigerbar ist, spielt 
sich für die Visionärin Maria in einem 
anderen Kapitel ab, denn „gekaufte 
Waren beinhalten eigentlich nichts. 
Es ist tote Arbeit, die materialisiert 
ist“. Da hält sie es mit dem alten Aris¬ 
toteles, der formuliert, Ziel der Öko¬ 
nomie sei ein gutes Leben. Ein gutes, 
ein einfaches Leben. Schließlich weiß 
das auf allen Kontinenten dieser Welt 
zur Frau gewordene Bauernmädchen: 
Kein Geld der Welt kann Leben erzeu¬ 
gen. Oder zerstörte Berge mit ihrem 
vernichteten Lebenskosmos wieder- 
herstellen. 

Ihr „wichtigstes Buch“ „Patriarchat 
und Kapital“ wurde 2015 im bge-Ver¬ 
lag mit aktuellem Vorwort neu aufge- 
legt. 

Anneliese Fikentscher 


„Wir werden sichtbar“ 

Roman gibt angekommenen Flüchtlingen aus Ghana, Sierra Leone, Niger und anderen Staaten ein Gesicht 


„Am Donnerstag Ende August versam¬ 
meln sich zehn Männer vor dem Roten 
Rathaus in Berlin. Sie haben beschlos¬ 
sen, heißt es, nicht mehr zu essen. Drei 
Tage später beschließen sie, nun auch 
nichts mehr zu trinken. Ihre Hautfar¬ 
be ist schwarz. Sie sprechen Englisch, 
Französisch, Italienisch. Und noch an¬ 
dere Sprachen, die hierzulande nie¬ 
mand versteht. Was wollen die Män¬ 
ner? Arbeit wollen sie.“ Auf einem 
Schild, das an einen Campingtisch ge¬ 
lehnt ist, steht: „We become visible“, in 
kleinen Buchstaben hat jemand grün 
übersetzt: Wir werden sichtbar. 

Der Roman von Jenny Erpenbeck 
bezieht sich auf den realen Protest von 
Flüchtlingen, die 2012 nach einem Fuß¬ 
marsch aus Bayern nach Berlin kamen. 
Erst am Alex, dann im Protestcamp am 
Oranienplatz, später auf dem Dach ei¬ 
ner Schule versuchen sie auf sich auf¬ 
merksam zu machen. Sie verlangen das 
Ende der Residenzpflicht und fordern 
Abschiebestopp, Arbeitserlaubnisse, 
die Abschaffung von Gemeinschafts¬ 
unterkünften. 

Der Protagonist Richard, ein gera¬ 
de emeritierter Professor (erst DDR 
dann Berlin), geht an einem heißen 
Donnerstag im August an dem Pro¬ 
testcamp der hungerstreikenden afri¬ 
kanischen Flüchtlingen vorbei, ohne 


diese Menschen und ihren Protest 
wahrzunehmen. Er ist mit seinen 
Gedanken bei den archäologischen 
Funden unter dem Alexanderplatz, 
von dem ihm ein Freund berichtet 
hat. Erst am Abend erfährt er in den 
Fernsehnachrichten von dem Hunger¬ 
streik. Er schämt sich und fragt sich, 
warum er die Männer am Alexander¬ 
platz nicht gesehen hat. 

Richard, der nach seiner Emeritie¬ 
rung nichts mehr zu tun hat, außer sei¬ 
nem „Krempel“ aus dem Institut nun 
zu Hause einen Platz zu geben, die 
Odysee zu lesen oder bei Ovid nach¬ 
zuschlagen, hat einfach nur Zeit, „die 
ihn quält“. Seine Frau ist vor einigen 
Jahren gestorben, Kinder hat er keine, 
seine Geliebte hatte ihn verlassen. „Er 
muss aufpassen, dass er nicht irre wird 
wenn er jetzt ganze Tage allein ist und 
mit niemandem spricht“. Dieser mit 
überflüssiger Zeit zu leben Lernende 
wird den geflohenen Menschen aus 
Afrika gegenübergestellt. Sie haben 
ebenfalls Zeit. Sie aber, weil diejeni¬ 
gen, „die dieses Gebiet bewohnen, seit 
ungefähr 150 Jahren heißt es Deutsch¬ 
land“ ihr Revier verteidigen „mit Pa¬ 
ragraphen, mit der Wunderwaffe der 
Zeit hacken sie auf die Ankömmlinge 
ein, stechen ihnen mit Tagen und Wo¬ 
chen die Augen aus, wälzen die Mona¬ 


te über sie hin“ und geben ihnen am 
Schluss eine „Fiktionsbescheinigung“. 

Der Professor beginnt ein Projekt, 
lernt zuerst aus Büchern über die Län¬ 
der und Lage der Flüchtlinge. Er ent¬ 
wirft Fragen und geht damit zu den Ge¬ 
flohenen, um sie zu interviewen. Mit 
der Zeit lernt er ihre Erlebnisse, ihre 
Persönlichkeiten, die Ursachen ihrer 
Flucht kennen, verliert die akademi¬ 
sche Distanz und hilft Einzelnen - ge¬ 
meinsam mit Freunden - wo er kann. 
Er begleitet sie zu Behörden, erklärt 
unverständliche Papiere, gibt Deutsch¬ 
und Klavierunterricht oder hört ein¬ 
fach nur zu. Ein sehr gut recherchier¬ 
ter Roman, der durchaus humoristische 
Züge hat, beispielsweise, als Richard, 
der jahrelang kein Weihnachten mehr 
gefeiert hat, einem Flüchtling aus Af¬ 
rika das deutsche Weihnachten ein¬ 
schließlich Tannenbaum und dem im 
Keller verstaubten Baumschmuck nahe 
bringen will. 

Und Richard lernt neue Begriffe 
wie Dublin II, Duldung, Rückführung, 
Abschiebehaft, Asylrechtsverordnung, 
Aufenthaltstitel, Ausreisefristverlän¬ 
gerung, Engpassberufe. Er lernt auch, 
dass es in Niger soviel Uran wie sonst 
in keinem Land der Erde gibt. 

Jenny Erpenbeck gibt mit diesem 
Roman in Berlin angekommenen Afri¬ 


kanern aus Ländern wie Ghana, Sierra 
Leone, Niger und anderen der 54 afri¬ 
kanischen Staaten ein Gesicht. Sie lässt 
sie ihre Geschichten erzählen - nicht 
am Stück sondern in kleinen Einhei¬ 
ten. So können Mitteleuropäerinnen, 
für die Behandlung von Menschen mit 
schwarzer Hautfarbe bisher ein empö¬ 
rendes, aber doch eher weit vom per¬ 
sönlichen Leben entferntes Ereignis 
war, sie besser verdauen, nachdenken 
und Einsichten erhalten über die inhu¬ 
mane europäische sogenannte „Flücht¬ 
lingspolitik“. 

Die Kritik am inhumanen - büro¬ 
kratisch versteckten - Umgang mit 
flüchtenden Menschen ist unüberles- 
bar. So unterschreibt z.B. ein Senats¬ 
mitglied mit den Flüchtlingen eine 
Vereinbarung, die sich im Nachhinein 
als ungültig erweist. Schwammig ist sie 
noch dazu: „Unterstützung und Beglei¬ 
tung bei der Entwicklung der berufli¬ 
chen Perspektive“. 

Der Wunsch vieler Menschen ihnen 
zu helfen wird besonders gut herausge¬ 
arbeitet, als die Gruppe der flüchten¬ 
den Menschen zum dritten Mal zerteilt 
werden soll und für 147 von 469 ein 
Schlafplatz in Berlin außerbehördlich 
organisiert wird. „Wo die übrigen 329 
geblieben sind, bringt Richard nicht in 
Erfahrung“. Denn sie müssen nach den 


Regeln des deutschen Rechts nach Ita¬ 
lien zurück, wollen aber nicht. Deutlich 
zeigt sich die Grenze der individuellen 
Hilfsmöglichkeiten, wenn die Regie¬ 
rung nicht gezwungen wird, die Geset¬ 
ze zu ändern. 

Ein eindringlicher Roman, der auf 
die Ursachen der jeweiligen Flucht 
eingeht, auch einmal die Bomben der 
Besatzer benennt, die Ursache ihrer 
Abschiebung aus ihrer Heimat wa¬ 
ren. Außen vor lässt die Autorin aller¬ 
dings die Kriegsführung von NATO 
und EU-Ländern, die Profite der Rüs¬ 
tungsunternehmen, die massenhafte 
Ausbeutung der Ursprungsländer der 
Flüchtlinge. Vielleicht ist das von einem 
Roman, der die persönliche Begegnung 
von Menschen aus unterschiedlichen 
Kulturen und die Inhumanität eines 
reichen Industrielandes erlebbar ma¬ 
chen will, auch zu viel verlangt. 

Ein Buch, das den Perspektivwech¬ 
sel unterstützt und hilft zu verstehen: 
„Würde zu bewahren, ist eine Anstren¬ 
gung, die den Flüchtlingen täglich auf¬ 
erlegt wird und sie bis in ihre Betten 
hinein verfolgt.“ 

Anne Rieger 

Jenny Erpenbeck: Gehen, ging, gegan¬ 
gen. Roman. Knaus-Verlag, München 
2015. 
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„NSU“-Homestory 

Der ZDF-Film „Letzte Ausfahrt Gera“ verwandelt Beate Zschäpe in ein braunes Covergirl 



Beate Zschäpe (Lisa Wagner) in Begleitung der BKA-Beamten Troller (Joachim 
Kröl) und Dietrich (Christina Große) 


B eate Zschäpe besuchte, immer vor¬ 
ausgesetzt, dass alles so stimmt, was 
uns Regisseur und Drehbuchautor 
Raymond Ley und seine Ko-Autorin 
Hannah Ley da näher zu bringen ver¬ 
suchen, im Juni 2012 ihre Oma in Gera. 
Damit dieses nur wenige Minuten dau¬ 
ernde Hallo möglich war, mobilisierte 
das BKA eine stattliche Truppe, die ihre 
unter Anklage wegen Bildung einer ter¬ 
roristischen Vereinigung stehende Passa¬ 
gierin acht Stunden über die Autobahn 
chauffierte. Ohne Zeugen oder Anwälte. 
Die Rechtfertigung für diese nicht ganz 
unaufwendige „Dienstreise“ soll in dem 
Versuch gelegen haben, Frau Zschäpe 
in der lockeren Atmosphäre einer Aus¬ 
flugsfahrt - entgegen der ausdrücklichen 
Zusage an die Verteidigung, kein Verhör 
stattfinden zu lassen - Aussagen zum 
„NSU“ entlocken zu können. 

Inwieweit dieser etwas extravagan¬ 
te Versuch, wenn er denn stattgefunden 
hat, ein realistischer Ansatz zur Tatauf¬ 
klärung war, sei dahingestellt. Dies an¬ 
genommen, ist er gescheitert. Aber selbst 
wenn Frau Zschäpe geredet hätte, wozu 
wären diese gerichtlich nicht verwertba¬ 
ren und in vielen Bereichen nur schwer 
bis nicht überprüfbaren Aussagen denn 
nütze gewesen? 

Vorstellbar wären aber auch ganz 
andere Zielstellungen. Immerhin gibt 
es eine offenkundig massive Verwick¬ 
lung der „Dienste“ in die rechtsradikale 
Mordserie. Die These von der Alleintä¬ 
terschaft ist nicht ernsthaft haltbar. Der 
Film suggeriert eine Abschirmstrategie 


der verteidigenden Anwälte als Grund 
für Zschäpes Schweigen. Da könnte es 
auch andere Motive geben, nicht all¬ 
zu viel Licht auf den braunen Terror 
und vor allem auf seine nicht nur pri¬ 
vate Unterstützerszene fallen zu lassen. 
Immerhin haben sich die „Dienste“ in 
ihrem Aufklärungseifer nicht gerade 
überschlagen. Nicht vor dem dubiosen 
„Selbstmord der beiden Uwes“ und auch 
nicht nachher. Und auch Schwarz-Rosa 
strotzt, trotz einiger wohlfeiler Bauern¬ 
opfer, nicht gerade vor Tatendrang. An¬ 
gesichts des nahezu konsequenzlosen 
rechten Terrors gegen Linke und Aus¬ 
länder, einer beispiellosen Serie von 
über tausend weitgehend unaufgeklär¬ 
ten Anschlägen auf Flüchtlingsunter¬ 
künften in einem Jahr, darf man wohl 
schließen, dass sich an der politisch¬ 
taktischen Ausrichtung der „Dienste“ 
wie auch der Polizei nicht viel geändert 
hat. Angesichts der spätestens mit dem 
NPD-Verbotsantrag aktenkundig ge¬ 
wordenen großflächigen Verfilzung von 
rechter Szene und Geheimdiensten dürf¬ 
te auch im „NSU“-Verfahren eher ein 
Verschleierungs- als ein Aufklärungsin¬ 
teresse anzunehmen sein. Möglicherwei¬ 
se weiß Frau Zschäpe ein paar für einige 
Leute sehr unangenehme Dinge. 

Grundlage für Leys Film soll ein 
„Gedächtnisprotokoll“ darstellen, wel¬ 
ches die „Verhörspezialisten“ nach ih¬ 
rer Dienstfahrt anfertigten. Ein internes 
BKA-Dokument also, das die zentrale 
Angeklagte in einem laufenden, poli¬ 
tisch hochbrisanten Verfahren berührt, 


wird mal eben, so aus Freundlichkeit, an 
einen Filmemacher weitergegeben? 

Was aber motiviert diesen dazu, die¬ 
ses „Protokoll“ dann völlig unhinterfragt 
zu einem „Doku-Drama“ zu verwursten? 
An dem in seiner spektakulären Eintö¬ 
nigkeit eines Kaffeekränzchen-Small¬ 
talks sich dahinschleppenden Plot kann 
es ja kaum gelegen haben. Nun hat das 
mediale Hineingrätschen in eine laufen¬ 
de Gerichtsverhandlung ja Tradition. 
Gern, wenn sich der Spießer über die 
Sündhaftigkeit seiner Mitbürger entrüs¬ 
ten kann, aber auch bei politischen Pro¬ 
zessen, wie dem zum KPD-Verbot oder 
dem Stammheimer RAF-Prozess. Nur in 
eine andere Richtung. 


Joachim Kröl probiert es als gemüt¬ 
lich Opi-hafter BKA-Beamter Troller 
mit dem Thema Wetter, mit dem Urlaub 
oder dem Fernsehprogramm bei Lisa 
Wagner, die eine unterkühlt-kontrol- 
lierte, zu dominanten Statements tendie¬ 
rende Beate Zschäpe verkörpert. Eine 
psychologisch ausgefeilte Verhörstra¬ 
tegie soll das gewesen sein, wie die im 
Film eingeschnittene (reale) Gerichts¬ 
reporterin des „Spiegel“, Gisela Fried- 
richsen, zu wissen glaubt. Erfolglos. An 
Lisa Wagners überlegen lächelnder Be¬ 
ate Zschäpe tropft dieser Dilettantismus 
wirkungslos ab. 

Ley versucht seine nervenzerfet¬ 
zende Story mit Einblendungen aus 


dem (fiktiven) Gerichtssaal und aus 
dem (völlig aus der Luft gegriffenen) 
Binnenverhältnis des Mord-Trios auf- 
zupeppen. Aber verharrt auch hier 
völlig im Individuell-Emotionalen. In 
der Konfrontation einer unangreifba¬ 
ren Terror-Heroine (ein Fanbrief des 
norwegischen Massenmörders Anders 
Breivik wird eingebaut) mit den hilflo¬ 
sen Appellen ihrer Opfer. Und den In¬ 
timitäten, „Schuhe aus!“, aus der „Ter¬ 
rorzelle“. Eines zumindest bleibt kom¬ 
plett im Dunkeln, all das, was eine Beate 
Zschäpe und einen „NSU“ überhaupt 
erst möglich gemacht hat. 

Die Qualitätsmedien haben fast aus¬ 
nahmslos diesen menschelnden Ball auf¬ 
gegriffen. Die Stilisierung der stummen 
Zschäpe zu einem rätselhaften, langhaa¬ 
rig-attraktiven braunen Covergirl, mit 
dem man entspannt über das Wetter, den 
Urlaub und das Fernsehprogramm klat¬ 
schen möchte, ist in vollen Gange. Die 
Maischbergers warten schon. Die men- 
schelnde Psychologisierung der Beate 
Zschäpe entsorgt die politische Brisanz 
einer jahrzehntelangen rechten Mord¬ 
serie unter der offenkundigen Abde¬ 
ckung der „Dienste“. Und nach „Köln“ 
lässt sich für die schon wieder die nächs¬ 
te Ermächtigung fordern. Klaus Wagener 

Die Sendung wurde am 26.1. ausge¬ 
strahlt. In der ZDF-Mediathek: http:// 
www.zdf.de/ZDFmediathek/beitrag/ 
video/2 652 984/Letzte-Ausfahrt-Ge- 
ra#/beitrag/video/2 652 984/Letzte- 
Ausfahrt-Gera 


Die Ehre der Kopfgeldjäger 

„The Hateful 8“ zerlegt die Mythen des amerikanischen Überlegenheitsanspruchs 



Tarantinos Blick auf den Verfall der US-Gesellschaft. 


Die Bilder rufen Erinnerungen wach. 
Berge, Täler, die grandiose Landschaft 
Wyomings im 70-mm-Ultra-Panavi- 
sion-Format. Nur gewinnt hier keiner 
die legendären Schlachten des „Wil¬ 
den Westens“ zum x-ten Male auf der 
Leinwand, wie das 24-köpfige Starauf¬ 
gebot im 70-mm-“How the West was 
won“ von 1962. Statt der üblichen Hel¬ 
den, verkörpert von Henry Fonda, Ri¬ 
chard Widmark und John Wayne sind es 
zwei Kopfgeldjäger, John, „der Henker“ 
Ruth (Kurt Rüssel) und Major Marquis 
Warren (Samuel L. Jackson), die mit der 
üblichen Stagecoach-Kutsche zu dem 
üblichen Red Rock zu kommen versu¬ 
chen. Die beiden werden komplettiert 
durch John Ruth’ Kopfgeld-Beute, Dai- 
sy Domergue (Jennifer Jason Lee) und 
Chris Mannix (Walton Goggins), der 
von sich behauptet, der künftige She¬ 
riff dieses Red Rock zu sein. Aber statt 
der wärmenden Sommersonne herrscht 
übler Winter. Der anrückende Blizzard 
bläst so heftig und kalt durch die Ritzen, 
dass einen selbst im warmen Kinosessel 
noch friert: Das hier wird nicht lustig. 
Wer sich an Sergio Corbuccis Endzeit¬ 
western „II grande Silenzio“ (dümmlich: 
„Leichen pflastern seinen Weg“) erin¬ 
nert fühlt, liegt so falsch nicht. 

Nachdem es die Pferde des klassi¬ 
schen Sechsspänners durch den hohen 
Schnee geschafft haben, suchen die Pas¬ 


sagiere Schutz in „Minnie’s Haberdashe- 
ry“ etwas frei als „Minnies Miederwa¬ 
rengeschäft“ synchronisiert. Sofort wird 
klar, dass hier etwas nicht stimmt. Die 
Tür zu dem von riesigen Bergen um¬ 
standenen, in einsam-weiter Idylle ge¬ 
legenen großen, alten Holzhaus ist ein¬ 
geschlagen. Sie muss von jedem, der he¬ 
rein oder heraus will, erneut zugenagelt 
beziehungsweise eingeschlagen werden. 

Von Minnie keine Spur. Am Feuer 
sitzen nur der abgehalfterte Südstaaten¬ 
general Sanford Smithers (Bruce Dern) 
und der britische Henker Oswaldo 
Mobray (Tim Roth). Als nun noch der 
unvermeidliche Cowboy, Joe Gage (Mi¬ 
chael Madsen), und der ebenso unver¬ 
zichtbare zwielichtige Mexikaner, Bob 
(Demiän Bichir), auftauchen, sind „The 
Hateful 8“ beieinander. Jeder misstraut 
jedem und glaubt im Zweifel nur seinen 
Fäusten und seinem Colt. 

Doch zunächst umkreisen sich die 
Protagonisten eher mit Worten als mit 
Kugeln. Es geht um die große ameri¬ 
kanische Legende, den gerade zu Ende 
gegangenen, in heroischen Farben illus¬ 
trierten Amerikanischen Bürgerkrieg. 
Marquis Warren als farbiger Ex-Offizier 
der Nordstaatenarmee spielt darin natür¬ 
lich ebenso eine zentrale Rolle wie sein 
ehemaliger Kontrahent Sanford Smit¬ 
hers. Beide sind sich in frisch erblühter, 
inniger Feindschaft herzlich verbunden. 


Diskussionen auch unter den Body- 
huntern. Hier treffen sich die klassische 
Auffassung des praktisch-aufwandmi- 
nimierenden Warren, der seine Op¬ 
fer der Einfachheit halber durch einen 
Schuss in den Rücken erledigt, um dann, 
wie auch jetzt, mit einigen steif gefro¬ 
renen Kadavern zur Kasse des zustän¬ 
digen Sheriffs zu ziehen. Dagegen legt 
der aufbrausend-grobschlächtige Ruth 
viel Wert darauf, seine Daisy Domergue 
lebendig beim Henker abzuliefern. Er 
liebe es, das Genick brechen zu hören. 
Henker Mobray nun vertritt das kühl¬ 
britische Legitimitätsprinzip. Erst das 
leidenschaftslose Töten des in der Sa¬ 
che unbeteiligten Henkers zeichne den 
Rechtsstaat aus. 

Mit der langatmigen wie ironischen 
Werte- und Ethikdebatte, geführt ausge¬ 
rechnet von zynisch-brutalen Berufskil¬ 
lern, demontiert Tarantino den üblicher¬ 
weise im US-Gerichtsfilm („Die 12 Ge¬ 
schworenen“, „Das Urteil von Nürnberg“, 
etc.) erhobenen moralischen Überlegen¬ 
heitsanspruch. Vom „Manifest Destiny“ 
dem pathetischen Sendungsbewusstsein 
des US-amerikanischen Exzeptionalis- 
mus, bleibt in „Minnie’s Haberdashery“ 
am Ende nur das schlichte gegenseitige 
Abschlachten übrig. 

Nichts ist, wie es zunächst scheint. 
Auch der persönliche, die Rassen¬ 
schranken überwindende, gefühlvoll 


aufmunternde Brief des Präsidenten 
Lincoln an seinen schwarzen Offizier, 
der ihm und allen eine lichte Zukunft 
verheißt und der selbst bei dem chro¬ 
nisch misstrauischen John Ruth gerühr¬ 
te Bewunderung hervorruft, erweist sich 
als schlichte Fälschung Warrens, der sich 
genau diese Bewunderung für seinen 
persönlichen Vorteil zunutze zu ma¬ 
chen versteht. 

Mehr und mehr wird klar, die große 
Phrase des Bürgerkriegs ist eine große 
Lüge. Der Krieg hat nicht den großen 
Frieden, sondern nichts als einen Hau¬ 
fen Verbrecher und Halsabschneider 
hinterlassen, die sich nun in diesem me¬ 
taphorischen Mikrokosmos gegenseitig 
an die Gurgel gehen. Es gibt in diesem 
harten Überlebenskampf weder „die 
Guten“ noch „die Bösen“, sondern nur 
die Verlierer. 

Der Wert des Menschen wird nicht 
von dem bombastischen wie wohlfeilen 
Menschenrechtsgetöse bestimmt, das 
den Splitter im Auge des anderen (Staa¬ 


tes) medial zum Casus belli aufzublasen 
trachtet, sondern, so einfach wie neolibe¬ 
ral, nach dem Kopfgeld, welches auf ihn 
ausgesetzt ist. Daisy Domargue bringt 
John Ruth immerhin 10 000 Dollar, wäh¬ 
rend Marquis Warren sich für 8 000 Dol¬ 
lar mit immerhin drei Leichen abplagen 
muss. Kein Wunder, dass gegen Ende die 
Noch-Überlebenden einen verbissenen 
Schacher um die immer zahlreicheren 
Leichen beginnen. 

Tarantino bietet eine finstere Para¬ 
bel auf den fortschreitenden Verfall der 
US-Gesellschaft. Einer Gesellschaft, die 
es durch Sklaverei, Krieg, Völkermord, 
und Profitgier zum Herren der Welt ge¬ 
bracht hat. Die aber den Nicht-l-Prozent 
am Ende nicht mehr zu bieten hat, als 
Tittytainment, Perspektivlosigkeit, Kri¬ 
minalität und Krieg in Permanenz. Wie 
der Boykottaufruf durch verschiedene 
US-Polizeiorganisationen zeigt, ist Ta¬ 
rantinos zunehmende Politisierung nicht 
unbemerkt geblieben. 

K. W. 


Anzeige 



GUTES LESEN 



kimstier 

; V 4 in de' Zeitenwende 


Peter Michel, 

Kunstwissenschaftler, 
lange Zeit Chefredak¬ 
teur der Zeitschrift 
»Bildende Kunst« der 
DDR, blickt zurück 
auf seine Begegnun¬ 
gen mit Künstlern. 
Dabei gelingt ihm 
eine Gesamtsicht auf 
eine Kultur, die der 
Menschlichkeit und 
nicht dem Kommerz 
verpflichtet war. 

Peter Michel 

Künstler in der Zeitenwende 

Biografische Miniaturen und ein Prolog von Armin Stolper 

21 cm x 21 cm, fester Einband, fadengebunden 
367 S. I zahlr. Abb. I 38,-€ I ISBN 978-3-95514-906-2 


www.gutes-lesen.de 


Verlag Wiljo Heinen 









12 Freitag, 5. Februar 2016 


Kommunalpolitik 


unsere 


zeit Q£d 


Waffenboom und 
sogenannte Bürgerwehren 

Anfrage der Sozialen Liste an den Bo- 
chumer Stadtrat 

Vor einiger Zeit hat die NPD ei¬ 
nen „vertraulichen Meldedienst“ ein¬ 
gerichtet und Bürgerinnen und Bür¬ 
ger aufgerufen: „Ergreifen sie Maß¬ 
nahmen zum Selbstschutz“. In einem 
damaligen Flugblatt heißt es: „Zögern 
Sie nicht und melden Sie sich bei uns, 
da die staatlichen Stellen bisher nicht 
in der Lage waren, die Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort zu 
garantieren“. Mit der gleichen Argu¬ 
mentation häufen sich in letzter Zeit 
im Ruhrgebiet Berichte über die Bil¬ 
dung von Bürgerwehren, oft mit neo¬ 
nazistischer Unterstützung. Eine der¬ 
artige Bürgerwehr soll jetzt auch in 
Bochum-Wattenscheid gebildet wor¬ 
den sein. 

Ebenso erschreckend sind die Be¬ 
strebungen, die den Kauf von Waffen 
propagieren. Im Zentrum steht dabei 
offensichtlich die „German Rifle As¬ 
sociation“, die im Internet nach US- 
amerikanischen Vorbild agiert und 
Menschen auffordert „ihrem Ärger 
Luft zu machen“. Eine Ruhrgebiets¬ 
zeitung schrieb kürzlich „die German 
Rifle Associatin propagiert Waffen für 
alle - und Bürgerwehren“. 

Vor diesem Hintergrund fragt die 
Soziale Liste an: 

1. Sind diese Entwicklungen und Be¬ 
strebungen bei der Stadt Bochum be¬ 
kannt? 

2. Können die Ordnungsbehörden der 
Stadt Bochum die Bildung einer Bür¬ 
gerwehr bestätigen? 

3. Wie beurteilt die Stadt Bochum die 
Möglichkeiten zur Unterbindung der 
Gründung und Tätigkeit einer Bürger¬ 
wehr? Welche Aktivitäten sind seitens 
der Stadt Bochum geplant? 

4. Wie beurteilt die Stadt Bochum in 
diesem Zusammenhang die Tätigkeit 
der NPD? 

5. Ist der Stadt die rege Tätigkeit der 
„German Rifle Association“ und der 
Waffenlobby bekannt? 

6. Wie entwickelt sich in der Stadt Bo¬ 
chum die Anzahl der Ausstellung von 
Waffenscheinen? 

7. Wie viele Verstöße gegen das Waf¬ 
fengesetz gab es in den vergangenen 
Jahren? 

Günter Gleising 


A52 stoppen! 

In Gladbeck nimmt die Sammlung 
von Unterschriften für das Bürger¬ 
begehren gegen den Bau der A 52 in 
Gladbeck langsam Fahrt auf. Benö¬ 
tigt werden bis Anfang März 4 000 
Unterschriften. Die Stadt Gladbeck 
sowie SPD und CDU versuchen mit 
aller Kraft das Bürgerbegehren zu blo¬ 
ckieren und zu diskreditieren. Die de¬ 
mokratische Bürgerentscheidung über 
den Ratsbürgerentscheid wird mit Fü¬ 
ßen getreten. 

Die DKP in Gladbeck unterstützt 
das Bürgerbegehren und wird ein eige¬ 
nes Flugblatt herausgeben, das an den 
DKP-Infoständen bei der Sammlung 
von Unterschriften verteilt werden 
soll. Sie wird ab kommenden Sams¬ 
tag bis Anfang März jeden Samstag 
mit Infoständen und Unterschriften¬ 
sammlungen in Gladbeck aktiv sein. 
Die DKP Gladbeck bittet um perso¬ 
nelle Unterstützung für diese Info¬ 
stände. Treffpunkt ist jeweils morgens 
um 9.30 Uhr im DKP Büro Gladbeck, 
Friedensstraße 18. 



Windkraftanlagen und Wohnbebauung 

Initiative der DKP in Reinheim für Mindestabstände 



M it 17 Ja- und gegen fünf Nein¬ 
stimmen wurde Ende letz¬ 
ten Jahres in der Reinheimer 
Stadtverordnetenversammlung der 
nachfolgende Antrag der DKP-Frakti- 
on angenommen: 

„Die Stadtverordnetenversamm¬ 
lung möge beschließen und an die 
Hessische Landesregierung sowie die 
Landtags-Fraktionen weiterleiten: 

1. Die Stadtverordnetenversamm¬ 
lung der Stadt Reinheim spricht sich 
aus für sinnvolle, innovative und rege¬ 
nerative Energiegewinnung. Besonders 
betonen wir dabei auch die Notwendig¬ 
keit der Erhaltung des Natur- und Er¬ 
holungsraumes sowie die Ästhetik der 
Landschaft. 

2. In diesem Zusammenhang for¬ 
dern wir hinsichtlich der Abstandsre¬ 
gelung, dass die bisherige Schlechter¬ 
stellung der Weiler (600 m Abstand) 
im Vergleich zu den Wohngebieten 
(1 000 m Abstand) zugunsten der Wei¬ 
ler vereinheitlicht wird. 

3. Darüber hinaus fordern wir auch 
für Hessen den andernorts geltenden 
H-10-Abstand.“ 

Der „H-10-Abstand“ beinhal¬ 
tet die Formel: Abstand = Höhe des 
Windrades multipliziert mit zehn in 
Metern. Bei einer heute gängigen 
200 Meter hohen Anlage berechnet 
sich also ein Mindestabstand von 
2000 Metern. 

Die Stadt Reinheim informierte 
Ende Januar Magistrat und Stadtver¬ 
ordnetenversammlung über die Reak¬ 
tionen aus Wiesbaden. An diesen Re¬ 
aktionen lassen sich falsche Freunde 
und richtige Gegner von Umweltschutz 
und Bürgerinteressen festmachen. 

Die grüne Landtagsfraktion 
kommt zu dem Schluss, dass die Ein¬ 
führung der Mindestabstände „nicht 


umsetzbar“ sei. „Im teilweise stark 
zersiedelten Hessen würden durch 
eine solche Regelung nur noch sehr 


wenige Vorranggebiete übrig bleiben. 
Mit diesen Restflächen können wir 
unseren Energiebedarf nicht decken.“ 


Und - die Kernkraft- und Kohle- und 
andere Lobbies haben es in vergleich¬ 
baren Situationen zu ihren Zeiten je¬ 
weils identisch formuliert- „Aus un¬ 
serer Sicht gibt es auch keine Not¬ 
wendigkeit über die Ausweitung der 
Mindestabstände zu diskutieren. 

Die FDP-Fraktion im Hessischen 
Landtag „begrüßt ausdrücklich“ den 
Beschluss der Reinheimer Stadtver¬ 
ordnetenversammlung. Die Geschich¬ 
te dieser Partei ist verbunden mit dem 
engsten Schulterschluss der Atomlob¬ 
by, deren Interessen gegen die Protes¬ 
te der Bürger vielfach buchstäblich 
durchgeprügelt wurde. „Im Kern“, so 
schreibt die FDP-Fraktion, „geht es 
darum, die Anwohner besser vor den 
Auswirkungen von Windkraftanlagen 
zu schützen, insbesondere, da diese im¬ 
mer größer und leistungsstärker wer¬ 
den.“ Der Bevölkerungsschutz also im 
Mittelpunkt? Allerdings nur in Sachen 
erneuerbarer Energien. Denn die glei¬ 
che Partei stellte 2014 fest: „Ein Schü¬ 
ren von Ängsten in der Bevölkerung im 
Zusammenhang mit Gasförderung mit¬ 
tels Fracking ist angesichts der Fakten¬ 
lage verantwortungslos.“ (Für eine zu¬ 
kunftsfähige Energiepolitik“. Beschluss 
des Bundesvorstandes der FDP, 8. De¬ 
zember 2014). 

Bei einer Nachbetrachtung der 
DKP-Fraktion in Reinheim zur Wind- 
kraft-Diskussion und der beschlosse¬ 
nen Parlaments-Resolution wurde 
einerseits positiv vermerkt, dass die 
DKP-Vorlage eine Mehrheit bekom¬ 
men hat. Mit Unverständnis wurde al¬ 
lerdings die Nicht-Abstimmung der 
SPD-Fraktion zur Kenntnis genom¬ 
men. 

Darüber hinaus sah die DKP-Frak- 
tion durch aktuelle Veröffentlichun¬ 
gen über das häufige Abstellen von 
Wind- und Solaranlagen ein grund¬ 
sätzliches Problem. Da wird geschil¬ 
dert, dass Wind- und Solaranlagen we¬ 
gen fehlender Netze für den Transport 
des erzeugten Stroms immer häufiger 
abgeschaltet werden. Die Entschädi¬ 
gung, die die Anlagen-Betreiber dafür 
erhalten, zahlen die Verbraucher. 

Das Abregeln ist nötig, wenn an 
windstarken und sonnenstarken Tagen 
Leitungskapazitäten für den Transport 
des Stroms fehlen. Zugleich ist darüber 
hinaus zu befürchten, dass die Steuer¬ 
zahler für den Atom-Ausstieg auch noch 
haften sollen. Die Energie-Konzerne 
haben sich hier Mitsprache gesichert. 

Ohne entsprechende Leitungska¬ 
pazitäten ist der an sich begrüßens¬ 
werte und sinnvolle Ausbau erneu¬ 
erbarer Energien nach Auffassung 
der Reinheimer DKP-Fraktion wenig 
sinnvoll. Es darf einfach nicht sein, so 
schreiben sie in ihrer aktuellen Ausga¬ 
be der Kleinzeitung „Unser Weg“, dass 
die Mehrzahl immer mehr zahlt. 

Werner Sarbok 
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Ennepetaler Modell „spart“ Steuern 

Profit aus der Finanznot der Kommunen 


Der „Finanztrick“ könnte aus Liechten¬ 
stein, Luxemburg oder von den Cayman 
Islands stammen. Aber warum in die 
Ferne schweifen, wenn das Gute liegt 
so nah? Es liegt konkret in Ennepetal, 
der 30 000-Einwohner-Stadt zwischen 
Rhein und Ruhr mit etlichen Unterneh¬ 
men, die mehr als 100 Millionen Euro 
Jahresumsatz aufweisen. Darunter die 
Dorma-Gruppe von Karl-Rudolf Man- 
kel mit mehr als einer Milliarde Euro 
Umsatz. Wer so viel Geld am „Arbei¬ 
ten“ weiß, der will viel davon behalten. 
Zum Beispiel durch Steuersparen. Da 
hilft ein spezielles Arrangement: das 
„Ennepetaler Modell“. 

Während viele Gemeinden darum 
ringen, ihren Haushalt mit einer Ge¬ 
werbesteuerhöhung zu retten, haben 
Ennepetaler Unternehmer eine ge¬ 
meinnützige „Standortsicherungsge¬ 
sellschaft“ gegründet. Die hat den „Fi¬ 
nanztrick“ in die Welt gesetzt: Die Stadt 
Ennepetal verzichtet auf die Gewerbe¬ 
steuererhöhung. Stattdessen nennen 


der Rat der Stadt und die Verwaltung 
kommunale Projekte, in die investiert 
werden muss. Das übernehmen nun die 
Unternehmen in Form von Spenden. 
Die Gesamtzusage beläuft sich derzeit 
auf 3,5 Millionen Euro. 

Die 3,5 Millionen könnten theore¬ 
tisch den Betrag übersteigen, den die 
Stadt durch die Gewerbesteuererhö¬ 
hung einnehmen würde. Also: ein Ge¬ 
winn für die Kommune. Von der Spen¬ 
de über 3,5 Millionen Euro könnten 
sich die „freizügigen“ Unternehmer 
einen Anteil von Finanzamt rücker¬ 
statten lassen. Also auch für sie ein 
Gewinn. Diese Rückerstattung würde 
allerdings zum Nachteil von Bund und 
Land gehen. 

Die Uneigennützigkeit der betei¬ 
ligten Unternehmen ist geradezu er¬ 
drückend: „Bund und Land übertra¬ 
gen immer mehr Aufgaben auf die 
Städte, die dann auf den Kosten sitzen 
bleiben. Die städtischen Infrastruktur¬ 
leistungen werden immer schlechter. 


Freiwillige Leistungen wie die Kinder- 
und Jugendarbeit, die Unterstützung 
von Kultur und Sport, die eine Stadt 
aber attraktiv machen, bleiben weitge¬ 
hend auf der Strecke - und dies trotz 
stetig steigender Hebesätze z.B. bei 
der Grund- und Gewerbesteuer. Wir 
als Unternehmer sind uns unserer Ver¬ 
antwortung bewusst und wollen aktiv 
dabei unterstützen, diese Abwärtsspi¬ 
rale in Ennepetal zu durchbrechen.“ So 
Autozulieferer Rolf Bielstein. 

Damit die Unternehmerinteressen 
in die richtigen Bahnen gelenkt werden 
können, soll es einen Beirat geben, „der 
die Gesellschaft lenkt“. Bislang waren 
die Unternehmen noch nicht im städ¬ 
tischen Finanzausschuss mit Sitz und 
Stimme vertreten. Ralf Stoffels, der 
Vizepräsident der Südwestfälische In¬ 
dustrie- und Handelskammer (SIHK) 
verweist auf einen Hintergrund: „Die 
Solidarität aller Gewerbesteuerzahler 
in Ennepetal ist gefragt!“ Gemeint ist 
nicht die Solidarität mit der Stadt, son¬ 


dern die Solidarität mit der „Standort¬ 
sicherungsgesellschaft“, denn die könnte 
weitere Gesellschafter gebrauchen. 

Lehrerinnen und Lehrer oder die 
Polizisten werden auch in NRW vom 
Land bezahlt. Aus jeder Tarifrunde ist 
das Jammern des „Arbeitgeber-Vertre¬ 
ters“ zu hören: „Gehaltserhöhung geht 
nicht. Die Landeskassen sind leer.“ 
Wenn jede Kommune in NRW sich 
auf das „Ennepetaler Modell“ einließe, 
wäre es jedenfalls noch schlechter um 
die Einnahmen in Düsseldorf bestellt. 
Das hat auch Finanzminister Norbert 
Walter-Borjans (SPD) erkannt. Er will 
mit seinen Kollegen aus den anderen 
Bundesländern den Deal „Spenden 
statt Steuern“ verbieten. - Anders 
dagegen Bundesfinanzminister Wolf¬ 
gang Schäuble, der meint, das Modell 
sei übertragbar. Ihm ist offensichtlich 
auch an dieser Stelle die Entlastung 
der Unternehmen wichtiger als die 
Schatulle des eigenen Ministeriums. 

Uwe Koopmann 
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Putin und sein Parteibuch 

„Mir gefallen die kommunistischen Ideen“ - der russische Präsident zwischen Antikommunismus und Wahlkampf 



Nach wie vor auf sowjetische Werte orientiert: Junge Pioniere vor dem Lenin-Mausoleum auf dem Roten Platz in Moskau 


L inkswende Wladimir Putins?“ Un¬ 
ter dieser Überschrift veröffent¬ 
lichte die „Swobodnaja Pressa“ am 
26. Januar einen Beitrag von Andrej 
Iwanow zu den Ausführungen Präsi¬ 
dent Putins auf dem Forum der Ge¬ 
samtrussischen Volksfront (GRVF). 
Deren Ziel bestand offenbar darin, 
der Empörung, die seine wenige Tage 
zuvor während der Sitzung des Rates 
für Forschung und Bildung gegen Le¬ 
nin geführte Attacke in Teilen der rus¬ 
sischen Öffentlichkeit ausgelöst hatte 
(siehe UZ v. 29.1.), Wind aus den Segeln 
zu nehmen. 

Auf dem Forum verzichtete Putin 
zwar nicht auf Kritik an Lenin. So kri¬ 
tisierte er Repressalien der Bolschewi- 
ki gegen die Konterrevolution in den 
ersten Jahren der Sowjetmacht und 
den Austritt Sowjetrusslands aus dem 
ersten Weltkrieg. Ebenso hielt er sei¬ 
nen Vorwurf, Lenin habe „eine Atom¬ 
bombe“ unter die Sowjetunion gelegt, 
dem Wesen der Sache nach aufrecht. Er 
machte deutlich, dass er mit Blick auf 
die seinerzeitigen Differenzen zwischen 
Stalin und Lenin in der Frage des staat¬ 
lichen Aufbaus der künftigen Sowjet¬ 
union die Idee Stalins, dass die übrigen 
Subjekte der künftigen UdSSR auf der 
Grundlage von Autonomierechten bei¬ 
treten sollten, für richtig hält. Die Idee 
Lenins, „einer völligen Gleichberechti¬ 
gung“ der künftigen Unionsrepubliken 
„einschließlich des Rechts auf Austritt 
aus der Sowjetunion“ lehnte er dagegen 
erneut kategorisch mit der Feststellung 
ab: „Das war genau dieser Sprengsatz 
mit Zeitzünder unter dem Gebäude un¬ 
serer Staatlichkeit.“ 

Beschwichtigen 

Zugleich war Putin jedoch bemüht, 
durch gewisse positive Bezüge auf 
die Sowjetzeit über seine Ausfälle ge¬ 
gen Lenin empörte Anhänger zu be¬ 
schwichtigen. So stellt Iwanow in sei¬ 
nem eingangs genannten Beitrag fest, 
der Präsident habe die Diskussion über 
eine mögliche Umbettung Lenins aus 
dem Mausoleum faktisch für beendet 
erklärt, indem er betonte, es sei nötig, 
„keinerlei Schritte zu unternehmen, 
die unsere Gesellschaft spalten wür¬ 
den.“ 

Zudem habe Putin sich ausführlich 
zu den sowjetischen Erfahrungen der 
Organisation der Volkswirtschaft ge¬ 
äußert, über die eine erbitterte Dis¬ 
kussion im Gang ist. Er habe zwar 
festgestellt, dass die Planwirtschaft 
zu unempfindlich für technologische 
Veränderungen gewesen sei, insge¬ 
samt jedoch deren Prinzipien gutge¬ 
heißen: „Die Planwirtschaft hat gewis¬ 
se Vorzüge. Sie bietet die Möglichkeit, 
die gesamtstaatlichen Ressourcen auf 
die Erfüllung der wichtigsten Aufga¬ 
ben zu konzentrieren. So wurden die 
Fragen des Gesundheitswesens ge¬ 
löst, worin zweifellos ein Verdienst der 
kommunistischen Partei jener Zeit be¬ 
steht. So wurden die Fragen des Bil¬ 
dungswesens gelöst - zweifellos ein 
Verdienst der kommunistischen Par¬ 
tei jener Zeit. So wurden die Fragen 
der Industrialisierung hinsichtlich der 
Verteidigungsindustrie gelöst. Ich den¬ 
ke, wenn es keine Konzentration der 
gesamtstaatlichen Ressourcen gege¬ 
ben hätte, hätte die Sowjetunion sich 
nicht auf den Krieg mit dem nazisti¬ 
schen Deutschland vorbereiten kön¬ 
nen“, sagte Putin. 

Gute Idee... 

Positiv habe der Präsident sich auch 
über sein persönliches Leben in der 
Sowjetunion geäußert. „Wie Millionen 
sowjetischer Bürger, mehr als 20 Milli¬ 
onen, war auch ich Mitglied der Kom¬ 
munistischen Partei der UdSSR. Und 
ich war nicht nur Mitglied der Kom¬ 
munistischen Partei, sondern arbeitete 
fast 20 Jahre in der Organisation, die 
Komitee für die staatliche Sicherheit 
der UdSSR hieß. Und diese Organisa¬ 
tion ist die Erbin der Tscheka, wie das 
bewaffnete Organ der Partei genannt 
wurde ... Im Unterschied zu vielen 
Funktionären habe ich das Parteibuch 
nicht weggeworfen, es nicht verbrannt.“ 


Offen habe Putin erklärt, auch heu¬ 
te noch an linken Ansichten festzuhal¬ 
ten. „Bis heute gefallen mir kommunis¬ 
tische und sozialistische Ideen. (...) Die 
Ideen sind gut: Gleichheit, Brüderlich¬ 
keit, Glück.“ 

... überhaupt nicht umgesetzt 

Glaubwürdig sind diese Bekundungen 
des russischen Präsidenten nicht. Trägt 
er mit seinen fast unbegrenzten Voll¬ 
machten doch die Hauptverantwortung 
für die schreiende soziale Ungerechtig¬ 
keit in seinem Land. So werden die Las¬ 
ten der gegenwärtigen Krise in voller 
Härte den Arbeitern und Angestellten, 
den Arbeitslosen, den Rentnerinnen 
und Rentnern, den Bauern und kleinen 
Gewerbetreibenden aufgebürdet. Ein 
immer größerer Teil von ihnen wird an 
oder unter die Armutsgrenze gedrückt. 


Zugleich bleiben die Oligarchen und 
andere Superreiche ungeschoren und 
der Kapitalflucht ins Ausland werden 
keine Schranken gesetzt. 

Eher abzunehmen ist Putin ein an¬ 
derer Aspekt für seine positiven Be¬ 
merkungen zur Sowjetzeit, die Iwanow 
so formuliert: Es handele sich um einen 
Aufruf, „die Führungskräfte früherer 
Zeiten nicht zu brandmarken und nicht 
zu vergöttern, sondern als untrennba¬ 
ren Teil der einheitlichen Geschichte 
unseres Vaterlands zu betrachten.“ 

Linke Wähler werben 

Andere russische Publizisten und Po¬ 
litologen heben zusätzliche Gesichts¬ 
punkte als Gründe für die positiven 
Aussagen Putins zur Sowjetzeit her¬ 
vor. So stellt der wissenschaftliche Mit¬ 
arbeiter des Instituts für Philosophie 


der Russischen Akademie der Wissen¬ 
schaften, Wladimir Schewtschenko, fest: 
„2012 siegte Wladimir Putin bei den 
Wahlen dank der linken Wählerschaft. 
Für ihn stimmten die Industriestäd¬ 
te. Nach soziologischen Forschungen 
werden in diesen Städten sozialistische 
Werte geachtet. Der Aufruf Putins ist 
eindeutig: Er soll die Wählerschaft auf 
die nächsten Wahlen vorbereiten. Seine 
Worte auf dem Forum der GRVF sind 
ein Appell an die linke Wählerschaft.“ 
Und Prof. Sergej Tschernjachowski 
vom Lehrstuhl Geschichte und Theo¬ 
rie der Politik der Staatlichen Univer¬ 
sität Moskau bemerkt: „Gegenwärtig 
ist seine Stütze die sogenannte „Krim- 
Koalition“. Zweifellos hat die Mehrheit 
der dazu gehörenden Menschen eine 
sowjetische Mentalität, die auf die sow¬ 
jetischen Werte orientiert ist. Nach den 


Fakten aller soziologischen Umfragen ist 
der weitaus größte Teil der Gesellschaft 
für das sowjetische Staatsmodell, ein 
großer Teil der Gesellschaft tritt für die 
staatliche Planung ein. Etwa zwei Drit¬ 
tel werten die Rolle Lenins in der Ge¬ 
schichte positiv, mehr als die Hälfte sieht 
die Rolle Stalins positiv. Und diese Men¬ 
schen sind der Grundstock jener Koaliti¬ 
on, die Putin im Kampf um die nationale 
Souveränität Russlands und im Kampf 
um soziale Gerechtigkeit unterstützt.“ 

Stützpfeiler 

Resümierend betont Tschernjachows¬ 
ki: „Heute sind die sowjetische Men¬ 
talität und das Ansehen Lenins Ver¬ 
bündete Putins. Ein Widerspruch be¬ 
steht darin, dass diese Tatsache nicht 
vollständig begriffen und anerkannt 
ist. Der Stützpfeiler im Kampf um die 
nationale Souveränität, das ist die sow¬ 
jetische Mentalität.“ 

Unter diesen Gesichtspunkten 
kann man die Ausfälle Putins gegen Le¬ 
nin durchaus als ein Spiel mit dem Feu¬ 
er bezeichnen. Das kann umso proble¬ 
matischer für ihn sein, als neben dem 
Kampf um die nationale Souveränität 
Russlands auf dem Hintergrund der 
Wirtschaftskrise mit ihren wachsenden 
Belastungen für die einfachen Men¬ 
schen die Frage der sozialen Gerech¬ 
tigkeit eine zunehmende Rolle spielt. 
Und da sieht es mit den Zustimmungs¬ 
raten zur Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Putins offenbar deutlich anders aus als 
auf dem erstgenannten Feld. 

So stellte der Direktor des Insti¬ 
tuts für Probleme der Globalisierung, 
Michail Dejagin, in einem am 21. Januar 
in der „Swobodnaja Pressa“ erschiene¬ 
nen Beitrag Zahlen einer von ihm vorge¬ 
nommenen Umfrage im russischen Netz 
vor. Danach unterstützten fast 90 Pro¬ 
zent der Menschen in der Russischen 
Föderation die Außenpolitik ihres Präsi¬ 
denten. Zugleich lehnten fast 80 Prozent 
der Befragten seine Personalpolitik und 
die von ihm öffentlich gebilligte sozial¬ 
ökonomische Politik ab. Natürlich ist 
eine solche Befragung nicht repräsenta¬ 
tiv, dennoch sollten die Ergebnisse beim 
russischen Präsidenten und seinem Um¬ 
feld eigentlich die Alarmglocken läuten 
lassen. Die prowestliche Opposition in 
Russland und ihre ausländischen Förde¬ 
rer werden daraus sicher Schlüsse zie¬ 
hen. 

Willi Gerns 



Militärparade auf dem Roten Platz am 9. Mai zur Erinnerung an den Sieg im Großen Vaterländischen Krieg 
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Liebe Genossinnen und Genossen, 


bitte diskutiert die Arbeit mit den UZ-Schwerpunkten und 
den UZ-Extras rechtzeitig in Eurer Gruppe und nehmt die 
Verteilung in die Planung Eurer Aktivitäten auf. 

Folgende Themenschwerpunktausgaben sind geplant: 


UZ 6 vom 12.2.16: 
UZ 8 vom 26.2.16: 

uz 9 vom 04.3.16: 

uz 10 vom 11.3.16: 
uz 11 vom 18.3.16: 
UZ 12 vom 24.3.16: 
UZ 17 vom 29.4.16: 

UZ 18 vom 06.5.16: 
UZ 19 vom 13. 5.16: 
UZ 22 vom 03.6.16: 

UZ 24 vom 17.6.16: 
UZ 25 vom 24.6.16: 
uz 26 vom 01.7.16: 


SiKo München 
Internationalismus 

(3. Tag des Parteitags) 

Internationaler Frauentag 

(Beilage UZ-Extra Frauentag) 

Buchmesse Leipzig 

SDAJ-Bundeskongress 

Ostermarsch 

1. Mai (Beilage UZ-Extra 
Pressefest) 

8. Mai 

SDAJ - Regionale Pfingstcamps 
Antifa - Nazi-Aufmarsch 
in Dortmund am 04.06. 
Pressefest (Werbeaktionen) 
Pressefest (Beilage Programm) 
Pressefest (Beilage Programm) 


So könnt ihr bestellen: 


Bestellungen zu den UZ-Extras werden ab sofort entgegen¬ 
genommen. Je eher Bestellungen bei uns eingehen, umso 
besser können wir eine realistische Druckauflage bestim¬ 
men. 

UZ mit Themenschwerpunkten müssen immer bis spätes¬ 
tens Montag, 12.00 Uhr, in der Woche, in der die Ausgabe 
erscheint, bestellt sein. 

Bestellungen per Mail bitte direkt an: 
vertrieb@unsere-zeit.de 

Per Brief und Telefon an CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 | 45127 Essen | 0201 17788923 
Fax.: 0201 17788928 

Preise: UZ-Extras: 

70 x uz-Extra: EUR 10,- € 1140 x uz-Extra: EUR 14,- € 

250 x uz-Extra: EUR 22,50 € | 500 x uz-Extra: EUR 45,- € 

1 000 x uz-Extra: EUR 90,- € 

Alle Preise inklusive Versandkosten! Auch andere Bestell¬ 
mengen möglich. 

Preise: UZ: 


Stückzahl 

Preis 

Stückzahl 

Preis 

bis 14 

10.-€ 

141 -170 

35.-€ 

15-28 

15.- € 

171 -200 

40.-€ 

29-70 

20.-€ 

211 -250 

45.-€ 

71 -110 

25.-€ 

251 - 300 

50.-€ 

111 -140 

30.-€ 

301 - 400 

60.-€ 


pro weitere 100 Exemplare 10.-€ 


Wir laden zur Landesmitgliederversammlung 

in Rostock, Wismarsche Straße 21 
am 20.2. 2016 um 10.30 Uhr. 

Landesvorstand Mecklenburg-Vorpommern 


-\ 

Cöte d'Azur 

Ferienhaus 4 Pers. 

Noch frei: 25.06.-16.07 
elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151/22292 
v_y 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 

Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de • Tel: 039822/299488 


ln russischer Sprache! 

60 Bände Lenin und 
weiteres 

aus dem Spektrum 
Marx/Engels/Lenin. 

Bei Interesse Anfrage an 
UZ-shop/Antiquariat 
Tel. 0201 - 177 889 26 
E-Mail: 

buero@unsere-zeit.de 





MÜNCHEN 

2016 


13°° STACHUS 

UMZINGELUNG 

des Tagungsortes der 
NATD-Kriegs-Strategen 

15 00 MARIEN PI ATZ 
Scinusshundgebung 

AKTIONSBÜNDNIS GEGEN 

mwi.sicfieiheiislcor 


Kommen! Teilnehmern 



»Gespenst des Kommunismus« 

T-Shirt, schwarz 

Herren Größen M - XXL 
Damen Größen S - XL 
14,90 Euro inkl. MWSt plus 2,- Porto 

www.uzshop.de 

Tel: 0201 - 17788923 



Entschleu nigung: 

Ruhe &Nacur satt Im Müriiz- 
N asozial park, 2 FcW-d je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzebiirg-Gränzin, 
llavc. St Tlavetaeen, Boot & Rad. 

Inf ü: vwv.IrinogEu.de 
T*l,! 0J3I/S7C796 [AB] 


c -\ 

Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommert rächt, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

[MK.-D§t£ *14» 

Öko-hcf im Olivenhain, 
weiter 8lick r Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Hause hen; 
Kindirpärndies, 


s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

y._> 




17 .- 20 . 

März 

2016 


Leipziger 

Buchmesse 


Besucht uns am UZ-Stand: 
Halle 5, Stand Nr. E405, 
Messegelände Leipzig 


Krieg - Terror 

Flucht 

Ingar Solty Die »Flüchtlingskrise» und 
der globale Kapitalismus ★ Lothar 
Elsner Marx, Engels und Lenin über 
Arbeiterwanderung im Kapitalis¬ 
mus ★ Tom Vickers Geflüchtete, Ka¬ 
pitalismus und der Staat ★ Sabine 
Lösing Afrika im Visier deutscher 
und europäischer Militär- und Inte¬ 
ressenpolitik ★ Claus Schreer Alterna¬ 
tiven zur Festung Europa ★ Cornelia 
Kerth Flüchtlinge Willkommen! Eine 
Herausforderung auch für Antifa- 
schist innen und Friedensbewe¬ 
gung ★ EVG Berlin Wer gegen Flücht¬ 
linge hetzt, hat in der Gewerkschaft 
nichts verloren 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Weitere Themen u.a.: 

Uri Avnery »Internationalen Terrorismus« gibt es nicht 
| Hans Christoph Stoodt Die Solidarität mit dem Kampf 
Palästinas ist nicht verhandelbar | Klaus Wagener 
Krieg in Syrien »Neuordnung« des Nahen/ Mittle¬ 
ren Ostens | Peter Mertens Den IS finanziell trocken¬ 
legen | Anne Rieger Zum Gewerkschaftstag der IG 
Metall | Bernd Müller Weltklimavertrag kaum in Sicht 
| Domenico Moro Die Tendenz des Westens zum Krieg 
und der islamische Radikalismus | Herwig Lerouge 
Gramsci und die griechische Krise | Kurt Baumann 
Die Faschismusanalyse der KPD(0 | Robert Steigerwald 
Zum 90. Geburtstag von Hermann Klenner | Melke 
Bohn Hacks und die Frauen 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


www.marxistische-blaetter.de 


FÄUSTELS ANTIQUARIAT 
BÜCHER & PLATTEN &&& a 

Antiquariat; Kld^r Sfr. Ha Bfhiin - Haß. fiorle*lwrg ^ 
(Einfuhr! Fa. I lirlt ri/U-Hahn Wu r/rnil r, Bus 612 
Fmlafi 13 1 K & Samstag 12-16 Uhr& mich Vereinbarung 



Diis. Antiquariat für Bücher & Platten arbeite! weher! 

AklUL-lk’ E.kten (Hol LoErlstik V Fundsachen au* riJverwD Sachgebieten f 
Srhullplttllcn) bei I n Eitlen L‘ :m Ämtern. 

IC tu hei 1.1 er Tip für Summier zum Stübern. 

Postadresse: Volker Rohde-, Slroofsfr, 15,53225 Bonn, 

Tck / AB U22N/4639.11/ Email: facu*teli'e h clin^h- 



Untern ehmen ert 


_ 

olareich steuern 


WWW 


stb-m an nherz.de 


Wnötljoj .$eiutc€<^” 


Ifilia^r: 

Hans-ßeorg Müller 
ffsuplstrsfle 1 
57,192 ScftmiMefiheTg- 
Gralschafl 
Keck säuerte ntl 

Tii.: 

fm.: mn-mm 

Restaurant; 

Die-nsrtaa Rubels q 

Hausprospekt 
anfurdern • 


In unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gastfrei, Wie vor Jahrhunderten sor^ri auch heule det Wir! 
peracn ich tür das Wohl tfsr Gäste. 

Komfortable Zimmer und RäumlichkEiten, gutes Esser, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben 8ad. Dusche. WC. 
T&lölgn, fe/nsaher, die meisten Balkon und Vcuraum, Im 
Hotelbereich befludEn sich Lin. Sauna, Solarium, Nitht- 
raudhertimmer und Kamin. Kindersuieirajum, Saialbiiiiet, 
Frünsitick-sbüHeL Auch Senlovg n-Pfortioiien. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,-C p-F. 

HP 15.50 € p.P * VP.22.-CP.F 
KükIhn'pk H-ijk-i.iii I H.üin'alirRn cm Saufiffand 
Auch KindefermäEigung f Nebonsaisonp^ise. 

Bei 2i Tagen AirfaUhalt im Jahr i q % Tteuefatatt. 


mail@gasthof-heirnas.de • www.gasthof-heimes de 
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Putins Geschichtsklitterei 

Betr.: „Putin kontra Lenin“ von Willi 
Gerns, UZ vom 29. Januar 2016, S. 13 

Ganz überwiegend stimme ich dem Ver¬ 
fasser Willi Gerns zu. Nur einen mir wich¬ 
tig scheinenden Akzent möchte ich an¬ 
ders setzen. 

Putin kritisiert Lenin: „... den Gang 
der Geschichte lenken - das ist richtig. 
Wichtig ist allerdings, dass dieses Denken 
zum erforderlichen Resultat führt, aber 
nicht wie bei Wladimir Iljitsch. ... Im 
Endergebnis führte dieses Denken zum 
Zerfall der Sowjetunion, genau daran lag 
es.... die legten eine Atombombe unter 
das Gebäude, das Russland heißt, und die 
zerriss es dann auch. Und die Weltrevolu¬ 
tion brauchten wir nicht.“ 

Der letzte ist der Kernsatz in Putins 
Antikommunismus. Wenn wir die Weltre¬ 
volution nicht brauchten, dann auch nicht 
die russische. Sie war, so sieht es der Prä¬ 
sident, die Atombombe, die Russland zer¬ 
riss. Vor Jahren schon warf Putin den Bol- 
schewiki vor, 1917 hätten sie die russische 
Armee zerstört durch ihren revolutionä¬ 
ren Aufruf an die Soldaten, das Gewehr 
umzudrehen. 

Revolution ist von Übel, meint Pu¬ 
tin, destruktiv war sie, unrussisch - diese 
Weisheit ist der Staatschef seinen Olig¬ 
archen schuldig, mit denen er politisch 
eins ist; ebenso wie der Kirche, die heu¬ 
te wieder über Russland ihre segnende 
Hand hält. Fluch der Revolution, die der 
Kirche den Reichtum raubte, ihre Pries¬ 
ter mordete. 

„Die Erklärung Putins zeugt nicht 
nur von seinem Verhältnis zu Lenin, son¬ 
dern auch zu den historischen Ereignis¬ 
sen, in denen er sich, sagen wir es so, nicht 
zurechtfindet.“ 

So konstatiert „Sowjetskaja Rossija“ 
und hat recht. Ohne Fünfjahrpläne, ohne 
Agrar- und Kulturrevolution, ohne Ver¬ 
bundenheit mit den Friedens- und Fort¬ 
schrittskräften in aller Welt hätte Russ¬ 
land nicht dem Hitler das Kreuz brechen 
und hätte niemals Weltmacht werden 
können. 

Gerade wir Deutsche sind betroffen 
von Putins Geschichtsklitterei. Ohne nun 
aber den Feinden Russlands, die aufs 
Neue zum Krieg blasen, auf den Leim 
zu gehen. 

Jörg Högemann , München 

Strafverschärfung 
ist niemals links! 

„Kapitalismus, Rassismus, Sexismus 
und Krieg“ von Hans Christoph Stoodt, 
UZ vom 29. Januar 2016, S. 12/13 

Auch wenn Hans Christoph Stoodt in 
vielem zuzustimmen ist mit der Auffor¬ 
derung, den Aufruf „ausnahmslos“ zu 
unterstützen, tappt er genau in die Fal¬ 
le der bürgerlichen Feministinnen, die 
er berechtigterweise kritisiert. Gleich 
zu Beginn fordern die selbst erklärten 
„Cis-Frauen“ und „Feministinnen“: die 
„Schutzlücken im Straftatbestand der se¬ 
xuellen Nötigung/Vergewaltigung müs¬ 


sen endlich geschlossen werden“. Noch 
in der Vorwoche hatte Ulla Jelpke in der 
UZ kommentiert: „die dafür notwendi¬ 
gen Gesetze bestehen seit langem“ (ebd., 
Nr. 3 v. 22.1., S. 9). 

In dem Düsseldorfer Aufruf „Nie¬ 
mand braucht euch“ wird die geforder¬ 
te Strafrechtsverschärfung deshalb be¬ 
anstandet: „...bevor von allen Seiten ... 
härtere Strafen gefordert werden, lasst 
doch die Expertinnen ... prüfen, ob die 
derzeitige Gesetzeslage für die Vergehen 
in Köln nicht ausreichend sind.“ 

Der Strafrechts Wissenschaftler und 
Vorsitzende BGH-Richter Prof. Dr. 
Thomas Fischer wundert sich darüber, 
dass nach noch nicht geltendem Recht 
rechtspolitisch „in bemerkenswerter 
Übereinstimmung von CDU-Fraktion, 
Juristinnenbund, Linken und Bewegun¬ 
gen’ verschiedener Art... vielfach gefor¬ 
dert (wird), § 177 I Nr. 3 (StGB Sexuelle 
Nötigung; Vergewaltigung in schutzloser 
Lage;T.E.) dahin zu ändern, dass jegliche 
sexuelle Handlung,gegen den Willen 4 ei¬ 
ner anderen Person als sexuelle Nötigung 
bestraft werden solle“ (unter Berufung 
auf die sog. Istanbul-Konvention des Eu¬ 
roparates von 2011). 

Diese geforderte Ergänzung bewir¬ 
ke weder einen besseren Schutz sexuel¬ 
ler Selbstbestimmung noch genüge sie 
dem verfassungsrechtlich gebotenen Be¬ 
stimmtheitsgebot des Art. 103, Abs. 2 des 
Grundgesetzes. 

In der Diskussion würde weiterhin al¬ 
les durcheinandergebracht. „Selbst wenn 
man jegliches Handeln ,gegen den Wil¬ 
len 4 einer Person als strafwürdig ansehen 
wollte - das Strafgesetz würde in diesem 
Fall in jede Richtung praktisch beliebig 
ergänzbar! -, ist damit doch nicht die Fra¬ 
ge beantwortet, ob es sich um eine Nöti¬ 
gung 4 , also ein erzwungenes Verhalten des 
Opfers handelt. Soweit in der politischen 
Polemik ... ein weiteres Mal behauptet 
wird, es bestehe eine Gesetzeslücke in 
Fällen, in denen das Opfer aus Angst vor 
Gewalt keinen Widerstand leistet, ist dies 
falsch: Genau diesen Fall erfasst (§ 177) 
I Nr. 3 (StGB)“ (Ders., Strafgesetzbuch 
mit Nebengesetzen, Kurzkommentar, 62. 
Auf!., München 2015, § 177, Rdnr. 39a, 
S. 1229; s.a.: http://www.zeit.de/2014/42/ 
strafrecht-vergewaltigung-missbrauch/ 
komplettansicht - 29.1.16)). 

Tim Engels , Düsseldorf 

Diffamierung und Nebel 
statt Klarheit 

Betr.: „Kapitalismus, Rassismus, 
Sexismus und Krieg“ von Hans 
Christoph Stoodt, 

UZ vom 29. Januar 2016, S. 12/13 

Zum Schluss seines Artikels benennt 
Stoodt die dringliche Aufgabe, der sich 
Antifaschistinnen heute im Kampf ge¬ 
gen imperialistische Kriegshetze und 
antiislamischen Rassismus stellen müs¬ 
sen: „in den eigenen Reihen für Klar¬ 
heit 44 zu sorgen und auf dieser Grundla¬ 
ge „neue Bündnisse zu erarbeiten ... und 


... handelnd einzugreifen“. Statt der von 
ihm selbst eingeforderten klaren Analy¬ 
se tischt Stoodt uns „Querfronten“ auf, 
gleich zwei an der Zahl. Beiden, der ei¬ 
nen mit den antinationalen und antideut¬ 
schen Gruppen und der anderen mit El¬ 
sässer, Jebsen ..., bescheinigt er die letzt- 
liche Nähe zu PEGIDA und anderen 
rechten Gruppen. Letzteres nun ist der 
aufgewärmte Eintopf der „Querfront“- 
Vorwürfe der letzten beiden Jahre. Statt 
Klarheit bietet Stoodt einen wilden Mix 
aus Namen von Personen und Teilen von 
angesehenen Organisationen (z.B. der 
Freidenkerverband), die einfach durch 
Aufzählung als zusammengehörig be¬ 
trachtet werden oder pauschal abgeur¬ 
teilt werden („Montags-Mahnwächtler“), 
indem die Nähe zu „PEGIDA und an¬ 
deren rechten Gruppen als zur Genüge 
belegt“ behauptet wird. 

Ist schon das nicht haltbar und wird 
auch durch ständige Wiederholung nicht 
richtiger, so ist der Vorwurf, diese „Quer¬ 
front“ richte sich nur gegen den US-Im- 
perialismus und wolle gemeinsame Sache 
mit dem deutschen Kapital machen und 
sich mit Russland „verbünden“, absurd. 
Die Hauptkriegsgefahr geht doch ganz 
klar z.Z. vom US-Imperialismus aus, mit 
dem der deutsche Imperialismus in der 
NATO überwiegend gemeinsam, aber 
doch auch in Konkurrenz agiert. Deren 
Ziele und diese Widersprüche müssen wir 
in der Friedensbewegung thematisieren 
und entsprechende Forderungen stel¬ 
len. Aus „Kein Frieden mit der NATO“ 
muss in der Konsequenz „Raus aus der 
NATO“ werden. 

Die unsägliche Kampagne gegen 
„die“ Montagsmahnwachen, losgetreten 
von Jutta Ditfurth im Frühjahr 2014 und 
von Stoodt wieder hochgekocht, hat zu 
einer unerträglichen Ausgrenzeritis ge¬ 
führt und tiefe Gräben in der Friedensbe¬ 
wegung aufgerissen. Mit wem will Stoodt 
denn noch Bündnisse schmieden? Alle, 
die „nur“ den US-Imperialismus anpran¬ 
gern und „Frieden mit Russland 44 fordern, 
will er ausgeschlossen sehen. Wem das 
nützt, liegt auf der Hand. Der Friedens¬ 
bewegung schadet es. 

Barbara Majd Amin, Berlin 

Zum Beitrag „Kapitalismus, Rassis¬ 
mus, Sexismus und Krieg “ von Hans 
Christoph Stoodt, UZ vom 29. Januar, 
erreichten uns noch weitere Stellung¬ 
nahmen, die wir erst einmal zurückstel¬ 
len. Es war ein redaktioneller Fehler, die 
Debatte nicht ausschließlich inhaltlich 
zu führen, sondern auch an Personen 
und Organisationen festzumachen. Das 
greift zu kurz und ist nicht hilfreich. 
Die kommende Tagung des Parteivor¬ 
standes der DKP am 20./21. Februar 
wird sich u. a. mit den Streitfragen in der 
Friedensbewegung befassen. Spätestens 
im Anschluss an diese PV-Tagung wol¬ 
len wir eine Debatte auch in der UZ in¬ 
itiieren. Die Redaktion 


Berlin: „Der 20. Parteitag der KPdSU aus 
heutiger Sicht.“ Veranstaltung von Marxis¬ 
tischem Arbeitskreis und Marx-Engels-Stif- 
tung mit Beiträgen von Prof. Dr. Heinz Nie¬ 
mann, Dr. Hans Modrow und Prof. Dr. Heinz 
Karl. Begegnungsstätte Undine, Hagenstra- 
ße 57,11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


SO ★ 7. FEB 


Hamburg: „Dauerausstellung zur Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945“, Füh¬ 
rung durch die erweiterte Dauerausstel¬ 
lung in den letzten erhaltenen ehemaligen 
Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, La¬ 
ger Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi-Bre- 
del-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt e. V. 
Hamburg Fuhlsbüttel, Wilhelm-Raabe-Weg 
23, nahe S-Bahn Flughafen, 14.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. 


MO ★ 8. FEB 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung der aktuellen Kleinzeitung 
und erste Überlegung zur Landtagswahl 
2017. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahn¬ 
straße 2a, 19.30 Uhr. 


DO ★ 11. FEB 


Nürnberg: „Öffentlich-Private .Partner¬ 
schaften’ zur Finanzierung von kommunalen 
Einrichtungen - Warum wir immer dagegen 
stimmen“, Gruppenabend der DKP. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SO ★ 14. FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der Vertei¬ 
diger der Bremer Räterepublik. Es spricht Dr. 
Seltsam, musikalisch begleitet vom Bucht¬ 
straßenchor. Anschließend Kulturprogramm 
im Westend. Arbeiterlieder von Michael 
Henk, Lesung aus Peter Weiss „Ästhetik des 
Widerstands“ mit Rolf Becker. Veranstalter 
sind unter anderem der DGB Bremen, die 
„Linke“ und die DKP. Waller Friedhof, 11.00 
Uhr. 


MO ★ 15. FEB 


Stadtlohn: „Die KPD im Kreis Borken vor 
70 Jahren - Kampf für eine Landreform, ein 
eventueller Zusammenschluss mit der SPD 
zu einer Einheitspartei“, offene Mitglieder¬ 
versammlung der DKP im Kreis Borken. Par¬ 
teiraum bei Tenbusch, Vredenerstraße 54, 
19.15 Uhr. 


DO ★18. FEB 


Nürnberg: „Organisationsprinzipien einer 
kommunistischen Partei“, Veranstaltung 
der DKP. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 20. FEB 


Hannover: „Gemeinsam feiern - gemein¬ 
sam kämpfen!“ Jahresauftakt der DKP 
Hannover. DKP-Büro, Göttinger Straße 58, 
18.00 Uhr._ 

Rostock: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Mecklenburg-Vorpommern. Cafe 


Maya, Wismarsche Straße 21,10.30 Uhr. 

München: „Epochenkrise und Utopie. Ge¬ 
schichtlichkeit und Aktualität Shakepeares.“ 
Seminar der Marx-Engels-Stiftung mit Prof. 
Dr. Thomas Metscher und Dr. Jennifer Far- 
rell. EineWeltHaus, Schwanthalerstraße 80, 
10.30 Uhr bis 18.00 Uhr._ 

Berlin: „Grundlagen der Politischen Ökono¬ 
mie - Das Kapital lesen.“ Auftaktveranstal¬ 
tung zum MASCH-Kapital-Lesekurs mit Prof. 
Dr. Klaus-Peter Kisker. Veranstalter: MEZ 
Berlin und Marx-Engels-Stiftung. Marx-En- 
gels-Zentrum, Spielhagenstraße 13,11.00 
Uhr bis 17.00 Uhr._ 

Stadtlohn: Neujahrsempfang der DKP im 
Kreis Borken mit traditionellem Grünkohles¬ 
sen. Bitte bis zum 15. Februar anmelden bei 
Ewald Harmeling (Telefon 01 520 8 845 050) 
oder Paul Tenbusch (Telefon 02 563 3472). 
Gaststätte Tenbusch, Vredenerstraße 90, 
17.00 Uhr. 


DO ★ 25. FEB 


Nürnberg: „Imperialismus“, Bildungs¬ 
abend der DKP. Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



Spenden für das 
UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 


bitte auf folgendes Konto des DKP-Par- 
teivorstands bei der GLS-Bank überwei¬ 
sen. 

IBAN: 

DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIGGENODEMiGLS 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


„Fall Lisa“ 

Ausweitung der Kampfzone 


Lisa, 13, von Flüchtlingen vergewaltigt - 
angeblich. Am 11. Januar war die junge 
Berlinerin 30 Stunden lang verschwun¬ 
den und während dieser Zeit mutmaßlich 
von zwei Männern sexuell missbraucht 
worden. Der Fall hat zunächst in der 
russlanddeutschen Community, der das 
Mädchen entstammt, hohe Wellen ge¬ 
schlagen. Am vergangenen Wochenende 
sind nun bundesweit über 10 000 Men¬ 
schen, überwiegend Russlanddeutsche, 
auf die Straße gegangen. Sie werfen den 
deutschen Behörden Untätigkeit oder 
sogar Verschleierung vor und demons¬ 
trierten darüber hinaus auch gegen an- 


Russland bricht Monopol 
auf Einmischung 


geblich kriminelle Flüchtlinge - teils ge¬ 
meinsam mit extrem rechten Aktivisten. 
Interessierte deutsche Rassisten greifen 
den bislang nicht geklärten Fall auf, um 
Stimmung gegen Flüchtlinge zu schüren. 

Neu ist, dass dabei zum ersten Mal 
Proteste in Deutschland von russischen 
Medien systematisch befeuert werden. 
Der Fall wurde von Medien, die in der 
russlanddeutschen Community rezipiert 
werden, außergewöhnlich breit themati¬ 
siert. In der vergangenen Woche misch¬ 
te sich auch Russlands Außenminister 
Sergej Lawrow in die Debatte ein. Er 
hoffe, dass der aktuelle Streit um die 
Flüchtlinge in Deutschland „nicht zum 
Versuch“ führe, „die Realität aus innen¬ 
politischen Gründen politisch korrekt zu 
übermalen“. 

Deutsche Leitmedien ordnen den 
Fall explizit in eine Reihe weiterer Fäl¬ 
le russischer Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten westeuropäischer Staa¬ 
ten ein. Russland unterstütze seit einiger 
Zeit „nationalistische Kräfte“ in der EU - 
„vom Front National bis zur AfD“ heißt 
es in der FAZ mit Blick auf Gesprächs¬ 
kontakte zwischen hochrangigen russi¬ 
schen Politikern und ultrarechten Par¬ 


teien aus mehreren EU-Staaten. „Schon 
lange schüren Putins Medien Misstrauen 
gegen westliche Eliten“, heißt es weiter; 
jetzt nutzten sie „den Fall einer angeb¬ 
lichen Vergewaltigung durch Migranten 
in Berlin, um die russischsprachige Be¬ 
völkerung in Deutschland aufzuhetzen“. 
„Die Demonstrationen am vergangenen 
Wochenende“ und „die dunklen Unter¬ 
stellungen des russischen Außenminis¬ 
ters Lawrow“ seien „der vorläufige Höhe¬ 
punkt dieser Ausweitung der Kampfzone“. 

Mittlerweile hat auch die Bundes¬ 
regierung scharf reagiert. Außenminis¬ 
ter Frank-Walter Steinmeier äußerte, 
es gebe keine Rechtfertigung dafür, den 
Fall „für politische Propaganda zu nut¬ 
zen und hier auf eine ohnehin schwie¬ 
rige innerdeutsche Migrationsdebatte 
Einfluss zu nehmen und sie anzuheizen“. 

Mit der Intervention des Moskauer 
Außenministers erlebt die Bundesrepu¬ 
blik erstmals Praktiken offener Einmi¬ 
schung im eigenen Land, wie sie Berlin 
sich in fremden Staaten seit langer Zeit 
anmaßt. Paradebeispiel ist das deutsche 
Vorgehen in Kiew bei Vorbereitung und 
Durchführung des Umsturzes Anfang 
2014. Hatten die westlichen Mächte, da¬ 
runter Deutschland, bislang de facto ein 
Monopol auf offene Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten eines fremden 
Staates bis hin zur Umsturzförderung, 
so ist Russland seit dem Frühjahr 2014 
nicht mehr bereit, diese Machtanmaßung 
umstandslos zu akzeptieren. Ein erster 
Gegenschlag gegen die westliche He¬ 
gemonie war die Übernahme der Krim; 
mit ihr brach Moskau den Anspruch des 
Westens, allein über die Zerschlagung 
von Staaten zu entscheiden wie etwa im 
Falle der Abspaltung des Kosovo im Jahr 
2008. Das aktuelle Vorgehen russischer 
Medien und des russischen Außenminis¬ 
ters zeigt, dass Russland bereit ist, nun 
auch das faktische Monopol des Westens 
auf Einmischung in die inneren Angele¬ 
genheiten fremder Staaten zu brechen. 

www.german-foreign-policy.com 


Trauer um Sowjetdiplomaten 

Antoli Popow starb im Alter von 90 Jahren 


Das Engagement für Frieden und Völ¬ 
kerverständigung, insbesondere zwi¬ 
schen der Sowjetunion/Russland und der 
Bundesrepublik Deutschland, prägte das 
Leben des Diplomaten Dr. Anatoli Po¬ 
pow. Jetzt starb er im Alter von 90 Jahren 
in einem Krankenhaus in seiner Heimat¬ 
stadt Moskau. 

Die Verständigung zwischen den Völ¬ 
kern war für ihn keine diplomatische 
Floskel, sondern ein tiefes Anliegen, das 


Er gab die „Saat des 
Friedens“ weiter. 


er in vielen Konferenzen, Foren, Sympo¬ 
sien und Begegnungen mit stetem Nach¬ 
druck zum Ausdruck brachte. 

Seit 1974, dem Gründungsjahr der 
Deutsch-Russischen Gesellschaft Rhein- 
Ruhr (DRGRR), begleitete er diese Ins¬ 
titution der „Volksdiplomatie“. Er trat in 
vielen Städten Nordrhein-Westfalens auf 
und trug durch seine fundierten Kennt¬ 
nisse dazu bei, viele Vorurteile, Hass und 
Unverständnis abzubauen. Auch vielen 
Städtepartnerschaften hat er durch sei¬ 
ne aktive Tätigkeit zum Entstehen und 
zum Erfolg verholfen. Ein weiterer Hö¬ 
hepunkt seines Engagements war die 
Unterstützung der deutsch-sowjeti¬ 
schen Kulturwochen, die in 26 Städten an 
Rhein und Ruhr durchgeführt wurden. 
Es konnte damit viel Eis zum Schmel¬ 
zen gebracht und Verständnis für die je¬ 
weils andere Seite geweckt werden. Der 
„Russe“ bekam - der antikommunisti¬ 
schen Propaganda und den russopho- 
ben Feindbildern zum Trotz - ein neues, 
ein menschliches Gesicht. Der studierte 
Germanist hatte ein großes Herz für das 
Land der Dichter und Denker - und sei¬ 
ne Arbeiterklasse. 

Walborg Schröder, Ehrenvorsitzende 
der DRGRR, erinnert sich: „Wir mussten 
ihn nicht lange bitten, auf vielen Veran¬ 
staltungen unserer Deutsch-Russischen 


Gesellschaft in Nordrhein-Westfalen mit 
den Menschen zu diskutieren oder Aus¬ 
stellungen zu eröffnen. In der Zeit der 
Entspannung gab es auch viele beglü¬ 
ckende Begegnungen zwischen Anatoli 
und den Menschen in unserem Land und 
es keimte die Hoffnung auf, die schreck¬ 
liche Vergangenheit zwischen unseren 
Völkern zum Guten bewältigen zu kön¬ 
nen.“ 

Viele tiefe Erinnerungen verbin¬ 
det auch der Arbeitskreis „Blumen für 
Stukenbrock“ mit dem geschichtsbe¬ 
wussten Friedensfreund. Wenn immer 
es möglich war, besuchte Popow, der 20 
Jahre Mitglied dieser Organisation war, 
die jährlichen Gedenkfeiern auf diesem 
größten sowjetischen Soldatenfriedhof 
in Deutschland. Besonders am Herzen 
lag ihm das Schicksal der Überleben¬ 
den des ehemaligen Gefangenenlagers 
Stammlager VI (326 K Senne) für sow¬ 
jetische Kriegsgefangene. Zum zurück¬ 
liegenden Jahreswechsel schrieb Popow 
an den Arbeitskreis: „Lasst uns hoffen, 
dass der Arbeitskreis Erfolge in weite¬ 
ren Einsätzen für Frieden und Freund¬ 
schaft zwischen unseren Völkern errei¬ 
chen wird. Wir werden uns gemeinsam 
darum kümmern.“ 

Dieses Versprechen kann er nun 
nicht mehr einlösen. Aber er hat die 
„Saat des Friedens“ in vielen Gesprä¬ 
chen mit Jugendlichen und Schülern an 
die kommenden Generationen weiterge¬ 
geben. Die sowjetische Regierung zeich¬ 
nete ihn in den 80er Jahren mit dem „Or¬ 
den der Völkerfreundschaft“ aus. 

Der Arbeitskreis, die DRGRR und 
viele Freunde und Genossen kondolier¬ 
ten seiner Witwe Walentina und seiner 
Tochter Olga. „Die Nachricht von seinem 
Tode hat uns sehr betroffen und traurig 
gemacht. Wir werden im ein ehrendes 
Andenken bewahren“, schrieb Hubert 
Kniesburges, Vorsitzender des Arbeits¬ 
kreises „Blumen für Stukenbrock“. 

Uwe Koopmann 


Meine progressive Woche 

Vom 23. bis 29. Januar 


Dienstag 

Die Übergriffe auf Flüchtlingsheime sind 
in Nordrhein-Westfalen nach Erkennt¬ 
nissen des dortigen Innenministers Jä¬ 
ger (SPD) im Jahr 2015 auf 214 Straf¬ 
taten gegenüber 25 im Jahre 2014 gestie¬ 
gen. Diese massive Steigerung beinhaltet 
das Schmieren von Hakenkreuzen oder 
rassistischen Parolen auf die Wände von 
Flüchtlingsunterkünften, die Androhung 
von Gewalt, aber auch 28 Gewaltdelikte 
wie Körperverletzung oder Brandstiftung. 
Dass es bisher noch keine Toten gab, ist 
Zufall. Bei einem Brandansclag in Alte¬ 
na im Oktober 2015 konnten sieben Syrer 
erst im letzten Moment gerettet werden. 


Die Aufklärungsquote beträgt 25 Pro¬ 
zent und damit nur die Hälfte derjenigen 
bei vergleichbaren „normalen“Delikten. 
Ein rechtes Netzwerk sieht Jäger nicht am 
Werke. Die Täter kämen zu 75 Prozent 
aus der Nachbarschaft oder der Region. 
In der Pressekonferenz verliert der Innen¬ 
minister kein Wort über mögliche rechtli¬ 
che oder polizeitaktische Konsequenzen. 
Derselbe Jäger konnte nach Silvester nicht 
laut genug Zeter und Mordio schreien. 
Von den anwesenden Medienvertretern 
gibt es keine Nachfragen. Hunderttausen¬ 
de Flüchtlinge werden weiter mit dem Ge¬ 
danken einschlafen müssen, Opfer eines 
Anschlages werden zu können. 


Freitag 

Heute schleudert jemand aus der „Nach¬ 
barschaft oder der Region “ eine Hand¬ 
granate gegen ein Flüchtlingsheim. In¬ 
nenminister de Maiziere sagt: „Ich ver¬ 
stehe Sorgen, ich verstehe Kritik, aber bei 
Gewalt hört es auf- sowohl von Asylbe¬ 
werbern wie auch gegen Asylbewerber.“ 
Solche verständnisvollen Worte hören wir 
kaum, wenn Asylbewerber straffällig wer¬ 
den. Was soll außerdem der Hinweis auf 
Gewalt von Asylbewerbern? Es ist auch 
diese „subtile“ Art der Ungleichbehand¬ 
lung von Menschen, die den Rassismus 
fördert und in die Mitte der Gesellschaft 
trägt. Adi Reiher 


Die großen Ausreden 

Herr Niersbach erklärt die Vergabe der Fußball-WM 2006 


Alle Medien haben dem Fußballskan¬ 
dal ausgiebig Aufmerksamkeit ge¬ 
schenkt, haben Schlagzeilen erfunden, 
Kommentare geschrieben, die sie für 
„Enthüllungen“ hielten - nur „Unsere 
Zeit“ hielt sich zurück. Welchen Grund 
mochte sie gehabt haben? Was mich 
angeht, der zuweilen Sportkommentare 
für die Zeitung schreibt, hielt ich mich 
an die alte Weisheit, wonach Reden 
Silber und Schweigen Gold ist. Denn: 
Man wusste längst, dass die Vergabe 
der WM 2006 - gern als „Sommermär¬ 
chen“ deklariert, obwohl es nicht mit 
dem Triumph der BRD endete - nicht 
seriös zugegangen war, hatte aber kei¬ 
ne Beweise dafür und wollte sich nicht 
an dem Konzert der Fabulanten betei¬ 
ligen. 

Nun beginnt man klarer zu sehen, 
was nicht etwa dem Umstand zuzu¬ 
schreiben ist, dass jemand die Wahrheit 
offenbart hat, sondern dass sich die Be¬ 
troffenen in die Haare geraten sind, je¬ 
der von ihnen Schnipsel der Wahrheit 
wissen ließ, was keineswegs die volle 
Wahrheit ans Licht ließ, aber klarer se¬ 
hen lässt. 

Der Fußball-Präsident Niersbach 
trat vor die Fernsehkamera und versi¬ 
cherte: „Ich möchte am heutigen Tag 
die Gelegenheit nutzen, in aller Offen¬ 
heit und Ehrlichkeit nur die Dinge so 
darzustellen, wie ich sie in Erinnerung 
habe und teilweise auch erst seit Kur¬ 
zem kenne.“ Fragt man sich nicht sofort: 
Führt der Präsident keine Akten und 
muss sich deshalb auf seine Erinnerung 
stützen? 

„Die sehr wichtige Kernbotschaft 
ist die: Es ist bei der WM-Vergabe 2006 
alles mit rechten Dingen zugegangen. 
Es hat keine schwarzen Kassen gege¬ 
ben, es hat keinen Stimmenkauf gege¬ 
ben. Wir haben die Vergabe am 6. Juli 
2000 mit 12:11 Stimmen gewonnen. 
(...) Also die Behauptung, dass wir 
auf unlauterem, unkorrektem Wege 
die WM, diese wunderbare WM 2006 
bekommen hätten, die stimmt defini¬ 
tiv nicht.“ 

Behauptet der Präsident, damals 
Pressesprecher! Und ergänzte diese 
Behauptung noch: „Jetzt kommt der 
zweite Teil, den ich in dieser Geschich¬ 
te, wie er sich darstellt, auch erst seit 
Kurzem kenne, auch immer noch nicht 
vollständig.“ Nochmal: Der DFB hat¬ 
te sich um die WM beworben, dessen 
Präsident vertrat denVerband und sein 
Nachfolger gesteht Jahre später, dass 
er den „zweiten Teil“ nicht vollstän¬ 
dig kennt. Die verschwundenen Milli¬ 
onen - so er - sollten ursprünglich für 
eine „Gala“ gedacht gewesen sein. 

Niersbach teilte nun mit, dass sie 
„ausfiel“: „Auch die Frage, wie die Gala 
abgesagt wurde: Hättet ihr da das Geld 
denn nicht zurückfordern müssen? 
Die lässt sich so beantworten, dass da 
schon erhebliche Organisationskosten 
entstanden waren, so dass man gesagt 
hat - wer genau, weiß ich auch nicht -, 
wir lassen das so. Was habe ich mir 
persönlich vorzuwerfen? Ich habe von 
dem Vorgang erfahren im Juni etwa, 
den Tag genau kann ich nicht sagen, 
über Umwege.“ 

Ein Kalender, in dem die wichtigs¬ 
ten Termine eingetragen werden. Wird 



Kleiner ging es schon 2006 nicht; die Welt vor dem Brandenburger Tor; ein 
Schelm, wer Böses dabei denkt. 


im DFB nicht geführt? Niersbach fuhr 
fort: „Vielleicht noch ein Punkt, der 
auch immer wieder in der Berichter¬ 
stattung auftauchte, dass es ein Ge¬ 
spräch gegeben habe im Frankfurter 
Airport-Club, wo man innerhalb der 
alten OK-Besetzung darüber gespro¬ 
chen hätte. Dies stimmt also nicht. Wir 
haben uns da getroffen, aber da ist 
über dieses Thema nicht gesprochen 
worden.“ 

Spielten die Mitglieder des Orga¬ 
nisationskomitees da vielleicht Skat, 
da sie kein wichtigeres Thema hatten? 
Und dann: „Die wichtige Botschaft 
steht: Das Sommermärchen war ein 
Sommermärchen, und es bleibt ein 
Sommermärchen und ist nicht mit un¬ 
lauteren Mitteln nach Deutschland 
gekommen.“ Zu den vielen Millionen¬ 
überweisungen des DFB gehörte auch 
eine an den Adidas-Chef Louis-Drey- 


fus und die spielte in der endlosen Pres¬ 
sekonferenz mit Niersbach eine ent¬ 
scheidende Rolle. 

Ein Journalist fragte: „Herr Niers¬ 
bach, wenn ich es richtig verstehe, sa¬ 
gen Sie ja, es gab dieses Darlehen von 
Herrn Louis-Dreyfus, und es gab diese 
Rückzahlung an die Fifa, die über die 
Kulturveranstaltung begründet wur¬ 
de. Und Sie sagen, diese 6,7 Millionen 
waren immer sauber in den Büchern. 
Das heißt aber, wenn ich Sie richtig 
verstehe, sie waren in den Büchern, als 
Zahlung für eine Kulturveranstaltung. 
Und Sie wissen aber, und sagen das 
hier auch, dahinter stand eine Rückzah¬ 
lung eines privaten Darlehens. Ist das 
nicht ein Widerspruch in der Buchfüh¬ 
rung?“ Niersbach: „Das weiß ich heute“ 
(nickt). (Aufgezeichnet hatte die Aus¬ 
sagen Christian Krämer.) 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Amerikas Eltern im Kontrollwahn, 

D 2016 

Reportage über die Totalüberwa¬ 
chung in den USA - nämlich der der 
Eltern gegenüber ihren Kindern. 
Sandra Ratzow ist ARD-Korrespon- 
dentin in den USA. Ihre drei Kinder 
im Kindergarten- und Grundschul¬ 
alter hat sie mitgenommen an ihren 
neuen Arbeitsort. Sie musste fest¬ 
stellen, dass Kindheit und Elternsein 
in den USA ganz anders sind als in 
Deutschland. Ihre Kinder lässt sie 
jetzt ungern allein draußen spielen, da 
sie sonst damit rechnen müsste, dass 
die Polizei und das Jugendamt vor der 
Tür stehen. 

Sa., 6.2., 16.30-17.00 Uhr, ard 

Der Stellvertreter, F/D 2002 

Spielfilm von Costa-Gavras nach dem 
Stück von Rolf Hochhuth aus dem 
Jahr 1963, das die Haltung des Vati¬ 
kans zum Holocaust thematisiert. Das 
Stück löste damals eine scharfe Kon¬ 
troverse aus. 

So., 7.2., 20.15-22.20 Uhr, arte 

Sondertribunal - Jeder kämpft 
für sich allein, F/I/BRD1975 

Ein weiterer Spielfilm von Costa- 
Gavras zeigt Frankreich zur Zeit der 
deutschen Besetzung 1941. In Vichy 


nimmt sich eine Gruppe Jugendlicher 
vor, aktiven Widerstand zu üben und 
ab sofort jeden deutschen Soldaten zu 
erschießen, der ihnen über den Weg 
läuft. Allerdings sorgt gleich der erste 
Fall - ein erschossener deutscher Of¬ 
fizier - für größtes Aufsehen. Die Re¬ 
gierung ist sich sicher, dass die deut¬ 
schen Besatzer hierfür Sühne fordern 
werden - und beschließt, dies selbst 
zu tun. 

Mo., 20.15-22.05 Uhr, arte 

Das Geständnis, F/l 1969 

In diesem Spielfilm thematisiert 
Costa-Gavras die Schauprozesse in 
der Tschechoslowakei Anfang der 
1950er Jahre. Schwere Kost - gerade 
für Kommunisten. Wegschauen zählt 
nicht. 

Mi., 10.2., 20.15-22.30 Uhr, arte 

Mississippi burning - 

Die Wurzel des Hasses, USA 1988 

Der Spielfilm basiert auf dem tat¬ 
sächlichen Fall der Ermordung von 
drei Bürgerrechtlern (James Earl 
Chaney,Michael Schwerner und An¬ 
drew Goodman) durch Mitglieder 
des White Knights of the Ku Klux 
Klan in Neshoba County am 21. Juni 
1964. 

Fr., 12.2., 22.35-0.35,3sat 











